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© Paul Schneider / Hessische Staatskanzlei 

Vorwort 

Liebe Leserinnen und Leser, 

ich freue mich, Ihnen den aktuellen Hessischen Jahresbericht – Arbeitsschutz und Pro-

duktsicherheit in seiner 30. Auflage vorstellen zu können. Dies nehmen wir zum Anlass, 

um einen Blick auf die Veränderungen zu werfen, die der Arbeitsschutz in diesem Zeit-

raum zu bewältigen hatte. Dabei wird besonders auf die Aspekte eingegangen, in de-

nen der Strukturwandel der Arbeitswelt vom Arbeitsschutz neue Herangehensweisen 

und Aufsichtsstrategien erfordert. 

Hierzu gehört, neben der Entwicklung neuer Strategien zum Umgang mit modernen 

Arbeitsformen wie dem Homeoffice und dem Einsatz von KI in den unterschiedlichsten 

Zusammenhängen, besonders auch die Auseinandersetzung mit neuen, potenziell 

problematischen Arbeitsplätzen vielfach in Branchen, in denen eher gering qualifi-

zierte Menschen unter meist prekären Bedingungen beschäftigt werden. 

Alle Beschäftigten in Hessen sollen unter sicheren und gesundheitsförderlichen Bedin-

gungen arbeiten – das bleibt dabei das zentrale Anliegen des staatlichen Arbeitsschut-

zes. Angesichts des demographischen Wandels und hoher Ausfallzeiten durch psychi-

sche und physische Erkrankungen wird zunehmend deutlich, dass die Gesundheit von 

Beschäftigten eine wesentliche Voraussetzung einer gelingenden und nachhaltigen Ar-

beits- und Fachkräftesicherung darstellt. 

Gerade angesichts der Herausforderungen der Transformation der Arbeitswelt zeigt 

sich, dass der Arbeitsschutz dann besonders erfolgreich ist, wenn er gemeinsam von 

verschiedenen Akteuren getragen wird. In Hessen bestehen etablierte und vertrauens-

volle Kooperationsbeziehungen mit den Sozialpartnern, die im Beirat für Arbeitsschutz 

seit mehr als drei Jahrzehnten gemeinsam das Ministerium zu aktuellen Fragen des 

Arbeitsschutzes beraten. Ein weiteres Beispiel für eine gute und praxisorientierte Zu-

sammenarbeit ist die Erstellung einer Handlungshilfe, die es Betrieben im Handwerk 

erleichtert, eine Gefährdungsbeurteilung zum Mutterschutz durchzuführen. Die Kon-

ferenz für Personal- und Betriebsräte in Hessen hat ebenfalls gezeigt, dass die gemein-

same Thematisierung aktueller Arbeitsschutzfragen die Umsetzung einer guten Ar-

beitsgestaltung wirksam unterstützt und deren Akzeptanz erhöht. Wir werden diese 
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erfolgreiche Zusammenarbeit mit den Arbeitgeberorganisationen und den Gewerk-

schaften in Hessen fortführen und mit weiteren Akteuren praxisnah ausgestalten. 

Daneben zeigt sich auch, dass trotz veränderter Belastungen etwa an digitalisierten 

Arbeitsplätzen auch die Gesundheitsgefahren und Sicherheitsrisiken der industriellen 

Arbeitswelt 3.0 fortbestehen. Dies wird im Kapitel zum Unfallgeschehen nachdrücklich 

aufgezeigt: Bestimmte Tätigkeiten und Arbeitsumgebungen bergen ein dauerhaft ho-

hes Verletzungsrisiko für Beschäftigte. Hier muss nach wie vor der staatliche Arbeits-

schutz Sorge dafür tragen, dass wirksame Arbeitsschutzmaßnahmen implementiert 

werden. Deswegen werden die klassischen Themen des Arbeitsschutzes, etwa die Ab-

sturzsicherung oder der Umgang mit Gefahrstoffen, auf Bundes- wie Länderebene wei-

ter im Fokus des Aufsichtshandelns bleiben. 

Auch insofern knüpft der diesjährige Jahresbericht an die Tradition der vorangegange-

nen Publikationen seit 1994 an und unterstreicht die hohe Relevanz des Aufsichtshan-

delns der Arbeitsschutzbehörden. Für einen wirkungsvollen Schutz der Beschäftigten 
gilt  es, eine entsprechende Präsenz zu realisieren. Dies geschieht sowohl durch re-

aktive Betriebsbesuche nach Unfällen oder Beschwerden als auch durch eigenini-
tiierte, risikogesteuerte Besichtigungen zur Überprüfung der Einhaltung von 

Arbeitsschutzgesetzen. 

Der nunmehr vorliegende „Hessische Jahresbericht – Arbeitsschutz und Produktsicher-

heit 2024“ informiert über das breit gefächerte Tätigkeitsspektrum der hessischen Auf-

sichtsbehörden für Arbeitsschutz und Produktsicherheit. Er enthält weiterhin umfang-

reiches Informations- und Datenmaterial zur aktuellen Situation des staatlichen Ar-

beits- und Gesundheitsschutzes sowie zur Produktsicherheit und Marktüberwachung 

in Hessen. 

Ich bedanke mich bei allen, die an der Erstellung dieses Jahresberichts mitgewirkt ha-

ben, und allen, die uns im Rahmen unserer Arbeit unterstützen. Mein besonderer Dank 

gilt den Kolleginnen und Kollegen des Ministeriums sowie den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern der Aufsichtsbehörden für Arbeitsschutz und Produktsicherheit für ihr 

hohes Engagement und ihren aktiven Einsatz für gute Arbeitsbedingungen in den hes-

sischen Betrieben sowie für faire Marktbedingungen in Hessen. 

Ihnen als Leserinnen und Leser wünsche ich nun interessante Einblicke und weiterfüh-

rende Erkenntnisse. 

Mit freundlichen Grüßen 

Heike Hofmann 

Staatsministerin 
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Grundsatzthema 

Mit gutem Arbeitsschutz fit für den Wandel! 

Ein Rückblick auf 30 Jahre Jahresbericht der Hessischen Behörde für Arbeitsschutz 
und Produktsicherheit 

Der Hessische Jahresbericht für Arbeitsschutz und Produktsicherheit erscheint nun-

mehr seit mehr als 30 Jahren; in dieser Zeit wurde die „Optik“ und auch die inhaltliche 

Struktur mehrfach angepasst, aber an der grundsätzlichen Zielrichtung – eine Informa-

tion der Fachöffentlichkeit und der betrieblichen Akteure über die Aktivitäten der Be-

hörde für Arbeitsschutz und Produktsicherheit – hat sich nichts Grundsätzliches verän-

dert. 

Dennoch lohnt es sich, nach diesem langen Zeitraum einen Blick zurück zu werfen: In 

den vergangenen 30 Jahren hat sich im Wesentlichen der Übergang zwischen der 

(post-)industriellen Arbeitswelt zur „Arbeitswelt 4.0“ vollzogen. Dieser Transformati-

onsprozess markiert einen tiefgreifenden Wandel in der Struktur, Organisation und 

Kultur der Erwerbsarbeit. Während die tradierte Arbeitswelt überwiegend durch „klas-

sische“ industrielle Verfahren, lineare Produktionsketten und eindeutige Hierarchien 

geprägt war, orientiert sich die Arbeitswelt 4.0 zunehmend an Digitalisierung, künstli-

cher Intelligenz und vernetzten Strukturen. Betriebe transformieren sich zu dynami-

schen Systemen, in denen flexible Arbeitsformen im Vordergrund stehen. 

Bei der Betrachtung der jeweils in den Jahresberichten aufgegriffenen Fragestellungen 

kann in gewisser Weise nachvollzogen werden, welche Themen aus dem Bereich des 

Arbeitsschutzes und der Produktsicherheit zu dem Zeitpunkt im Fokus standen und mit 

welchen Veränderungen sich die Behörde auseinandergesetzt hat. Im Überblick lassen 

sich daraus die Entwicklungen erkennen und Empfehlungen für zukünftige Aufsichts-

konzepte und Schwerpunktsetzungen ableiten; denn es ist an dieser Stelle nicht beab-

sichtigt, eine historische Darstellung zu skizzieren, sondern vielmehr eine Standortbe-

stimmung vorzunehmen, wo der staatliche Arbeitsschutz heute steht und in welche 

Richtung er sich entwickeln sollte, um angemessen auf die Herausforderungen der sich 

transformierenden Arbeitswelten zu reagieren. 

Arbeitswelt 3.0 und Humanisierung des Arbeitslebens 

Die „Arbeitswelt 3.0“ der sechziger bis neunziger Jahre war gekennzeichnet durch das 

Modell der sozialen Marktwirtschaft bei dem in der Nachkriegszeit die freie Marktwirt-

schaft durch staatliche Eingriffe sozial ausbalanciert wurde. Ein wesentliches Element 

in diesem Zusammenhang war die Stärkung der Position der Beschäftigten gegenüber 

den Arbeitgebern sowie die Ausweitung der Mitspracherechte der Betriebs- und Per-

sonalräte. In dieser Phase wurde beispielsweise das für den Arbeitsschutz relevante 

Programm „Humanisierung des Arbeitslebens“ (HdA) durchgeführt, das über 15 Jahre 

hinweg, bis in die frühen 90er Jahren dazu beigetragen hat, sowohl in der Wissenschaft 

als auch in der öffentlichen Wahrnehmung den Fokus auf die Arbeitsbedingungen der 

Beschäftigten zu richten. Dabei wurde ein breites thematisches Spektrum angespro-

chen, das neben dem „klassischen“ Arbeitsschutz auch explizit partizipative Elemente 
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aufgriff, um die Demokratisierung der Arbeitswelt voranzutreiben. Insbesondere wur-

den Ansätze verfolgt, die Beschäftigten als „Experten für die eigenen Arbeitsbedingun-

gen“ aktiv einzubeziehen, besonders bei der Gestaltung von Arbeitsorganisation und 

Arbeitsabläufen. Auch psychische Belastung bei der Arbeit – z.B. die Reduktion von 

monotonen Arbeitsvollzügen – wurde erstmals in breiterem Umfang aufgegriffen. 

Dennoch standen im wesentlichen sicherheitstechnische, physikalische und chemische 

Belastungsfaktoren im Mittelpunkt des HdA-Programms, also das etablierte Themen-

spektrum des Arbeitsschutzes. Lärm, Staub – insbesondere Quarz und Asbest – waren 

die Faktoren, die bereits seit den 50er und 60er Jahren ein hohes Maß an Aufmerk-

samkeit genossen, da sie die wesentlichen Verursacher von Berufskrankheiten waren 

und demzufolge viel menschliches Leid verursachten und hohe wirtschaftliche Kosten 

in den seinerzeit großen Branchen des Bergbaus und der Metallindustrie hervorriefen. 

Die in dieser Phase vorangetriebene Forschung im Bereich der Chemie hatte weiterhin 

aufgezeigt, dass etliche Gefahrstoffe, deren Einsatz weit verbreitet war, mit hohen Ge-

fährdungen für die Beschäftigten verbunden waren. Als besonders problematisch er-

wiesen sich Dioxine und Formaldehyd, aber auch Holzstaub sowie diverse Allergene, 

wie zum Beispiel Mehlstäube. 

Es wurde versucht, ein möglichst breites Spektrum aller Faktoren aus der Arbeitsum-

gebung hinsichtlich ihrer – teils sehr komplexen – Belastungswirkung auf den Men-

schen zu untersuchen, also beispielsweise auch (raum)klimatische Faktoren, Hand-

Arm-Vibrationen und Ganzkörperschwingungen sowie Beleuchtung mit einzubezie-

hen. Hinzu kamen zunehmend die menschbezogenen Analysen, die als Weiterentwick-

lung der sogenannten REFA-Methoden (ursprünglich für Reichsausschuß für Arbeits-

zeitermittlung) zur Analyse, Gestaltung und Optimierung von Arbeitsabläufen und 

-prozessen eingesetzt wurden und sich mit Fragen der menschengerechten und ergo-

nomischen Gestaltung von Arbeit befassten.

Angesichts der Vielfalt der zu betrachtenden Faktoren wurde dann versucht, Konzepte 

zu entwickeln, um häufig auftretende Belastungskombinationen systematisch zu un-

tersuchen und zu bewerten sowie ob und in welcher Weise sich gleichzeitig ein-

wirkende Belastungen hinsichtlich ihrer Wirkungen auf den Menschen verstärken 

(oder abschwächen) können und welche Schutzmaßnahmen im jeweiligen Fall zielfüh-

rend eingesetzt werden können. In Hessen wurde in diesem Zusammenhang beispiels-

weise ein relativ umfangreiches Programm zur Überwachung von Belastungen an Ar-

beitsplätzen in Eisengießereien durchgeführt. Letztlich ist allerdings zu konstatieren, 

dass diese Bemühungen um eine Bewertung von Mehrfachbelastungen sich als zu 

komplex erwiesen, um über wissenschaftliche Studien hinaus praxisrelevant zu wer-

den; sie wurden von anderen Entwicklungen überholt. 

Das Programm „Humanisierung der Arbeit“ wurde durch das Programm „Arbeit und 

Technik“ abgelöst, das bis 1996 das Ziel verfolgte, die Arbeitswelt an die technischen 

und wirtschaftlichen Veränderungen anzupassen und gleichzeitig die Arbeitsbedingun-

gen zu verbessern. Beide Programmschwerpunkte haben einen deutlichen Einfluss auf 

das Grundverständnis des Arbeitsschutzes gehabt und – mit einem gewissen zeitlichen 
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Versatz – auch ihren Niederschlag in der Aufsichtstätigkeit der staatlichen Arbeits-

schutzbehörden gefunden. Viele der dort entwickelten Ansätze sind heute noch rele-

vant, insbesondere im Kontext der Digitalisierung und der sich wandelnden Arbeits-

welt. 

Aber auch andere gesellschaftliche Entwicklungen haben einen gravierenden Einfluss 

auf die Tätigkeit der Behörde gehabt, die seinerzeit in Hessen Gewerbeaufsicht hieß, 

und die sowohl für den Umweltschutz als auch für den Arbeitsschutz zuständig war. 

Nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl und der zunehmenden gesellschaftlichen Re-

levanz ökologischer Themen, gewann der Umweltschutz rasant an Bedeutung und er-

lebte in kurzer Zeit eine massive thematische und organisationale Ausdifferenzierung. 

Parallel dazu breitete sich in der Arbeitswelt zum einen zunehmend der Einsatz von 

Informationstechnologien aus und zum anderen nahm die Bedeutung der Dienstleis-

tungsbranchen stark zu. Entsprechend weiteten sich somit auch die Themen enorm 

aus, mit denen sich der staatliche Arbeitsschutz zu befassen hatte. 

Trennung von Arbeitsschutz- und Umweltbehörden 

Als Folge beider Entwicklungen, der thematischen Auffächerung des Arbeitsschutzes 

und des Bedeutungsgewinns des Umweltschutzes, sahen sich die Behörden mit hohen 

Erwartungen und einer thematischen Komplexität konfrontiert, die innerhalb eines 

einzigen behördlichen Handlungsrahmens nicht mehr kompetent bearbeitet werden 

konnten. Daher wurde nach einer längeren Vorbereitungsphase in Hessen am 25. Feb-

ruar 1993 der Arbeitsschutz von den Umweltbehörden getrennt. 

Seit etwa Mitte der 90er Jahre wurde deutlich, wie sehr die Veränderungen der be-

trieblichen Arbeitswelten auch von den wirtschaftlichen Megatrends beeinflusst wer-

den, insbesondere der Globalisierung und Flexibilisierung, als Folge der unter dem Pri-

mat der Deregulierung stehenden neoliberalen Wirtschaftspolitik. Gekennzeichnet 

sind diese Entwicklungen durch weltweit agierende Unternehmen, einem weitreichen-

den Bedeutungsgewinn globaler Lieferketten sowie durch die Auslagerung von Belas-

tungen und wenig lukrativer Produktionsformen auf Länder des globalen Südens oder 

auf Subunternehmen aus Niedriglohnländern. 

Ebenfalls unter dem Einfluss dieser neoliberalen Entwicklungen wurde der Staat in sei-

ner Steuerungs- und Kontrollfunktion deutlich beschnitten. Das führte im staatlichen 

Arbeitsschutz dazu, dass die Personalressourcen nicht an das umfangreicher werdende 

Aufgabenspektrum angepasst wurden; zusätzlich erfolgte eine Integration der ehe-

mals eigenständigen Ämter für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik in die Bünde-

lungsbehörden der Regierungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kassel. Diese Reform 

sollte eine effizientere Verwaltung und eine bessere Koordination der Umwelt- und 

Arbeitsschutzaufgaben ermöglichen. Sie hatte aber indirekt zur Folge, dass sich die Be-

dingungen für die Aufsichtstätigkeit strukturell verändern. Im Handeln einer Bünde-

lungsbehörde spielen Abwägungsprozesse zwischen den Interessen der Betriebe in der 

Region und der Durchsetzung von Arbeitsschutzinteressen zwangsläufig eine Rolle. 

Ähnliche organisationsbezogene Anpassungen der ehemals autonomen Gewerbeauf-
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sicht in andere behördliche Strukturen haben in nahezu allen Bundesländern stattge-

funden. 

Neue gesetzliche Grundlage: das Arbeitsschutzgesetz 

Darüber hinaus wurde am 7. August 1997 mit dem Arbeitsschutzgesetz, das die alte 

Gewerbeordnung in weiten Teilen ablöste, eine Neuausrichtung der gesetzlichen 

Grundlagen für die Umsetzung und Überwachung des Arbeitsschutzes vorgenommen. 

Das Arbeitsschutzgesetz bildet die Umsetzung der EU-Rahmenrichtlinie 89/391/EWG 

in nationales Recht ab. Eine der markantesten Veränderungen liegt darin, dass den 

Betrieben nicht länger verbindlich einzuhaltende Grenzwerte vorgegeben werden, 

sondern ein präventiver, ganzheitlicher Ansatz im Arbeitsschutz umzusetzen ist. Es gilt, 

die Gesundheit und Sicherheit aller Beschäftigten am Arbeitsplatz zu schützen und zu 

fördern. Die primäre Verantwortung für die Umsetzung dieser Ziele und damit die Aus-

gestaltung der konkreten Arbeitsschutzmaßnahmen tragen Arbeitgeberinnen und Ar-

beitgeber; sie sind aufgefordert, eine betriebsspezifische Gefährdungsbeurteilung zu 

erstellen und zu dokumentieren, auf deren Grundlage sie präventiv agieren und einen 

ganzheitlichen Gesundheitsschutz umsetzen müssen. Dabei gilt es, den Arbeitsschutz 

als integralen Bestandteil der betrieblichen Abläufe zu implementieren, das heißt die 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sind aufgefordert, nicht nur punktuell Sicherheits-

mängel und Gesundheitsrisiken zu minimieren, sondern sie müssen Sicherheit und Ge-

sundheit bei der Arbeit in allen betrieblichen Prozessen berücksichtigen. 

Der präventive Ansatz und die ganzheitliche Betrachtung des Systems Betrieb 

Damit hat der Gesetzgeber eine Erkenntnis weiterentwickelt, die sich bereits mit dem 

Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) von 1973 andeutete: Es genügt nicht, jeweils einzelne 

Gefährdungsfaktoren oder singuläre Mängel zu beseitigen, sondern es gilt, das ge-

samte „System Betrieb“ so aufzustellen, dass gute Arbeitsbedingungen geschaffen und 

dauerhaft aufrechterhalten werden können. So wurde mit dem Arbeitsschutzgesetz 

eine neue „Philosophie“ des Arbeitsschutzes etabliert: Abkehr von rein technischen 

(Sicherheits-)Vorgaben hin zu einem präventiven, ganzheitlichen Ansatz. Der Fokus 

liegt nun nicht mehr nur auf der Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankhei-

ten, sondern auf der systematischen Verbesserung von Sicherheit und Gesundheit bei 

der Arbeit. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sind verpflichtet, die Arbeitsbedingun-

gen aktiv zu gestalten, und dabei wird Arbeitsschutz als kontinuierlicher organisatio-

naler Prozess verstanden. 

Größere Betriebe haben relativ schnell die Gestaltungsspielräume erkannt, die ihnen 

das Arbeitsschutzgesetz ermöglicht, wohingegen es für kleinere Betriebe mehrheitlich 

nach wie vor schwer ist, angemessene Gefährdungsbeurteilungen vollständig durch-

zuführen. Um den Betrieben diesen systemischen Arbeitsschutz-Ansatz nahezubrin-

gen, wurde bereits in den 90er Jahren seitens des staatlichen Arbeitsschutzes damit 

begonnen, die Betriebsbesuche als sogenannte „Systemkontrolle“ durchzuführen, wo-

bei die Terminologie sich im Laufe der Jahre verändert hat. 
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Das hessische ASCA-Programm als Basis weiterer Entwicklungen 

Hessen übernahm hier bundesweit mit der Entwicklung des sogenannten ASCA-Pro-

gramms (Arbeitsschutz und sicherheitstechnischer Check in Anlagen) bereits vor In-

krafttreten des Arbeitsschutzgesetztes eine Vorreiterrolle bei der Erstellung von Kon-

zepten zur systematischen Verbesserung der Arbeitsschutzorganisation. Hierbei han-

delte es sich um ein landesweites Konzept zur Förderung von systematischem Arbeits-

schutz in Unternehmen, das entwickelt wurde, um Betriebe bei der Einführung und 

Verbesserung ihrer Arbeitsschutzorganisation zu unterstützen. Es sollte Betriebe befä-

higen, Sicherheitsmängel zu identifizieren und gezielt Maßnahmen zur Verbesserung 

des Arbeitsschutzes umzusetzen. 

Gleichzeitig bestand die Intention darin, ein Aufsichtsprogramm einzusetzen, mit dem 

nicht nur einzelne Arbeitsschutzmängel aufgedeckt werden können, sondern in dem 

systematisch nachvollzogen werden kann, welche organisationalen Bedingungen mög-

liche Ursachen für Arbeitsschutzdefizite bilden. 

Der Grundgedanke des Programmes bestand darin, einem präventiven Arbeits- und 

Gesundheitsschutz Vorrang vor dem bisherigen „Reparatur“-Ansatz einzuräumen. Es 

wurde eine konkrete – checklistengestützte – Basis für die Überprüfung des betriebli-

chen Arbeitsschutzes erstellt, die sowohl eine Revision der Arbeitsbedingungen an den 

Arbeitsplätzen selbst – die „Complianceprüfung“, in der aktuellen Terminologie – als 

auch eine Analyse des betrieblichen Arbeitsschutzsystems umfasst. Damit werden 

während der Betriebsbesichtigung die notwendigen Informationen erhoben, um orga-

nisationale Arbeitsschutzdefizite aufzudecken. So wird es möglich, nicht nur die 

„Symptome“, also die tatsächlichen Arbeitsschutzmängel zu benennen, sondern dar-

über hinaus auch eine Optimierung der betrieblichen Arbeitsschutzorganisation zu er-

reichen und auf diesem Wege dem erneuten Auftreten derartiger Mängel entgegen-

zutreten. Mit diesem Vorgehen hatte erstmals auch die staatliche Arbeitsschutzauf-

sicht ein Konzept und eine Handlungsbasis für präventive und ganzheitliche Arbeits-

schutzansätze. Diese Aufsichtskonzepte aus den 90er Jahren wurden kontinuierlich ak-

tualisiert und an die sich verändernden rechtlichen und organisatorischen Gegeben-

heiten angepasst. Sie gehören mittlerweile unter dem Begriff „Besichtigung mit Sys-

tembewertung“ („BmSys“) zum Grundkanon des Aufsichtshandelns der staatlichen Ar-

beitsschutzbehörden sowie der Unfallversicherungsträger. Dabei wird die Organisa-

tion des betrieblichen Arbeitsschutzes daraufhin überprüft, ob die Grundanforderun-

gen des Arbeitsschutzgesetzes und der DGUV Vorschrift 1 erfüllt sind; der Einstieg er-

folgt in der Regel über die Prüfung der Gefährdungsbeurteilung als eines der Kernele-

mente betrieblichen Arbeitsschutzes. 

Zusammenarbeit in der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie 

Grundlage für dieses gemeinsame Agieren der staatlichen Arbeitsschutzbehörden und 

der Unfallversicherungsträger ist die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie 

(GDA), die seit 2008 als ein dauerhaftes Bündnis von Bund, Ländern und Unfallversi-

cherungsträgern besteht. Auch die Sozialpartner wirken in der GDA mit beratender 
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Stimme mit. Damit bietet die GDA die Chance, dass die relevanten Player in Deutsch-

land sich gegenüber den Herausforderungen, die sich im Arbeitsschutz stellen, gemein-

sam positionieren, abgestimmte Strategien entwickeln und aktuellen Themen gemein-

sam auf die Agenda nehmen. 

Ziel ist es, das Handeln der Arbeitsschutzakteure in einer abgestimmten Strategie zu 

stärken und den Arbeitsschutz in Deutschland an die sich wandelnde Arbeitswelt an-

zupassen. Die GDA entwickelt gemeinsame Arbeitsschutzziele und gestaltet das Vor-

schriftenwerk verständlicher und transparenter, nicht zuletzt um Rechtssicherheit zu 

schaffen. Ein weiteres wesentliches Element der GDA ist die Erarbeitung einheitlicher 

Leitlinien für das Aufsichtshandeln der staatlichen Arbeitsschutzbehörden und der Un-

fallversicherungsträger. Diese abgestimmte Vorgehensweise soll Doppelungen ver-

meiden, die Beratung und Überwachung der Betriebe effizient und praxisnah gestalten 

und letztlich die Akzeptanz des Arbeitsschutzes verbessern. 

Die GDA trägt so zur Stärkung und Stabilisierung des dualen Arbeitsschutzsystems bei. 

Dabei reagiert sie in ihren thematischen Programmen auf gesellschaftliche Entwicklun-

gen, wie den demografischen Wandel, die Digitalisierung und neue Formen der Arbeit. 

Durch die Bündelung von Präventionsaktivitäten und die Förderung guter Praxisbei-

spiele setzt die GDA Impulse für eine nachhaltige Verbesserung der Arbeitsbedingun-

gen. 

Einführung der Mindestbesichtigungsquote ab 2026 

Eine weitere grundlegende Veränderung wird sich im Jahr 2026 ergeben, wenn die 

Mindestbesichtigungsquote im betrieblichen Arbeitsschutz für die Bundesländer ver-

bindlich wird. Diese im Jahr 2021 in das Arbeitsschutzgesetz übernommene Regelung 

schreibt vor, dass die staatlichen Arbeitsschutzbehörden in jedem Bundesland mindes-

tens fünf Prozent aller Betriebe pro Jahr besichtigen müssen. Hierbei wird nur eine 

Besichtigung pro Betrieb und Kalenderjahr gezählt, und es ist dem Grundsatz nach in 

jedem Fall eine Besichtigung mit Systembewertung durchzuführen. In diesem Rahmen 

sollen in erster Linie Betriebe und Branchen aufgesucht werden, in denen mit einem 

hohem Gefährdungspotenzial zu rechnen ist. 

Diese Vorgabe soll die Kontrolldichte und somit die Präsenz der Aufsicht in den Betrie-

ben erhöhen, denn bislang wurden viele Betriebe, insbesondere die kleinen und sehr 

kleinen, nur selten oder gar nicht kontrolliert. Dieses Vorgehen dient dazu – so die 

Intention des Gesetzgebers – die Qualität des Arbeitsschutzes zu verbessern. Inwie-

weit sich die mit der Mindestbesichtigungsquote und der Betriebsbesichtigung mit Sys-

tembewertung angestrebten Ziele direkt verwirklichen lassen, soll dann mit einer dif-

ferenzierten Evaluation überprüft werden, die für das Jahr 2027 vorgesehen ist. 

Neue Herausforderungen durch Digitalisierung und KI in der Arbeitswelt 

Neben diesen rechtlichen und organisatorischen Aspekten steht die Arbeitsschutzauf-

sicht vor weiteren Herausforderungen, die sich insbesondere aus der digitalen Trans-

formation der Arbeitswelt ergeben. Die Nutzung von Künstlicher Intelligenz und Big 

Data ermöglicht neue Geschäftsmodelle, der Einsatz neuer, zum Beispiel virtueller 
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Kommunikationswege verändert tiefgreifend die betrieblichen Abläufe und Arbeits-

weisen, etwa durch die Einführung von mobiler Arbeit und die weitgehende Automa-

tisierung von Standardaufgaben. 

Diese Arbeitswelten bieten zwar Chancen für mehr Selbstbestimmung und Teilhabe, 

bergen aber auch Risiken wie Entgrenzung, Kontrollverlust oder soziale Spaltung. Hier 

kommt einer modernen, an den aktuellen Erfordernissen ausgerichteten Arbeits-

schutzaufsicht eine wesentliche Rolle für die Gestaltung sicherer und gesundheitsge-

rechter Arbeitsbedingungen zu. 

Als weiterer wesentlicher Trend der Arbeitswelt 4.0 ist die Entstehung und Ausweitung 

von atypischen bzw. prekären Arbeitsverhältnissen zu konstatieren. In Branchen wie 

der Gebäudereinigung, Logistik, bei der Paketzustellung, in der Gastronomie sowie in 

Betrieben, die körpernahe Dienstleistungen anbieten, sind Beschäftigte häufig beson-

deren Belastungen ausgesetzt – physisch wie psychisch – und arbeiten unter schlecht 

abgesicherten Bedingungen. Das Risiko von Arbeitsunfällen, Überlastung oder langfris-

tigen Gesundheitsschäden ist hier deutlich erhöht. Zudem betrifft prekäre Beschäfti-

gung überdurchschnittlich oft besonders vulnerable Gruppen, also Menschen mit Mig-

rationsgeschichte, Geringqualifizierte, junge Menschen oder Alleinerziehende. 

Gerade hier zeigt sich, dass ein durchsetzungsstarker und zielgerichteter staatlicher 

Arbeitsschutz letztlich auch eine Frage der sozialen Gerechtigkeit ist. Er sorgt für si-

chere und menschengerechte Arbeitsbedingungen und trägt so zu einem fairen Wett-

bewerb bei. 

Vor dem Hintergrund dieser vielfältigen Herausforderungen orientiert sich die hessi-

sche Behörde für Arbeitsschutz und Produktsicherheit daran, ihren gesetzlichen Auf-

trag auch zukünftig effektiv und orientiert am Schutz der Beschäftigten wahrzuneh-

men, um sicherzustellen, dass die Menschen in Hessen unter guten Bedingungen ar-

beiten und leben können. 

Bettina Splittgerber, 
Referatsleiterin i. R. des Referates III1B 

der Abteilung III Arbeit 
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Das Projekt „Homeoffice“ – Anforderungen des Arbeitsschutzes an das 
Arbeiten im Homeoffice 

Ausgangslage 

Das Arbeiten im Homeoffice hat sich mittlerweile in vielen Unternehmen und Institu-

tionen zu einer etablierten Arbeitsform entwickelt. Sie bietet sowohl Arbeitgeberinnen 

und Arbeitgebern als auch Beschäftigten neue Flexibilisierungsmöglichkeiten. Wäh-

rend Telearbeit eine vertragliche Vereinbarung zwischen Arbeitgeberinnen und Arbeit-

gebern sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erfordert, kann das Arbeiten im 

Homeoffice auch per sonstiger Absprache im häuslichen Bereich erfolgen. 

Für Telearbeitsplätze ist die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung und Unter-

weisung durch den Arbeitgeber nach Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) vorge-

schrieben, zur Gestaltung von Bildschirmarbeitsplätzen gelten die Bestimmungen des 

Anhangs 6 „Maßnahmen zur Gestaltung von Bildschirmarbeitsplätzen“ der ArbStättV. 

Bisher wurde die Arbeit im Homeoffice vom Gesetzgeber noch nicht explizit geregelt. 

Gleichwohl gelten aber die Anforderungen aus dem Arbeitsschutzgesetz und den Ar-

beitsschutzverordnungen (Arbeitsschutzgesetz, Arbeitssicherheitsgesetz, Arbeitszeit-

gesetz und Betriebssicherheitsverordnung). Insbesondere enthält die Betriebssicher-

heitsverordnung zahlreiche Bestimmungen für die Auswahl und Verwendung von Ar-

beitsmitteln, die damit auch am häuslichen Arbeitsplatz zu beachten sind. 

Auch wenn die Arbeitsschutzbehörden keinen unmittelbaren Zugriff auf Arbeitsplätze 

im privaten Bereich haben, ist es erforderlich und möglich, Arbeitsschutzorganisation 

und Gefährdungsbeurteilung bezüglich der Gestaltung dieser Arbeitsplätze zu über-

prüfen. Aus den genannten Gründen wurde im Regierungspräsidium Gießen ein Auf-

sichtsprojekt initiiert. 

Projektbeschreibung 

Die Zielsetzung des Projekts bestand darin, die betriebliche Arbeitsschutzorganisation 

hinsichtlich der Gestaltung von Arbeitsplätzen im privaten Bereich (Homeoffice und 

Telearbeit) in den Blick zu nehmen. Die Vorgehensweise sollte sich dabei in die Vorga-

ben der Überprüfungen im Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstra-

tegie (GDA) einfügen und wurde dazu vom Fachzentrum für systemischen Arbeits-

schutz und Arbeitsgestaltung konzipiert und im Rahmen eines regionalen Projektes im 

Regierungspräsidium Gießen erprobt. Unter anderem wurde der Gesprächsleitfaden 

„Arbeiten im Homeoffice“ entwickelt, der die Organisation der Arbeit im Homeoffice 

beziehungsweise an Telearbeitsplätzen beleuchtet. 

Dieser Gesprächsleitfaden dient sowohl der Vorbereitung als auch der Durchführung 

und Dokumentation der Betriebsüberprüfungen. Zudem liefert er Informationen und 

Hinweise zur Beratung der Verantwortlichen im Betrieb. Im Rahmen der regulären Be-

triebsbesichtigungen können die Organisation der Homeoffice-Arbeit betrachtet und 

die relevanten Aspekte aus dem Vorgehen im Rahmen der GDA (Besichtigung mit Sys-

tembewertung – BmSys) angesprochen werden. Dazu werden der betriebliche Einfüh-

rungsprozess von Homeoffice, die vereinbarten Arbeitsbedingungen mit Blick auf die 
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Technik und die Integration der Homeoffice-Beschäftigten in die Arbeits- und Kommu-

nikationsabläufe erfasst. 

Insbesondere ist zu ermitteln, ob die Gefährdungsbeurteilung auch das Arbeiten im 

Homeoffice ausreichend berücksichtigt. Letztlich sollen die Aufsichtskräfte eine Ein-

schätzung treffen, ob das Unternehmen geeignete Rahmenbedingungen für ein siche-

res und gesundes Arbeiten im Homeoffice geschaffen hat. 

Weitere Materialien und eine Linksammlung mit Informationsquellen zum Thema 

Homeoffice standen den Aufsichtskräften zur Überwachung und Beratung von Arbeit-

gebern zur Verfügung. 

Umsetzungsphase 

Im Rahmen einer Veranstaltung erfolgte eine Einführung zum Projekt sowie zur ge-

planten Vorgehensweise. Des Weiteren wurden der Gesprächsleitfaden, unterstüt-

zende Materialien sowie die Möglichkeiten des Verwaltungshandeln vorgestellt. Dabei 

wurde insbesondere ein Blick auf die aktuelle Rechtslage zur Umsetzung behördlicher 

Forderungen an die betriebliche Organisation von Homeoffice-Arbeit geworfen. 

Die aktive Phase des Projekts Homeoffice startete im November 2023 und endete im 

September 2024. Im Mai fand ein erster Erfahrungsaustausch statt, bei dem die Auf-

sichtskräfte bereits einige Erfahrungen aus den Betriebsüberprüfungen berichten 

konnten. Den Projektabschluss bildete ein Ergebnisworkshop. 

Folgende Erfahrungen und Erkenntnisse konnten bei der Durchführung der Betriebs-

überprüfungen sowie hinsichtlich der Organisation und Gestaltung von Homeoffice ge-

sammelt werden: 

• Der Gesprächsleitfaden wurde als inhaltlich gut konzipiert und vollständig emp-

funden. Er konnte als Orientierung und „Stichwortgeber“ genutzt werden. Die

enthaltenen Hinweise und Informationen waren gut geeignet, um Unternehmen,

die sich bisher mit der Organisation und Gestaltung von Homeoffice-Arbeit noch

nicht tiefergehend beschäftigt hatten, zu sensibilisieren.

• Durch die gute Vorbereitung und auch mit Hilfe der zur Verfügung stehenden Ma-

terialien konnten die Aufsichtskräfte die Thematik in den Betrieben gezielt über-

prüfen und je nach Erfordernis zu einer Verbesserung der Organisation und Ge-

staltung der Homeoffice-Arbeitsplätze beraten.

• Dass eine direkte Inaugenscheinnahme der Homeoffice-Arbeitsplätze nicht mög-

lich ist, wurde dabei nicht als Hindernis wahrgenommen. Auch von Seiten der Un-

ternehmen wurde die Befragung zur Organisation und Gestaltung der Home-

office-Arbeit nicht als ungewöhnlich angesehen. In sehr vielen Unternehmen wird

diese Arbeitsform den Beschäftigten angeboten.

• Der Gesprächsleitfaden wurde in Krankenkassen, Hochschulen, IT-Unternehmen

und Steuerberatungskanzleien eingesetzt. Die Themen Gefährdungsbeurteilung,

Ausstattung der Arbeitsplätze, Angebot der arbeitsmedizinischen Vorsorge und

Einhaltung des Arbeitszeitgesetzes bildeten Schwerpunkte für das nachfolgende
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Verwaltungshandeln. In einigen Unternehmen wurde die Arbeit im Homeoffice 

nicht gesondert, sondern nur als Teil der Gefährdungsbeurteilung für Büroarbeit 

betrachtet. Ebenfalls bestand Informationsbedarf hinsichtlich der Unterschei-

dung von Homeoffice und Telearbeit. 

• In gut aufgestellten Unternehmen, die schon seit geraumer Zeit Telearbeit ermög-

lichen, zeigte sich weniger Verbesserungsbedarf hinsichtlich der Ausstattung der

Arbeitsplätze im häuslichen Bereich. Hier bedurfte es eher weiterer Regelungen

beispielsweise zur Kommunikation im Team. Unternehmen mit vielen Online-

Kontakten (Webmeetings) hatten meist weniger Probleme, die Kommunikation

zwischen Betrieb und eigenen Beschäftigten im Homeoffice zu organisieren.

• Positiv fielen Unternehmen auf, die sowohl gute Lösungen für die Umsetzung der

Gefährdungsbeurteilung als auch der Maßnahmen gefunden hatten. Teilweise

wurden Checklisten für die Beschäftigten zur Erfassung der Gegebenheiten am

heimischen Arbeitsplatz verwendet, was die Erstellung der Gefährdungsbeurtei-

lung durch die Arbeitgeberin oder den Arbeitgeber erheblich erleichterte. Auch

gab es teilweise sogenannte Kümmerer in Unternehmen, die sicherstellen, dass

die Ausstattung und die ergonomischen Bedingungen am häuslichen Arbeitsplatz

denen im Betrieb angeglichen wurden.

Ausblick auf die Entwicklung von Homeoffice 

Im Hinblick auf die Entwicklung der Homeoffice-Arbeit ist festzustellen, dass sich diese 

Arbeitsform in Deutschland mittlerweile fest etabliert hat. Manche Unternehmen trei-

ben nach wie vor die Ausweitung ihrer Homeoffice-Arbeitsplätze voran. Ein Grund da-

für kann u.a. das Einsparen von Mietkosten für Büroarbeitsplätze sein aber auch die 

Erhöhung der eigenen Attraktivität. 

Global betrachtet, gibt es neben dem Trend zum Homeoffice jedoch auch gegenläufige 

Entwicklungen. So fährt ein großer Online-Händler in den USA die Arbeit der Beschäf-

tigten im Homeoffice zurück. Auch in Hessen versuchen einzelne Betriebe, ihr Personal 

wieder stärker an die betrieblichen Arbeitsplätze zu binden. Oft spielt dabei die per-

sönliche Einstellung der Betriebsinhaberinnen und -inhaber oder der Führungskräfte 

zur Arbeit im Homeoffice eine entscheidende Rolle. Generell ist jedoch davon auszu-

gehen, dass sich die Anzahl der Homeoffice-Arbeitsplätze in Deutschland auch weiter-

hin auf einem hohen Niveau bewegen wird. 

Projektabschluss und weitere Nutzung der Projektmaterialien 

Das Projekt hat gute Ansätze aufgezeigt, auch die Arbeit im Homeoffice in den Fokus 

der Aufsicht zu stellen. Im Rahmen der Betriebsbesichtigungen konnten gezielt die As-

pekte aus GDA-BmSys mit dem Gesprächsleitfaden angesprochen werden, die für die 

Organisation von Homeoffice-Arbeit relevant sind. Eine Bewertung der Gefährdungs-

beurteilung sowie der Arbeitsschutzorganisation war über die Auswahl der gewählten 

Stichprobe „Homeoffice“ möglich. 
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Mit der Anwendung des Gesprächsleitfadens „Arbeiten im Homeoffice“ sowie der Nut-

zung weiterer Materialien wurden durchgängig positive Erfahrungen gemacht. Zusätz-

liche Informationen zu aktuell geltenden Rechtsgrundlagen und damit zur Durchsetz-

barkeit von Maßnahmen stellten sich als besonders hilfreich heraus. Als Ergänzung 

wurden Formulierungshilfen für Besichtigungsschreiben und das nachfolgende Ver-

waltungshandeln benannt. 

Die Verfahrensweise hat sich als geeignet bestätigt und sollte daher weiterverfolgt 

werden, dies auch mit Blick auf die Relevanz in vielen Branchen. Die Projektmaterialien 

werden zur weiteren Verwendung für die hessischen Arbeitsschutzbehörden zur Ver-

fügung gestellt. Hilfreich war zudem, dass sich sowohl das Bundesministerium für Ar-

beit und Soziales (BMAS) als auch die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-

dizin (BAuA) hinsichtlich der aktuellen Rechtslage geäußert haben. 

Das BMAS hat dazu Empfehlungen veröffentlicht, die den Handlungsrahmen bilden. 

Auf der BMAS-Webseite zum Thema Homeoffice wird deutlich formuliert, dass auch 

bei dieser Arbeitsform die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber die Verantwortung zu 

tragen hat. 

Die BAuA vertritt die Rechtsauffassung, dass sich die Ausstattung von Homeoffice-Ar-

beitsplätzen ebenfalls an der Arbeitsstättenverordnung orientieren muss. Der Stand 

der Technik für die Arbeit mit Bildschirmgeräten wird maßgeblich durch den Anhang 6 

„Maßnahmen zur Gestaltung von Bildschirmarbeitsplätzen“ der Arbeitsstättenverord-

nung, die ASR A6 „Bildschirmarbeit“ und verschiedene DGUV-Publikationen wiederge-

geben. Eine Minderung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes im Homeoffice 

würde den Grundsätzen der Fürsorgepflicht widersprechen. 

Holger Lehnhardt und Betina Schuch, 
Fachzentrum für systemischen Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung, 

Regierungspräsidium Gießen 

Erste hessische Hochschule mit bestätigtem Arbeitsschutzmanagementsystem 

Verleihung der ASCA-AMS-Bestätigung an die Philipps-Universität Marburg 
durch Staatsministerin Heike Hofmann 

Die Philipps-Universität Marburg hat als erste hessische Hochschule erfolgreich an 

einer ASCA-AMS-Bewertung durch Vertreterinnen und Vertreter des Regierungspräsi-

diums Gießen teilgenommen (ASCA – Arbeitsschutz und sicherheitstechnischer Check 

in Anlagen, AMS – Arbeitsschutzmanagementsystem). 

Zum Hintergrund: In Hessen haben Unternehmen und Institutionen, die ein AMS füh-

ren, die Möglichkeit, dieses durch die Behörde einer eingehenderen Prüfung unterzie-

hen zu lassen. Dabei werden die Ausgestaltung und die Wirksamkeit des AMS geprüft. 

Entspricht das AMS den Vorgaben des hessischen Leitfadens Arbeitsschutzmanage-

ment – auf Basis des Nationalen Leitfadens für Arbeitsschutzmanagementsysteme – 

kann eine sogenannte ASCA-AMS-Bestätigung ausgesprochen werden. 

16 



 

 

    

    

   

 

  

     

  

    

   

       

        

    

    

 

     

    

 

        

  

  

Abbildung 1 beschreibt das Verfahren zur Erlangung einer ASCA-AMS-Bestätigung, die 

nach erfolgreichem Abschluss für einen Zeitraum von drei Jahren ausgesprochen wird 

und anschließend im Rahmen erneuter Prüfungen aktualisiert werden kann. 

Abbildung 1: Verfahren für eine ASCA-AMS-Bestätigung. 

Die Philipps-Universität Marburg war als geeignete Institution zur Durchführung des 

ASCA-AMS-Verfahrens vorgeschlagen worden, da sie über ein ausgereiftes Arbeits-

schutzsystem verfügt. Zwischen Hochschule und Behörde gibt es bereits seit längerem 

einen engen und konstruktiven Austausch zur Sicherstellung notwendiger Belange des 

Arbeits- und Gesundheitsschutzes für die rund 5.500 Beschäftigten und studentischen 

Hilfskräfte und somit letztlich auch für die 22.000 Studentinnen und Studenten. Trotz 

besonderer Herausforderungen im universitären Betrieb, wie sehr unterschiedliche 

Gefährdungsarten, besondere Herausforderungen in Forschungsbereichen und häufig 

wechselndes Leitungspersonal in den Wissenschaftsbereichen, gelingt es der Philipps-

Universität Marburg, den Arbeits- und Gesundheitsschutz nachhaltig zu managen. Da-

für wurde eine besondere Form der Arbeitsschutzorganisation etabliert, die sowohl 

auf zentrale Funktionsträger als auch auf dezentrale Strukturen setzt. Ein Handbuch 

beschreibt die Aufbau- und Ablauforganisation zur Arbeitssicherheit. Dieses enthält 

unter anderem konkrete Beschreibungen der Verantwortungsbereiche und Ablaufre-

gelungen zur Sicherstellung prozessorientierter Gefährdungsbeurteilungen. 
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Abbildung 2: Übergabe der ASCA-AMS-Urkunde – von links Dr. Annette Biederbick (Zentrale 
Sicherheitsreferentin der Philipps-Universität Marburg), Prof. Dr. Thomas Nauss (Präsident 
der Philipps-Universität Marburg, Staatsministerin Heike Hofmann (Hessisches Ministerium 
für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales), Dr. Christian Schmidt (stellv. Leiter der Abtei-
lung II des Regierungspräsidiums Gießen). Foto: © Jan Bosch 

Die Durchführung der AMS-Bewertung fand in einer repräsentativen Auswahl ver-

schiedener Hochschulbereiche statt. Im Juni und Juli 2023 überprüften hier Expertin-

nen und Experten des Regierungspräsidiums Gießen im Rahmen von Audits die Funk-

tionalität des Arbeitsschutzsystems sowie die praktische Umsetzung entsprechender 

Arbeitsschutzmaßnahmen an den universitären Arbeitsplätzen. 

Die Feststellungen wurden in einem umfassenden Ergebnisbericht dargestellt. Im 

Nachgang hatten die Verantwortlichen der Hochschule Gelegenheit, festgestellte 

Mängel und Defizite in der Arbeitsschutzorganisation zu beheben. Dies konnte im Mai 

2024 soweit abgeschlossen werden, dass der Verleihung der AMS-Bestätigung in Form 

einer ASCA-AMS-Urkunde nichts mehr im Wege stand. 

Im Rahmen einer kleinen Feierstunde am 24. Juli 2024 verlieh Staatsministerin Heike 

Hofmann dem Präsidenten der Philipps-Universität Marburg Prof. Dr. Thomas Nauss 

die ASCA-AMS-Urkunde (Abbildung 2). Die Ministerin lobte das Engagement aller Be-

teiligten und betonte mit Blick auf die weiteren hessischen Hochschulen den Leucht-

turmcharakter des Projekts. 

Auch die Vorbildfunktion, die eine Ausbildungsstätte für potenzielle zukünftige Füh-

rungskräfte im Hinblick auf eine gute Arbeitsschutzorganisation hat, wurde besonders 

hervorgehoben. Die Urkundenübergabe fand im Wissenschaftlichen Zentrum für Ma-

terialwissenschaften der Philipps-Universität Marburg statt, das im Rahmen der Audits 

ebenfalls untersucht worden ist. 
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Abbildung 3: Besichtigung der Laborräume – von links Prof. Dr. Kerstin Volz (Geschäftsfüh-
rende Direktorin des Wissenschaftlichen Zentrums für Materialwissenschaften), Staatsmi-
nisterin Heike Hofmann (Hessisches Ministerium für Arbeit, Integration, Jugend und Sozia-
les), Dr. Christian Schmidt (stellv. Leiter der Abteilung II des Regierungspräsidiums Gießen), 
Prof. Dr. Thomas Nauss (Präsident der Philipps-Universität Marburg). Foto: © Jan Bosch 

Staatsministerin Heike Hofmann nutzte die Gelegenheit für eine informatorische Be-

sichtigung der Laborräume dieser besonderen universitären Einrichtung (Abbildung 3), 

in der eine hochinnovative Forschung unter anderem im Bereich der Festkörper- und 

Oberflächenphysik betrieben wird. 

Michèle Wachkamp und Holger Lehnhardt, 
Fachzentrum für systemischen Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung, 

Regierungspräsidium Gießen 

Arbeitsschutzmängel beim Glasfaserausbau: Probleme, Risiken und Lösungs-
ansätze 

Der Glasfaserausbau in Deutschland ist ein zentrales Infrastrukturprojekt mit dem Ziel, 

bis 2030 flächendeckend gigabitfähige Netzwerke bereitzustellen. 

Die Bundesregierung möchte nahezu jedem Haushalt und jedem Unternehmen in 

Deutschland schnelle und zuverlässige Internetverbindungen ermöglichen. Der Aus-

bau erfordert umfangreiche Bauarbeiten, insbesondere das Verlegen von Leerrohren 

im Boden, in die anschließend die Glasfasern eingeblasen werden. 

Viele Telekommunikationsunternehmen, darunter die Deutsche Telekom, Vodafone 

lokale Anbieterinnen und Anbieter sowie Kooperationen zwischen öffentlichen und 

privaten Akteuren treiben den Ausbau voran. Häufig werden Generalunternehmen be-

auftragt, die wiederum zahlreiche Subunternehmen einsetzen. Da die Bautätigkeiten 

meist im öffentlichen Raum stattfinden, sind Maßnahmen zur Verkehrssicherung er-

forderlich, um die Sicherheit von Beschäftigten sowie von Verkehrsteilnehmerinnen 

und -teilnehmern zu gewährleisten. Die mehrfache Vergabe an Subunternehmen führt 

in der Praxis oft dazu, dass die Arbeiten von Firmen ausgeführt werden, deren Beschäf-

tigte nur über geringe oder gar keine deutschen Sprachkenntnisse verfügen. 

19 



 

 

    

 

   

     

    

  

     

  

      

       

       

 

     

     

    

  

 

 
 

 

    

   

      

     

  

Neben häufigen Mängeln beim Arbeitsschutz treten auch bautechnische Probleme 

auf, insbesondere bei der Verfüllung der für die Arbeiten geschaffenen Aufbrüche. 

Kommunen berichten ebenfalls über Defizite in der Bauausführung. Die schlechten Ar-

beitsbedingungen im Breitbandausbau sind nicht nur ein Thema in der Presse, sondern 

standen bereits auf der Tagesordnung der Digitalministerkonferenz (DMK) und der Ar-

beits- und Sozialministerkonferenz (ASMK). 

Ein großes Problem ist unter anderem die uneindeutige Verantwortlichkeit auf den 

Baustellen. Durch die zahlreichen Subunternehmen entstehen unübersichtliche Fir-

menketten. Der direkte Ansprechpartner für die Arbeitsschutzbehörde ist in der Regel 

die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber des jeweiligen Subunternehmens. Durch die 

Vergabepraxis und die Sprachbarrieren ist es für Behörden oft zeitaufwendig einen 

Verantwortlichen zu ermitteln. 

Hinzu kommt, dass die Arbeitsschutzbehörden oft erst durch Beschwerden von Bürge-

rinnen und Bürgern erfahren, wo sich Baustellen befinden. Es gibt keine Meldepflicht 

für konkrete Arbeiten in einzelnen Straßenzügen oder Ortsteilen gegenüber der Ar-

beitsschutzbehörde. 

Abbildung 1: Aufgrund des fehlenden Pausenraums müssen die Beschäftigten ihre Pause im 
Freien verbringen. (Foto: F. Cyriax, RPGI) 

Arbeitsschutzmängel auf den Baustellen 

Bei Baustellenkontrollen, die nach Bürgerbeschwerden oder im Rahmen von Außen-

diensten erfolgen, werden häufig erhebliche Arbeitsschutzmängel festgestellt. Bei ei-

nem Großteil der überprüften Glasfaserbaustellen in Mittelhessen mangelt es bereits 

an der grundlegenden Baustelleneinrichtung: Beschäftigten fehlen Sozialräume, Toi-

letten und Waschgelegenheiten (siehe Abbildung 1). Dabei geht insbesondere aus der 
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Arbeitsstättenregel ASR A4.2 hervor, dass bei schwerer körperlicher Arbeit, Arbeit im 

Freien oder stark schmutzenden Tätigkeiten, den Beschäftigten ein Pausenbereich zur 

Verfügung gestellt werden muss. 

Abbildung 2: Keine Absicherung des Arbeitsstellenbereichs zum Straßenverkehr. (Foto: F. Cy-
riax, RPGI) 

Absicherung der Baustellen zum Straßenverkehr 

Auch die Absicherung der Baustellen gegenüber dem Straßenverkehr ist oft unzu-

reichend oder fehlt komplett (siehe Abbildungen 2 und 3). Da die Verlegearbeiten und 

Bautätigkeiten fast ausschließlich im öffentlichen Verkehrsraum stattfinden, sind Maß-

nahmen zur Verkehrssicherung vorgeschrieben und essenziell. 

Diese Maßnahmen sind entscheidend, um die Sicherheit der Beschäftigten und die der 

Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer zu gewährleisten. Die Kontrollen zeigen je-

doch, dass die Absicherungen der Straßenbaustellen häufig nicht erfolgt ist und, wenn 

vorhanden, entspricht diese weder den Anforderungen der ASR A5.2 noch der ver-

kehrsrechtlichen Anordnung (VAO). 

Falls eine Absicherung der Straßenbaustellen erfolgt ist, werden die vorgeschriebenen 

Sicherheitsabstände sowie die Mindestbreite für Arbeitsplätze und Verkehrswege oft 

nicht eingehalten. Bei der Beantragung der VAO werden diese erforderlichen Abstände 

durch die ausführenden Gewerke häufig nicht berücksichtigt. Zudem wird teilweise 

veraltetes und beschädigtes Absperrmaterial verwendet. 

Ein weiteres Problem, das sich bei den Kontrollen zeigt, ist die mangelnde persönliche 

Schutzausrüstung (PSA). Viele Beschäftigte tragen keine vorgeschriebene Warnschutz-

kleidung, die für Arbeiten im Straßenverkehr erforderlich ist. Oftmals wird unangemes-

sene Freizeitkleidung getragen, die weder den Sicherheitsanforderungen noch den An-

forderungen an Sichtbarkeit oder Signalwirkung entspricht. Häufig steht die erforder-

liche PSA, wie beispielsweise Schutzbrillen und Gehörschutz, für den Umgang mit den 

Arbeitsmitteln auch nicht zur Verfügung. Darüber hinaus wird auch die Staubbindung 

häufig vernachlässigt, beispielsweise bei der Nutzung von Fugenschneidern. 
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Zustand der Arbeitsmittel 

Der Zustand der im Glasfaserausbau eingesetzten und verwendeten Arbeitsmittel, wie 

etwa Bagger, Rüttelplatten, Fugenschneider und LKW, variiert je nach Unternehmen. 

In der Aufsichtspraxis werden häufig angemietete Baumaschinen vorgefunden, deren 

Zustand teilweise neuwertig ist, wenig bis keine Beschädigungen aufweisen und ge-

prüft sind. Auf anderen Baustellen, mitunter im selben Ort oder derselben Straße, wer-

den durch andere Unternehmen Arbeitsmittel oder Baumaschinen eingesetzt, die gra-

vierende sicherheitstechnische Mängel aufweisen. Teilweise wurden Schutzeinrich-

tungen überbrückt, sind Prüfungen nicht erfolgt oder überfällig, und es besteht direk-

ter Zugriff auf rotierende oder spannungsführende Bauteile. Die eingesetzten LKW, 

häufig Pritschenfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse von 3,5 bis 7,5 Tonnen, 

sind oft mit Aushubmaterial überladen. Dadurch werden Pritschen und Verschlüsse 

beschädigt, was die Sicherheit des Materialtransports gefährdet. Bei Kontrollen wurde 

festgestellt, dass Pritschen teilweise mit Spanngurten oder sogar mit Schnürsenkeln 

gesichert wurden. 

Abbildung 3: Der Straßenbereich wird oftmals ohne Absicherungen gequert. (Foto: F. Cyriax, 
RPGI) 

Ein weiteres Problem ist die Qualifikation der Personen, die die Maschinen führen. 

Schriftliche Beauftragungen der erd- und straßenbaumaschinenführenden Personen 

oder Nachweise („Baggerführerschein“) können bei Kontrollen oft nicht vorgelegt wer-

den, sodass fraglich ist, ob die Beschäftigten entsprechend qualifiziert sind, um bei-

spielsweise einen Minibagger entsprechend zu steuern. 

Organisationsmängel auf den Baustellen 

Die oben aufgeführten Probleme und Punkte weisen auf eine unzureichende Organi-

sation des Arbeitsschutzes hin. Oft ist bei Baustellenbesichtigungen zunächst keine 
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deutschsprachige, aufsichtsführende Person anwesend oder sie kann erst nach meh-

reren Telefonaten erreicht werden. Häufig ist auch nicht einmal eindeutig, wer die 

Bauherrin oder der Bauherr ist und ob es einen direkten Ansprechpartner gibt, da diese 

Informationen in der Kette der Subunternehmen verloren gehen. 

Die Kontrollen in Mittelhessen zeigen, dass es auf vielen Breitbandbaustellen keinen 

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator (SiGeKo) gibt. Falls eine Person beauf-

tragt wurde und diese vor Ort auf den Baustellen war, sind deren Berichte oft nicht bis 

zu den ausführenden Firmen durchgedrungen. Zudem wurde vorab zu den überprüf-

ten Breitbandbaustellen keine Vorankündigung gemäß Baustellenverordnung an das 

Regierungspräsidium Gießen übermittelt – dies geschah erst nach behördlichen Kon-

trollen. Bauherrinnen und -herren sehen oft keine Notwendigkeit dafür, da Glasfaser-

ausbauprojekte als kurzzeitige Streckenbaustellen betrachtet werden. Dabei ist immer 

das gesamte Bauvorhaben in einer Stadt oder Gemeinde zu betrachten. 

Ein häufig übersehener Punkt ist weiterhin die fehlende Erste-Hilfe-Ausstattung und 

das Vorhandensein von Ersthelferinnen und -helfern. Bei einem Arbeitsunfall im Jahr 

2024, im Zusammenhang von Glasfaserausbauarbeiten in Mittelhessen, konnten die 

Kolleginnen und Kollegen eines schwerverletzten Bauarbeiters keinen Notruf abset-

zen, da sie nicht wussten, wie sie einen Notruf absetzen sollten. Sie versuchten ver-

geblich ihren Chef zu erreichen. Erst eine Anwohnerin alarmierte den Rettungsdienst 

– etwa 30 Minuten nach dem Unfall. Dies zeigt, wie wichtig die Organisation der Ersten

Hilfe (betriebliche Qualifizierung von Ersthelferinnen und -helfern, Vorhalten eines

Verbandskastens etc.) ist.

Überstunden und fehlende Dokumentation 

Aufgrund des hohen Zeit- und Kostendrucks arbeiten Beschäftigte oft weit über die 

gesetzlich zulässige Höchstarbeitszeit hinaus. Dies führt nicht nur zu Beschwerden von 

Anwohnerinnen und Anwohnern, sondern birgt auch Risiken für Sicherheit und Ge-

sundheit der Beschäftigten. Bei Kontrollen können oder wollen die Unternehmen oft 

keine Arbeitszeitnachweise vorlegen. 

Zusammenarbeit der Behörden und Unfallversicherungsträger 

Bei Baustellenkontrollen durch die Arbeitsschutzbehörde in Mittelhessen wurden die 

betroffenen Kommunen mit eingebunden sowie bei Kontrollen im Landkreis Gießen 

und dem Vogelsbergkreis die zuständigen Aufsichtspersonen der Berufsgenossen-

schaft der Bauwirtschaft. Durch diesen Schulterschluss und engmaschige Kontrollen 

konnte in den betroffenen Städten und Gemeinden eine schnelle flächendeckende 

Verbesserung der Situation erwirkt werden. 

Dies betrifft zum einen die Arbeitsbedingungen für die im Ausbau tätigen Beschäftig-

ten als auch die Anwohnerinnen und Anwohner sowie die Verkehrsteilnehmer. Insbe-

sondere aufgrund der zahlreichen Arbeitsschutzmängel, die bei den Kontrollen festge-

stellt wurden, mussten die Arbeiten zuvor wiederholt vorübergehend eingestellt wer-

den. Zusammen mit der Straßenverkehrsbehörde der betreffenden Kommune erfol-

gen nun in regelmäßigen Intervallen gemeinsame Baustellenbesichtigungen im Stadt-
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gebiet. Durch diesen Synergieeffekt wird neben den arbeitsschutzrechtlichen Anforde-

rungen an den Arbeitsstellenbereich im öffentlichen Verkehrsraum auch ein Fokus auf 

den Verkehrsbereich gelegt, um die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer und einen si-

cheren Verkehrsfluss zu gewährleisten. 

Arbeitsschutzorganisation und Verwaltungshandeln 

Im Anschluss an die Kontrollen war und ist oftmals ein umfangreiches Verwaltungs-

handeln erforderlich. Aufgrund der zahlreichen Arbeitsschutzmängel wurden die Ar-

beiten bis zur Beseitigung der Mängel durch kostenpflichtige Anordnungen eingestellt 

und anschließend mit Bußgeldern geahndet. Die betroffenen Firmen waren zunächst 

damit konfrontiert, eine geeignete Arbeitsschutzorganisation für ihr Unternehmen 

aufzubauen. Neben den Verpflichtungen aus dem Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) 

mussten sie unter anderem Gefährdungsbeurteilungen und Betriebsanweisungen er-

stellen sowie die Beschäftigten unterweisen. Die Bereitstellung der Baustelleneinrich-

tung (beispielsweise Toiletten und Pausenräume), die Absicherung der Straßenbau-

stellen sowie die Prüfung und der Austausch defekter Arbeitsmittel stellten die be-

troffenen Firmen vor vergleichsweise geringe Hürden. Der Aufbau einer umfassenden 

Arbeitsschutzorganisation hingegen erwies sich für viele Unternehmen als größere 

Herausforderung, da eine solche Struktur bislang nicht vorhanden war und der Zeit-

sowie Kostendruck weiter stieg. Durch Nachkontrollen und Baustellenbesprechungen 

mit den Verantwortlichen konnte in vielen Fällen – meist innerhalb weniger Wochen – 

die Wiederaufnahme der Bauarbeiten ermöglicht werden. 

Um diese und andere Probleme zukünftig möglichst präventiv vermeiden zu können, 

wurde auf Grundlage der Erfahrungen im Glasfaserausbau auf der einen Seite und der 

positiven Entwicklungen, die sich auf der anderen Seite in der Kooperation mit den 

Kommunen zeigten, ein Projekt initiiert. Dieses sieht einen offenen Dialog und Infor-

mationstransfer mit den am Glasfaserausbau beteiligten Unternehmen von der Auf-

traggeberin und vom Auftraggeber bis zum Subunternehmen auf der Baustelle vor. 

Dialogveranstaltung zum Arbeitsschutz im Glasfaserausbau 

Im November 2024 veranstalteten das Hessische Ministerium für Arbeit, Integration, 

Jugend und Soziales sowie das Hessische Ministerium für Digitales und Innovation als 

ersten Aufschlag einen Dialog zum Thema Arbeitsschutz beim Glasfaserausbau. Ver-

treter der Telekommunikationsbranche und der Arbeitsschutzbehörde konnten dabei 

ihre Perspektiven austauschen und Problembereiche diskutieren. Als Ergebnis der Ver-

anstaltung wurden die Erstellung eines Arbeitsschutz-Codex für die am Breitband be-

teiligten Firmen, eine digitale Informationsveranstaltung für Generalunternehmen so-

wie eine Digitalisierung der Informationswege zur Bekanntmachung der anstehenden 

Baustellen gegenüber den Arbeitsschutzbehörden vereinbart. 

Felix Cyriax, 
Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 

Regierungspräsidium Gießen 
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Teil 1: 
Bericht der Abteilung III Arbeit des Hessischen Ministeriums für 
Arbeit, Integration, Jugend und Soziales 

1.1 Bericht der Abteilung III 

In Hessen werden die staatlichen Aufgaben des Arbeitsschutzes und der Produktsi-

cherheit von einer zweistufig gegliederten Verwaltung wahrgenommen. Die fachliche 

Steuerung erfolgt durch die Fachreferate III 1 – III 4 im Bereich „Arbeitsschutz und Pro-

duktsicherheit“ in der Abteilung III Arbeit im Hessischen Ministerium Arbeit, Integra-

tion, Jugend und Soziales – HMSI (bis Januar 2024 „Hessisches Ministerium für Soziales 

und Integration“). Diese Referate üben die Fachaufsicht über die Dezernate für Ar-

beitsschutz sowie die Fachzentren bei den Regierungspräsidien aus, beraten die Res-

sortleitung in allen Fragen des Arbeitsschutzes, der Produktsicherheit sowie der Medi-

zinprodukte und begleiten die Rechtsetzung auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene. 

Der Vollzug des staatlichen Arbeitsschutzes in Hessen ist bei den Regierungspräsidien 

Darmstadt, Gießen und Kassel angesiedelt. Detaillierte Informationen – unter ande-

rem zum Personalbestand und zur Tätigkeit der hessischen Arbeitsschutzbehörden – 

befinden sich im Tabellenteil im Anhang dieses Jahresberichtes. Aktuelle Organi-

gramme finden sich auf der Internetseite „Arbeitswelt Hessen“ (https://arbeits-

welt.hessen.de/) sowie auf den Internetseiten der drei Regierungspräsidien. 

Isabelle Brantl, 
Referat III1, Abteilung III Arbeit, 

HMSI 

Betriebsrätekonferenz erfolgreich ausgerichtet 

Am 19. März 2024 hat das Referat III1B des HMSI in Zusammenarbeit mit dem DGB 

Bildungswerk Hessen e.V. eine Betriebs- und Personalrätekonferenz mit dem Titel 

„Transformation der hessischen Arbeitswelt“ in Wiesbaden durchgeführt. 

Abbildung 1: Gesprächsrunde im Rahmen der Tagung. 
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Die Konferenz richtete sich branchenübergreifend an Mitglieder von Betriebs- und Per-

sonalräten, Jugendausbildungsvertretungen, Schwerbehindertenvertretungen und 

andere betriebliche Interessensvertretungen in hessischen Betrieben. Durch den Wan-

del der Arbeitswelt ergeben sich neue Herausforderungen bei der Gestaltung guter 

Arbeit. Betriebs- und Personalräte sind hier an einer zentralen Schaltstelle, um Be-

schäftigte zu informieren sowie betriebliche Veränderungen anzustoßen und mit zu 

gestalten. Die Information und Weiterbildung der Beschäftigtenvertretungen ist daher 

ein zentrales Instrument in der Gestaltung guter Arbeitsbedingungen für hessische Be-

schäftigte. Der weitere Austausch mit den Betriebs- und Personalräten in den nächsten 

Jahren ist daher geplant. 

Isabelle Brantl, 
Referat III1B, Abteilung III Arbeit, 

HMSI 

„Transformation der hessischen Arbeitswelt“: Sozialministerium, DGB-Bezirk 
Hessen-Thüringen und DGB Bildungswerk Hessen e.V. veranstalten Betriebs-
rätekonferenz in Wiesbaden 

Wiesbaden. Gemeinsam mit dem DGB-Bezirk Hessen-Thüringen und dem DGB Bil-

dungswerk Hessen e.V., hat das Hessische Ministerium für Arbeit, Integration, Jugend 

und Soziales heute die Betriebsrätekonferenz „Transformation der hessischen Arbeits-

welt“ in Wiesbaden ausgerichtet. Die Konferenz richtet sich branchenübergreifend an 

Mitglieder von Betriebs- und Personalräten, Jugendausbildungsvertretungen, Schwer-

behindertenvertretungen und andere betriebliche Interessensvertretungen in hessi-

schen Betrieben. 

„Uns allen ist sehr bewusst, dass die Arbeitswelt sich in einem fundamentalen Wandel 

befindet – denn wir sind in unseren jeweiligen beruflichen Zusammenhängen jeden 

Tag damit konfrontiert. Die aktuell stattfindenden Transformationsprozesse zu be-

obachten und sozial zu gestalten, ist eine zentrale Aufgabe, an der wir gemeinsam ar-

beiten“, erklärt Arbeitsministerin Heike Hofmann den Ansatz der Konferenz. Betriebs-

und Personalräte sind hier an einer zentralen Schaltstelle, um Beschäftigte zu infor-

mieren und betriebliche Veränderungen anzustoßen und mitzugestalten. Die Veran-

staltung schafft einen praxisnahen Raum für den Austausch der beteiligten Akteure, 

der auch psychische Belastungen in der digitalen Welt, die Bedeutung von KI für ver-

änderte Arbeitsabläufe und die sozialen Folgen virtueller Kommunikation beinhaltet. 

Der Vorsitzende des DGB Hessen-Thüringen, Michael Rudolph, begrüßt das Signal, das 

von der Betriebsrätekonferenz ausgeht: „Mit mehr als 100 Teilnehmenden war dies 

ein Zeichen für das große Interesse an der Thematik und ein guter Auftakt für einen 

engeren Dialog, den wir in dieser Legislaturperiode mit der Politik weiter ausbauen 

möchten. Insbesondere möchten wir dazu beitragen, dass die Interessenvertretungen 

für die Arbeitswelt 4.0 gut aufgestellt sind.“ 

„Im Koalitionsvertrag werden viele Themen der Arbeitswelt aufgegriffen, denen wir 

uns mit Engagement widmen werden“, ergänzt Ministerin Hofmann. „Denn für uns 

steht bei unseren Aktivitäten zur Gestaltung der hessischen Arbeitswelt der Mensch 
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im Mittelpunkt. Das gilt sowohl bei der guten Begleitung des Übergangs von der Schule 

in den Beruf als auch für die Fördermaßnahmen und Integrationsprojekte in den Ar-

beitsmarkt sowie im Arbeitsschutz und bei der Sicherstellung guter Arbeitsbedingun-

gen für die mehr als 2,7 Millionen hessischen Beschäftigten.“ 

Abschlussveranstaltung für das Forschungsprojekt „Arbeitsweltberichter-
stattung Hessen“ durchgeführt 

Zum Abschluss des Forschungsprojekts „Arbeitsweltberichterstattung Hessen“, das 

von einem Forschungsteam der Universität Kassel unter der Leitung von Prof. Dr. Wolf-

gang Schroeder von 2020 bis 2024 durchgeführt worden ist, wurde am 27. Februar 

2025 die Abschlusstagung „Potenziale, Probleme, Perspektiven: Gestaltungsimpulse 

für die hessische Arbeitswelt“ in Kassel veranstaltet. Im Fokus der Tagung standen 

Workshops zu zentralen Themen, die auch in dem Forschungsprojekt bearbeitet wor-

den sind, wie die Herstellung der Ausbildungsreife junger Menschen, die Gestaltung 

der digitalen Arbeitswelt, der Umgang mit neuen prekären Beschäftigungsformen und 

mit psychischen Belastungen in der hessischen Arbeitswelt. 

Im Nachgang zur Veranstaltung wurde der Abschlussbericht des Projekts mit den ge-

samten Veröffentlichungen in unterschiedlichen Formaten (Factsheets, Policy Papers 

und Kennziffern, die auch über das Projektende hinaus fortgeführt werden) auf der 

Arbeitswelt-Website unter https://arbeitswelt.hessen.de/arbeitswelt-hessen-daten-

informationen/ veröffentlicht und steht dort zum Download bereit. 

Isabelle Brantl, 
Referat III1B, Abteilung III Arbeit, 

HMSI 

1.2 Öffentlichkeitsarbeit 

Präsentation von Arbeitsschutz-Themen auf dem Hessentag 2024 

Mit etwa 500.000 Menschen in zehn Tagen war der 61. Hessentag in Fritzlar wieder 

ein erfolgreicher Besuchermagnet. Das größte Landesfest Deutschlands bot den Besu-

cherinnen und Besuchern rund 1.200 Programmpunkte, eine drei Kilometer lange Hes-

sentagsstraße mit zahlreichen Ständen, Musikevents und vielen weiteren kulturellen 

Veranstaltungen. Der „Treffpunkt Hessen“, in dessen Rahmen sich Landesregierung 

und Landesbehörden sowie Vereine und Verbände vorstellten, stellte abermals eine 

beliebte Anlaufstelle dar. In diesem Bereich präsentierte sich unter anderem das Hes-

sische Ministerium für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales mit einem eigenen 

Stand. An diesem Ausstellungsstand nahm die Abteilung III auch 2024 wieder an eini-

gen Tagen mit ihren vielseitigen Themen teil. 

Über ein bürgernahes Quiz mit allgemeinen Fragen zu den Themen Arbeitsschutz, Ju-

gendarbeitsschutz und Produktsicherheit kam das Team der Abteilung III insbesondere 

auch mit Schülerinnen, Schülern und Auszubildenden ins Gespräch. 
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Im Rahmen des Hessentags – anders als bei Fachmessen – können hier Bürgerinnen 

und Bürger direkt angesprochen und für den Arbeitsschutz sensibilisiert werden, in-

dem beispielsweise Unfallgefahren im Haushalt, Gefahren durch unsicheres Spielzeug 

oder durch andere Produkte erläutert werden. In diesem Sinne ist die Präsentation von 

Arbeitsschutz-Themen auf dem Hessentag ein wichtiger Baustein der Öffentlichkeits-

arbeit der Abteilung III, denn hier können unsere Themen bürgernah vermittelt wer-

den. 

Christiane Troia, 
Referat III1B, Abteilung III Arbeit, 

HMSI 
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Teil 2: 
Arbeitsschutz 

2.1 Betrieblicher Arbeitsschutz 

2.1.1 Allgemeines 

Mehr als die Summe seiner Teile – Synergie im Arbeitsschutz am Beispiel 
einer Artikelreihe 

Während es für Arbeitsschützerinnen und -schützer zu ihrer täglichen Arbeit gehört, mit 

Gesetzen, Verordnungen und weiteren Vorschriften umzugehen, ist es für viele Arbeit-

geberinnen und -geber eher eine anstrengende Pflicht, sich durch den Paragraphen-

dschungel zu schlagen. Hinzu kommt eine Vielzahl von Fachbegriffen und Abkürzungen, 

die einer Erklärung bedürfen. Hier ist guter Rat teuer. Bedauerlicherweise scheinen die 

Unterstützungsangebote, die die Arbeitsschutzinstitutionen oder die Berufsgenossen-

schaften unterbreiten, in kleinen Betrieben wenig bekannt zu sein. 

Dies führte bereits zu Beginn des Projektes „Arbeitsschutzkooperation Zahntechnik“ zu 

dem Vorhaben, Arbeitsschutzwissen und Arbeitshilfen branchenspezifisch zusammen-

zustellen und für die „Dental-Community“ aufzubereiten. Dieser Ansatz lag insbeson-

dere den Praxisvertreterinnen und -vertretern in der Projektgruppe, Raoul Gerhold 

(Zahntechniker-Innung Kassel) und Karola Will (Referatsleiterin Zahntechnik des Verban-

des medizinischer Fachberufe) am Herzen. Über weitere Aktivitäten der „Arbeitsschutz-

kooperation Zahntechnik“ wurden bereits in den Jahresberichten 2021, 2022 und 2023 

berichtet. 

Aufklärung und Sensibilisierung für Arbeitsschutz im Labor 

Karola Will, selbst jahrelang als Zahntechnikerin tätig, betonte die Relevanz der Aufklä-

rung und Sensibilisierung für den Arbeitsschutz im Labor. Laborleitungen sollten ebenso 

wie die beschäftigten Zahntechnikerinnen und Zahntechniker ihre Pflichten und alltägli-

chen Beiträge zu einem funktionierenden Arbeitsschutz im Labor kennen und entspre-

chend handeln. Nur so könne ein sicheres und gesundes Arbeitsumfeld geschaffen wer-

den, in dem jeder gerne arbeitet. Gerade in Zeiten des zunehmenden Fachkräfteman-

gels, der auch die Zahntechnik hart trifft, ist ein gut organisierter Betrieb ein Werbemit-

tel für die Betriebe. 

Um diesem Anliegen und dem der Branchenvertretung gerecht zu werden, startete das 

Projektteam eine Artikelreihe. Die Zielsetzung ist und war es, 

• Wissen zu grundlegenden und branchenspezifischen Arbeitsschutzthemen zu ver-

mitteln,

• guten Möglichkeiten des betrieblichen Umgangs mit den Arbeitsschutzanforderun-

gen aufzuzeigen,

• Umsetzungshilfen vorzustellen und auf weitere Informationsquellen zu verweisen.

Zehn Artikel – vom Frühjahr 2023 bis zum Ende des Jahres 2025 – behandeln verschie-

dene Arbeitsschutzthemen für zahntechnische Labore. Die Autorenteams setzen sich 
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aus Vertreterinnen und Vertretern verschiedener Disziplinen zusammen und die Auto-

renschaft wechselt mit den Themen. So trugen Vertreterinnen und Vertreter des Fach-

zentrums für systemischen Arbeitsschutz des RP Gießen, des Fachzentrums für Produkt-

sicherheit und Gefahrstoffe des RP Kassel und Aufsichtskräfte der Arbeitsschutzdezer-

nate der Regierungspräsidien Kassel und Gießen ihr Fachwissen bei. Aufgrund der Bran-

chenkenntnisse und der verständlichen Erklärungen erwies sich auch die Mitwirkung der 

Autorin Karola Will an den Artikeln als hilfreich. Selbstverständlich liefern auch diese 

Artikel nicht für jedes Problem eine perfekte Lösung, aber sie greifen Themenstellungen 

auf, bei denen aus Sicht der Branchenvertretung Aufklärungsbedarf besteht und die bei 

Betriebsbesichtigungen der Aufsicht sowie bei Arbeitsplatzmessungen der Hessischen 

Ländermessstelle für Gefahrstoffe als wiederkehrend problematisch aufgefallen sind. 

Die Artikel verweisen auf die im Netz verfügbaren, aber auf viele verschiedene Quellen 

verteilten Handlungshilfen für die Branche. 

Die ersten Artikel erschienen 2023 in der Zeitschrift „Dental Digital“, die 2024 mit der 

Zeitschrift „Das Dentallabor“ fusionierte und dort fortgeführt wird. Alle Artikel werden 

zum kostenlosen Download auf der Website des Verbandes medizinischer Fachberufe 

e. V. (https://www.vmf-online.de/zahntechniker/zt-arbeitsschutz/zt-artikelserie-ar-

beitsschutz bereitgestellt. Die folgende Übersicht gibt einen Überblick auf die bisher er-

schienenen und noch kommenden Artikel, die ein ernstes Thema unter dem Teaser

„Gähn-Thema Arbeitsschutz? Mitnichten!“ behandeln.

Der Einstieg 

• Teil 1: Einführungsartikel (Karola Will, Carolina Allin), in: dental digital 02/2023, S.

27-43

Mit dem Einführungsartikel wird die Entstehung der Arbeitsgruppe beleuchtet und

ein Ausblick auf die kommenden, themenspezifischen Artikel gegeben. Um bei der

Leserschaft ein grundlegendes Verständnis für den Arbeitsschutz als eine der Ver-

wirklichungen der verfassungsgemäßen Menschenrechte zu schaffen, geben Caro-

lina Allin und Karola Will eine kleine Einführung in die Geschichte des deutschen Ar-

beitsschutzes und seine rechtlichen Grundlagen.

• Teil 2: Arbeitsschutz – Organisation und Maßnahmen (Claudia Flake, Jolanthe Lintl,

Christiane Schneider, Karola Will), in: dental digital 03/2023, S. 44-50

Im Fokus steht die Arbeitsschutzorganisation. Wozu ist der Arbeitgeber verpflichtet?

Was muss er organisieren, damit der Arbeitsschutz im Betrieb funktioniert? Im Inter-

view kommen Aufgabenübertragung und Umsetzungskontrolle, die sicherheitstech-

nische und betriebsärztliche Betreuung, Betriebsanweisung und Unterweisung sowie

die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung zur Sprache. Dabei wird unter ande-

rem auf das Verfahren und die Internetseite GDA-ORGAcheck (https://www.gda-or-

gacheck.de/daten/gda/index.htm) als Arbeitshilfe verwiesen.

• Teil 3: Gefährdungsbeurteilung und sozialer Arbeitsschutz (Frieder Mohr, Christiane

Schneider, Ute Zier, Karola Will), in: dental digital 04/2023, S. 2-9

Im Anschluss geht das Autorenteam Frieder Mohr, Christiane Schneider und Ute Zier
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auf die Details der Arbeitsschutzorganisation ein und erläutert die Gefährdungsbeur-

teilung sowie die Unterweisung der Beschäftigten praxisnah. Außerdem wird auch 

auf Fragen zur Arbeitszeit, des Mutter- und Jugendarbeitsschutzes eingegangen. 

Zwar kommen diese Themen in jedem Betrieb vor, hier aber werden sie – zugeschnit-

ten auf die Gegebenheiten der zahntechnischen Labore – behandelt. 

Abbildung 1: Lösungen zu „Zeit- und Termindruck“ (Will & Flake 2024; GzgA-Fragen, BG E-
TEM). 

2024 im Fokus: psychische Belastung und Gefahrstoffe 

• Teil 4: Psychische Gefährdungsbeurteilung – Lösungsmöglichkeiten (Karola Will,

Claudia Flake), in: dental digital 01/2024, S. 28-34

Auch im 4. Teil geht es um die Gefährdungsbeurteilung. Exemplarisch wird die Durch-

führung einer Gefährdungsbeurteilung zur psychischen Belastung in einem Dentalla-

bor vorgestellt. Dabei kommt das Verfahren „Gemeinsam zu gesunden Arbeitsbedin-

gungen“ (GzgA) der BG ETEM (Berufsgenossenschaft Energie, Textil, Elektro, Medi-

enerzeugnisse) zum Einsatz. Die Belastungsanalyse und die Erarbeitung von Lösungs-

ideen finden in einer Gruppendiskussion mit Beschäftigten statt.

Abbildung 1 gibt die erarbeiteten Lösungsmöglichkeiten zum Belastungsfaktor „Zeit-

und Termindruck“ wieder, den die Beschäftigten zuvor als kritisch identifiziert hat-

ten.
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Abbildung 2: Zahntechniker bei einer zerspanenden Tätigkeit. 

• Teil 5: Stress lass nach? Schön wär‘s! (Karola Will), in: [das dental labor] 07-08/2024,

S. 34-42

Rund vier Jahre nach der ersten Umfrage befragt Karola Will ihre in den zahntechni-

schen Laboren beschäftigten Kolleginnen und Kollegen erneut zu ihrer psychischen

Belastung und stellt die Ergebnisse in diesem Artikel vor. Sie kommt zu dem Schluss,

dass unabhängig von externen Faktoren durch die oft zeitkritischen Aufträge eine

konsequente Umsetzung der Schutzmaßnahmen gegen alle anderen berufsbeding-

ten Gefährdungen bereits eine große Last von den Schultern der Zahntechnikerinnen

und -techniker nehmen würde.

• Teil 6: Gefahrstoffe (Carolina Allin, Karola Will), in: [das dental labor] 09/2024,

S. 52-58

Als Diplom-Chemikerin widmet sich Carolina Allin den stofflichen Gefährdungen in

Dentallaboren. Für Laien verständlich beleuchtet sie im Interview mit Karola Will, wa-

rum in zahntechnischen Laboren zwar nicht mit großen Explosionen und letalen Ver-

giftungen zu rechnen ist, aber dass chronische Expositionen eine erhebliche Gefähr-

dung der Gesundheit darstellen, wobei der Teufel im Detail liegt, und mit welchen

pragmatischen Lösungen Betriebe dem begegnen können. Darüber hinaus soll mit

dem Artikel den Aufsichtspersonen eine Hilfestellung gegeben werden, mit der sie

Betriebe beraten können.
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• Teil 7: Druckluftpistole und Handfeger? (Carolina Allin, Karola Will), in: [das dental

labor] 12/2024, S. 18-27

Druckluftpistole und Handfeger gehören zum alltäglichen Equipment der meisten

Zahntechnikerinnen und -techniker, diese sind aber zum Abblasen von Werkstücken

und Arbeitsplätzen ein „No-Go“. Zu wahrscheinlich ist die unbeabsichtigte Verteilung

von gefährlichen Stäuben, etwa von cobalthaltigem Staub, der bei der Zerspannung

von Nicht-Edelmetall-Legierungen entsteht (Abbildung 2). Im Artikel wird die Prob-

lemlage genauer beschrieben und auf die wichtigsten Schutzmaßnahmen bei einer

arbeitsbedingten Exposition mit gefährlichen Stäuben eingegangen.

Wie geht es weiter? 

Für das Jahr 2025 sind drei weitere Artikel in Planung: 

• Teil 8: Muskel-Skelett-Belastungen (Betina Schuch, Karola Will)

Dieser Beitrag wurde im Quartal 01/2025 veröffentlicht.

• Teil 9: Gesetz über überwachungsbedürftige Anlagen, Betriebssicherheitsverord-

nung und Arbeitsstättenverordnung (Jan Kreuter, Heinrich Schäfer)

Die Veröffentlichung ist für das Quartal 02/2025 vorgesehen.

• 150BTeil 10: Abschlussartikel (Claudia Flake, Frieder Mohr, Karola Will)

Mit diesem Beitrag schließt die Serie in der 2. Jahreshälfte 2025.

386BInsgesamt bleibt festzustellen, dass eine derartige Artikelreihe neue Wege der Arbeits-

schutzbehörden in Hessen aufzeigt. Positiv fällt auch auf, dass hier verschiedene Exper-

tinnen und Experten sehr erfolgreich zusammengearbeitet haben, um fundierte Infor-

mationen zusammenzustellen. Dadurch wird ein breites Spektrum an Fach- und Hand-

lungswissen abgedeckt. Zudem wird auf hilfreiche Arbeitshilfen und weiterführende 

Quellen verwiesen, die die Umsetzung der Praxisempfehlungen erleichtern. Insgesamt 

also eine „informative Reihe“, so eine Leserreaktion, die wertvolle Impulse für den Ar-

beitsschutz in Zahntechnik-Laboren liefert. 

222BClaudia Flake, 
Fachzentrum für systemischen Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung, 

Regierungspräsidium Gießen, 
Carolina Allin, 

Fachzentrum für Produktsicherheit und Gefahrstoffe, 
Regierungspräsidium Kassel 

Frieder Mohr, 
Abteilung V Arbeitsschutz und Soziales, 

Regierungspräsidium Kassel 
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876BSchwerpunktaktion in gewerblichen und kommunalen Abfall- und Recyclingunternehmen 

38BVerbesserung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes zum Gefahrstoff- und 
Arbeitsstättenrecht in Abfall- und Recyclingunternehmen 

806BProjektplanung 

387BIm Bereich des Regierungspräsidiums Darmstadt gab es in der Vergangenheit schwere 

und teilweise tödliche Unfälle in Betrieben, in denen Abfälle unterschiedlichster Art ge-

sammelt, gelagert oder behandelt werden. Zudem geriet die Branche durch eine Be-

schwerdehäufung in den Fokus der Aufsichtsbehörde. Die anonymen Beschwerden äu-

ßerten sich relativ gleichlautend über Missstände in Duschen, Umkleiden und Sozialräu-

men sowie über die betrieblichen Regelungen zum Umgang mit verschmutzter Arbeits-

kleidung. 

388BInsbesondere die Themenschwerpunkte Verkehrswege, Sanitärräume sowie Schutz-

maßnahmen beim Umgang mit Gefahrstoffen einschließlich hygienischer Schutzmaß-

nahmen sollten daher im Rahmen eines Projektes aufgegriffen werden. 

389BIm Regierungspräsidium Gießen wurde die Abfallbranche ebenfalls für eine Schwer-

punktaktion ausgewählt, da die Verkehrssituation und Platzverhältnisse auf Betriebsge-

länden oft zu kritischen oder auch gefährlichen Situationen führten. Dieses Thema sowie 

auch der Umgang mit Gefahrstoffen, insbesondere mit Asbest, wurden hier für Betriebs-

besichtigungen in den Fokus genommen. 

390BFür eine gemeinsame Überprüfungsaktion stimmten die beteiligten Arbeitsschutzdezer-

nate aus den beiden Regierungspräsidien Inhalte und Vorgehensweise ab. Das Projekt 

hatte seine Schwerpunkte in der Umsetzung der Arbeitsstättenverordnung sowie der 

Schutzvorschriften aus der Gefahrstoffverordnung. Diese Themen sollten je nach Rele-

vanz in den Betrieben überprüft werden. Daneben wurde auch eine Überprüfung der 

Arbeitsschutzorganisation mit Hilfe von Betriebsbesichtigungen mit Systembewertung 

vorgesehen. 

391BZur Unterstützung sowie zur Vereinheitlichung der Überprüfungen wurden Materialien 

für die Aufsicht bereitgestellt. Zur Orientierung für die Betriebsüberprüfung wurde ein 

Besichtigungsleitfaden erarbeitet, der erforderliche Arbeitsschutzmaßnahmen bzw. Re-

gelungserfordernisse zu den einzelnen Themenschwerpunkten benennt. Eine Samm-

lung an Good-Practice-Beispielen diente als Beratungsgrundlage und sollte im Laufe des 

Projektes mit guten Lösungen ergänzt werden. Als Abschluss wurde ein gemeinsamer 

Bericht zu den Ergebnissen der Betriebsbesichtigungen vereinbart. 

807BUmsetzung und Ergebnisse 

392BDas Projekt umfasste sowohl kommunale als auch wirtschaftlich eigenständige Abfall-

und Recyclingbetriebe. Es wurden dazu 30 Betriebe (20 vom RP Darmstadt sowie 10 vom 

RP Gießen) der Wirtschaftszweige 38 (Abfallwirtschaft), 39 (Tätigkeiten der Beseitigung 

von Umweltverschmutzungen und ähnliche Dienstleistungen) und 84 (öffentliche Ver-

waltung, Verteidigung und Sozialversicherung) verschiedener Betriebsgrößen besich-

tigt. 
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393BEs erfolgte jeweils eine Überprüfung der Arbeitsschutzorganisation sowie den Schwer-

punkten Arbeitsstätten und insbesondere krebserzeugende Gefahrstoffe. Hierzu wur-

den die Arbeitsschutzakteure des Betriebes befragt, Unterlagen eingesehen und vor Ort 

die Arbeitsbereiche sowie das Betriebsgelände und zugehörige Einrichtungen überprüft. 

394BSowohl bei der Vereinbarung von Terminen als auch bei den Begehungen vor Ort stießen 

die Aufsichtskräfte nur sehr selten auf Widerstand. Die Betriebe sahen das Projekt eher 

als Chance zur eigenen Verbesserung und Ergänzung des schon vorhandenen Arbeits-

schutzkonzepts. 

808BArbeitsschutzorganisation 

395BGenerell waren die überprüften Betriebe im Bereich des Arbeitsschutzes gut organisiert. 

Es gab überwiegend nur einzelne Organisationserfordernisse, die angepasst bzw. kon-

kretisiert werden mussten. Diese waren jedoch unterschiedlich ausgeprägt, je nachdem 

ob es sich bei den Betrieben um Einzel- oder Familienunternehmen oder Standorte gro-

ßer Konzerne in der Entsorgungswirtschaft handelte. Auswirkungen davon zeigten sich 

in der Regel in der Gefährdungsbeurteilung, wobei insbesondere fehlende Kenntnisse 

aus dem aktuellen Regelwerk als Ursache für Mängel in der Umsetzung von Schutzmaß-

nahmen benannt werden können. 

396BBei den Betriebsstandorten, die an Konzernstrukturen angebunden sind und eine durch-

gängige Betreuung durch eine Fachkraft für Arbeitssicherheit haben, waren die erfor-

derlichen Kenntnisse bzw. die relevanten Arbeitsschutzaufgaben bekannt und die erfor-

derlichen Arbeitsschutzmaßnahmen umgesetzt. Die Wirksamkeitskontrolle wurde dabei 

durch regelmäßige Begehungen mit der Fachkraft für Arbeitssicherheit geregelt und ent-

sprechend in Begehungsprotokollen dokumentiert. Hier gab es ebenfalls auch Mecha-

nismen, die Veränderungserfordernisse durch externe Vorgaben berücksichtigen. 

81BTabelle 1: Auswertung der Prüfschwerpunkte inklusive der Bewertung 
(gut: alle relevanten Vorschriften erfüllt, mittel: kleinere Mängel, die behoben werden müs-
sen, schlecht: gravierende Verstöße, die sofortiges Handeln erfordern). 

82BPrüfschwerpunkte 

397BErgebnisse 
(n = 30) 

398BArbeits-
schutz-
organi-
sation 

399BGefähr-
dungsbe-
urteilung 

400BVerkehrs-
wege 

401BSanitär-, 
Wasch-, 
Umkleide-
räume 

402BAsbest 403BKMF1 
404BBatte-
rien 

405BStaub 406BDME2 
407BGefahr-
stoffe, 
generell 

408Bgut 409B23 410B10 411B10 412B14 413B3 414B2 415B2 416B6 417B7 418B15 

419Bmittel 420B4 421B18 422B16 423B5 424B9 425B2 426B11 427B3 428B1 429B9 

430Bschlecht 431B2 432B1 433B4 434B1 435B0 436B1 437B1 438B0 439B0 440B0 

441Bnicht be-
wertet 

442B1 443B1 444B0 445B10 446B18 447B25 448B16 449B21 450B22 451B6 

249B 

1KMF – Künstliche Mineralfasern, 2DME – Dieselmotoremissionen 
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452BDie Einzel- oder Familienunternehmen waren in der Überzahl von externen Fachkräften 

für Arbeitssicherheit betreut oder nahmen am alternativen Betreuungsmodell teil. Er-

forderliche Arbeitsschutzmaßnahmen wurden oft aufgrund der Branchenkenntnisse ge-

troffen, dabei wurde jedoch die eine oder andere Vorgabe „übersehen“. Geänderte oder 

neue externe Vorgaben (fehlende Informationen zu den Regelwerken) wurden eher nur 

zufällig in der Gefährdungsbeurteilung betrachtet. Die Wirksamkeitskontrolle erfolgte 

eher unsystematisch. 

809BArbeitsschutzmaßnahmen 

453BAls Hauptproblem bei der Umsetzung des Arbeitsstättenrechts war oft die Gestaltung 

(Führung und Absicherung) sowie die Kennzeichnung von Verkehrswegen für Fußgänger 

und die Vermischung von gewerblicher und privater Anlieferung festzustellen. Dies 

zeigte sich durch: 

• 151Bfehlende Absicherung von Ein- bzw. Ausgängen von Gebäude zu Fahrwegen 

• 152Bungenügende Ausschilderung der Verkehrsführung und fehlende Kennzeichnung 

der Verkehrswege (siehe Abb. 1 und 2) 

• 153Bunzureichende Sichtbarkeit von Fußgängern: Tragepflicht von Warnwesten auf 

dem Betriebsgelände nicht immer vorgeschrieben 

• 154Bfehlende Ausweisung der Betriebsregelungen am Einfahrtsbereich 

• 155Bungenügende Trennung von gewerblicher und privater Anlieferung, daher häufig 

kritische Situationen im Anlieferungsbereich. 

454BDie Einrichtung und Erhaltung der Verkehrswege sind oftmals mit Hindernissen verbun-

den. So ist durch die hohe Staubbelastung auf den meisten Betriebshöfen die klassische 

Fahrbahnmarkierung nach kurzer Zeit kaum noch zu erkennen. An dieser Stelle ist oft-

mals Kreativität der Betriebe gefragt, um das Schutzziel zu erreichen. 

83BAbbildungen 1 und 2: Beispiele für fehlende Markierungen. (Quelle: RP Darmstadt) 

455BIm Gegensatz hierzu waren die Sanitär-, Wasch- und Umkleideräume überwiegend in 

Ordnung. Bei älteren Betriebsgebäuden fanden sich vereinzelt Mängel. Hier sind jedoch 

die Platzverhältnisse oft eingeengt, was eine Trennung in Schwarz-Weiß-Bereiche er-

schwert. 

456BIn Bezug auf die Gefahrstoffverordnung wurden die (Zwischen-)Lagerung und der Um-

gang mit Asbest, künstlichen Mineralfasern, Batterien, Staub, Dieselmotoremissionen 
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und allen weiteren Gefahrstoffen kontrolliert. Hier zeigte sich, dass die Abfall- und Re-

cyclingbetriebe immer häufiger mit Batterien aller Art in Kontakt kommen und sich für 

die Lagerung und den Umgang fast durchgängig Konzepte überlegt und umgesetzt ha-

ben (siehe Abb. 3 und 4). Verbesserungsbedarf bestand augenscheinlich vor allem bei 

der Lagerung von und dem Umgang mit künstlichen Mineralfasern und sonstigen Ge-

fahrstoffen. 

457BBei Tätigkeiten mit asbesthaltigen Abfällen waren Schutzmaßnahmen sowie die erfor-

derliche Sachkunde vorhanden. Die Betriebsanweisung wurde jedoch teilweise nicht auf 

die konkreten Betriebsverhältnisse angepasst oder auch Umladevorgänge auf dem Be-

triebsgelände wurden nicht als möglicher Havariefall betrachtet. In einigen Fällen fehlte 

die unternehmensbezogene Anzeige. 

458B 

84BAbbildung 3 und 4: Beispiel für die Lagerung von Batterien. (Quelle: RP Darmstadt) 

459BDie überprüften Betriebe zeigten sich in Bezug auf die benannten Mängel und bestehen-

den Handlungserfordernisse aufgeschlossen. Je nach Art und Umfang der vorgefunde-

nen Mängel wurden diese teilweise direkt behoben oder in einem Besichtigungsschrei-

ben mit einer Frist zur Erledigung beanstandet. Die Abstellung der Mängel wurde oder 

wird entsprechend nachverfolgt. Unterstützung bei der Mängelbeseitigung erhalten die 

Betriebe vorrangig von ihren Fachkräften für Arbeitssicherheit. 

810BErkenntnisse und Erfahrungen aus dem Projekt 

460BDie Überprüfungen konnten problemlos durchgeführt werden. Mit dem Leitfaden 

konnte eine gute Vorbereitung und Fokussierung auf die Schwerpunktthemen erreicht 

werden. Es konnten gezielt Problemstellen in den Betrieben aufgedeckt und den Ver-

antwortlichen Handlungsoptionen aufgezeigt werden. Die Art der Vorgehensweise mit 

dem Schwerpunkt auf einzelne Gefährdungsschwerpunkte hat sich bewährt und könnte 

auch so in anderen Branchen umgesetzt werden. Gleichwohl kann auch inhaltlich das 

Thema Verkehrssicherheit auf andere Branchen übertragen werden. 

461BAls Erkenntnis kann festgestellt werden, dass nach wie vor eine Sensibilisierung und In-

formation der betrieblichen Akteure in der Abfallbranche für die Problematik der Ver-

kehrssicherheit auf dem Betriebsgelände erforderlich ist. Das Thema muss immer wie-
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der in den Fokus gerückt werden, um Unfälle aber auch kritische Situationen auf Be-

triebshöfen für alle am Verkehr teilnehmenden Personen zu reduzieren. Auch die Anzei-

gepflicht in Bezug auf die Sammlung, den Transport oder die Lagerung von asbesthalti-

gen Abfällen scheint in der Entsorgungsbranche nicht überall bekannt zu sein. Von daher 

müssen auch weiterhin die Themen in der Abfallbranche in den Betriebsprüfungen an-

gesprochen werden. 

462BBei den Betriebsbesuchen konnten gute Praxislösungen hinsichtlich der Verkehrssicher-

heit gesammelt werden, wie etwa Schranken zur Einfahrtsregulierung, Einbahnstraßen-

regelung auf dem Gelände, Begrenzung der Anzahl von Fahrzeugen an den Abladestellen 

oder Barrieren zur Abtrennung von Fahrzeug- und Fußgängerbereichen. Diese werden 

in die bestehende Beispielliste aufgenommen und können bei zukünftigen Betriebsbe-

sichtigungen als Good-Practice-Beispiele weitergegeben werden. 

223BCornelia Otto, 
Abteilung VI Arbeitsschutz, 

Regierungspräsidium Darmstadt, 
Betina Schuch, 

Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 
Regierungspräsidium Gießen 

20B2.1.2 Unfallgeschehen 

39BArbeitsmitteluntersuchung – Unfall mit Wurfbeutelschleuder im Forst-
betrieb 

463BIm Februar 2024 ging eine Unfallmeldung der Polizei Gießen ein, bei Arbeiten im Forst 

sei eine Kette oder ein Seil gerissen. Die Verletzung erfolgte vermutlich im Kopfbereich. 

Die verunglückte Person befände sich zum Zeitpunkt der Unfallmeldung bereits im Uni-

klinikum Gießen. 

464BDer zuständige Revierförster des Landesbetriebs HessenForst war mit der Fachaufsicht 

und der Arbeitskontrolle beauftragt. Viele hessische Kommunen haben eine vertraglich 

geregelte Kooperation mit HessenForst, so auch hier im Revier Buseck. Zum Unfallzeit-

punkt waren in Abwesenheit des Revierförsters lediglich drei Mitarbeiter der Gemeinde 

vor Ort. Die gelernten Forstwirte waren dabei Schadholzbuchen mit dem vorgeschrie-

benen Verfahren „Seilgestützte Holzernte“ zu fällen. Dazu wird mit Hilfe einer Seilwurf-

schleuder ein Zugseil im oberen Teil des Baumes angebracht und die Fällung nach Ansä-

gen aus sicherer Entfernung mit einem Schleppfahrzeug und einem Stahlseil durchge-

führt. 

465BDieses Verfahren wird aktuell immer häufiger eingesetzt, da in hessischen Wäldern ver-

mehrt Schadholz vorkommt (wegen Dürre, Schädlingsbefall etc.). Eine Verwendung der 

Wurfschleuder im Bereich des Forstamtes Wettenberg erfolgt aktuell einmal pro Wo-

che. Die vor etwa 10 bis 15 Jahren angeschaffte Teleskopstange wird als Universalgerät 

jedoch neben der Wurfschleuder auch mit anderen Aufsätzen verwendet. Da die Stange 

teleskopartig einzustellen ist, kann die verwendete Länge verändert werden und ist da-

her in der Unterweisung für jeden Aufsatz genau nach Herstellerangaben zu definieren. 
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85BAbbildungen 1 und 2: Das Arbeitsmittel, mit dem sich der Unfall ereignete. 

466BBei der verunglückten Person handelte es sich um einen erfahrenen Forstwirt, der das 

Arbeitsmittel bereits mehrfach unfallfrei verwendet hatte. Er begann die Wurfschleuder 

zu spannen. Während des Spannens der Wurfschleuder knickte diese im Bereich des 

oberen Drittels um (Abbildungen 1 – 3), und die Spanngummis, der Adapteraufsatz und 

die Stange selbst schlugen in Richtung des Forstwirts. Auf Grund der hohen Spannkraft 

und der harten, teils scharfkantigen Materialien wurde der Mitarbeiter im Gesicht ver-

letzt. Um mit der Wurfschleuder zu zielen, ist es unerlässlich bei voll gespannter Vorrich-

tung genau in diese Richtung zu sehen. Schlägt dabei das Material zurück, ist eine Ver-

letzung sehr wahrscheinlich. 

467BDie Rettungskette wurde alarmiert und funktionierte einwandfrei. Der Rettungswagen 

brachte den Verletzten in die Notaufnahme und sowohl die Polizei, als auch die Arbeits-

schutzbehörde wurden informiert. Die Persönliche Schutzausrüstung (PSA) in Form von 

Helm und Visier wurde laut Zeugen getragen. 

468BWeitere Unfälle mit diesem Arbeitsmittel dieser Art sind bisher weder bei HessenForst, 

noch bei der SVLFG (Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) an-

gezeigt worden. Auf Grund des vermehrten Einsatzes und des hohen Alters der Wurf-

schleudern im Bestand ist in Zukunft von einem Anstieg der Unfallzahlen mit diesen Ar-

beitsmitteln auszugehen. 

469BLaut Zeugen hat die verunglückte Person bei der Verwendung die Spannvorrichtung zu 

sich hingezogen. In der Betriebsanweisung des Herstellers wird für die Wurfschleuder 

eindeutig eine Spannung der Zugvorrichtung auf der dem Verwender abgewandten 

Seite des Arbeitsmittels vorgeschrieben. Die fehlerhafte Verwendung resultiert aus der 

großen Kraftanstrengung, die ein Spannen der Zugvorrichtung auf der weiter entfernten 
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Seite der Teleskopstange erfordert. Wegen der leichteren Handhabung ziehen die An-

wender die Gummiseile direkt zu sich hin. Dies steht jedoch im Widerspruch zur Anwen-

dungsbeschreibung des Herstellers und wirkt einer sicheren Verwendung entgegen. 

86BAbbildung 3: Die beschädigte Stelle an dem Gerät, bei dessen Einsatz der Unfall geschah. 

470BArbeitsmittel: Prüfung, Analyse und Rekonstruktion 

471BWeder an der Haltestange, noch am Wurfseilkopf selbst waren die Etiketten oder an-

dere Aufschriften lesbar. Einige Aufkleber konnten erkannt werden, waren auf Grund 

von Alter und Gebrauch allerdings nicht mehr lesbar. Typenschild und Dokumentation 

fehlten ebenfalls. Vermutlich waren die Teleskopstange und der Wurfschleuderaufsatz 

von unterschiedlichen Herstellern. Da sämtliche Unterlagen fehlten und keine Beschrif-

tung mehr erkennbar war, konnte dies jedoch nicht zweifelsfrei geprüft werden. 

472BAm beim Unfall eingesetzten Arbeitsmittel konnte auf Grund des hohen Alters der Wurf-

schleuder sowie der Transport- und Lagerbedingungen und des allgemeinen Zustandes 

von diversen Vorschädigungen ausgegangen werden. Eine exakte Materialprüfung im 

Metall konnte vor Ort nicht durchgeführt werden, aber es konnten eine Vielzahl von 

Kratzern, Kerben, Rost und Abnutzung mit bloßem Auge gut erkannt werden. Das Alter 

des Arbeitsmittels wurde auf 10 bis 15 Jahre geschätzt. 

473BDer verwendete Wurfseilkopf ließ sich nicht formschlüssig auf der Stange arretieren. 

Auch nach dem Aufstecken wackelte der Aufsatz. Durch das Spannen der massiven Gum-

mizugseile konnte der Kopf jedoch kaum von der Stange rutschen. Die Stange wies am 

obersten Ende zwei Arretiernasen auf, die scheinbar für das Einrasten in passende Auf-

sätze gedacht waren. Die Stange war von zwei Metern Länge auf eine Gesamtlänge vier 

Metern ausfahrbar und bestand aus drei Teilen. 
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474BBetriebsanweisungen und Arbeitsanweisungen von HessenForst werden auch verpflich-

tend für alle arbeitsschutzrechtlich übertragenen kommunalen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter angewandt. Diese werden ferner durch Aufsichtskräfte der SVLFG mit be-

treut. Eine Arbeitsanweisung zum seilunterstützten Fällen von Schadholz liegt vor und 

wurde geschult. Hierin kommt ebenfalls die Verwendung von Wurfschleudern vor. Eine 

genaue Beschreibung der einzelnen Schritte beim Spannen fehlt jedoch. Ebenso sind 

vorgeschriebene PSA als auch Grundkriterien der Beschaffenheit solcher Arbeitsmittel 

bisher nicht enthalten. Eine Sichtprüfung findet regelmäßig statt, eine Prüfung anhand 

der Herstellerdokumentation, der Betriebsanleitung o.ä. wird bisher jedoch nicht durch-

geführt. Zudem sind Schäden trotz optischer Prüfung im Material nicht zweifelsfrei er-

kennbar. 

87BAbbildung 4: Links defektes Arbeitsmittel, rechts neues Arbeitsmittel. 

475BDie verunglückte Person hatte einige Blutergüsse im Gesicht und im Augenbereich sowie 

einige Brüche im Bereich des Jochbeins davongetragen. Bleibende Schäden schienen 

kurz nach dem Unfallgeschehen jedoch nicht vorzuliegen und der Mitarbeiter wollte 

seine Arbeit bald möglichst wieder aufnehmen. 

811BAbgeleitete und vereinbarte Maßnahmen 

• 156BIn der von HessenForst herausgegebenen Fachzeitschrift „ArbeitsschutzInfo“ (diese 

wird von der Abteilung Arbeitsschutz intern erstellt) sollte aus gegebenem Anlass 

das Thema „Wurfschleuder“ genauer beleuchtet werden. Die Zeitschrift findet in 

ganz Hessen Verbreitung und soll, auch in Bezug auf die Ergebnisse und Hinweise 
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aus der Unfalluntersuchung, der Unterrichtung sämtlicher Forstämter und weiterer 

Institutionen über die genaue Anwendung des Arbeitsmittels dienen. Ferner sollen 

Informationen zur korrekten Prüfung von Arbeitsmitteln sowie zur vorgeschriebe-

nen PSA und deren korrekter Verwendung hierüber ebenfalls großflächig verbreitet 

werden. 

• 157BDie Arbeitsanweisung von HessenForst, die auch bei Schulungen und Unterweisun-

gen zum Einsatz kommt, sollte explizit um die aufgefallenen Sicherheitsmaßnahmen 

und zu prüfenden Punkte erweitert werden. Die Anwendungsschritte sollten ge-

nauer beschrieben und auf Helm und Gesichtsschutz hingewiesen werden. 

• 158BEine anlassbezogene Unterweisung zum Thema „sicherer Umgang mit Wurfschleu-

dern“ sollte im Forstamt Wettenberg mit allen Revieren und für das gesamte kom-

munale Forstpersonal stattfinden. Diese Unterweisungen sollten in Zukunft anhand 

der Betriebsanweisungen sowie der Anwendungsbeschreibung des Herstellers 

durchgeführt werden. 

• 159BIm Zuge der Unterweisungen sollten auch die noch vorhandenen Bestände an Wurf-

schleudern geprüft und besprochen werden. Vergleichbare Altgeräte sollen durch 

Neuanschaffungen ersetzt werden (Abbildung 4). Durch diese Neubeschaffung soll 

die Sicherheit stark erhöht werden, da bauartbedingt eine Verstellung der Länge 

nicht mehr möglich ist und auch keine weiteren Universalköpfe verwendet werden 

können. Zudem existieren Abzugsvorrichtungen, die das Spannen auf der körperab-

gewandten Seite und einen sicheren Schuss vereinfachen. 

• 160BFür die Kommune, in der der Unfall geschah, wurde ein neues Arbeitsmittel bestellt. 

Dieses bietet durch seine Konstruktion eine Vielzahl an sicherheitstechnischen Ver-

besserungen gegenüber der alten Lösung mit Teleskopstange und Universalaufsatz. 

476BFür weitere Schulungen und Unterweisungen am forstlichen Bildungszentrum (FBZ – 

eine zentrale forstliche Bildungseinrichtung für Aus- und Weiterbildung des Landesbe-

triebs HessenForst) beim Forstamt Weilburg wurde das defekte Arbeitsmittel auf 

Wunsch dem Landesbetrieb übergeben und verblieb zunächst im Forstamt Wettenberg. 

224BFlorian Brinkmann, 
Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 

Regierungspräsidium Gießen 
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40BGasexplosion in Hadamar 

477BAm 26. Februar 2024 ereignete sich in Niederzeuzheim, einem Stadtteil von Hadamar, 

ein schwerwiegender Gasunfall. Während Wartungsarbeiten am Domschacht eines un-

terirdischen Flüssiggastanks auf dem Gelände eines Gashändlers kam es beim Austausch 

eines Sicherheitsventils zu einem unkontrollierten Austritt von 174 Tonnen Propangas. 

Wegen der hohen Explosionsgefahr wurde um die Unglücksstelle eine Sperrzone mit ei-

nem Sicherheitsradius von 300 Meter eingerichtet, die später noch auf 400 Meter er-

weitert wurde. 

478BAlle Personen in diesem Bereich mussten zeitnah evakuiert werden, davon betroffen 

waren auch rund 700 Anwohner, die ihre Häuser verlassen mussten. Für viele wurde 

eine Notunterkunft in der Mehrzweckhalle Niederzeuzheim eingerichtet. Trotz intensi-

ver Bemühungen gelang es den Sicherheitstechnikern zunächst nicht, das Leck zu schlie-

ßen. 

479BDie Arbeiten wurden wegen eintretender Dunkelheit und der extremen Bedingungen 

verursacht durch die komplette Vereisung des Domschachtes vor Ort unterbrochen. 

480BIn der Nacht zum 27. Februar ereignete sich dann eine heftige Explosion in einem Einfa-

milienhaus innerhalb der Sperrzone. Ein 44-jähriger Mann war trotz der Evakuierungs-

anordnung in sein Haus, das mehr als 200 Meter vom Unglücksort entfernt lag, zurück-

gekehrt. Das Propangas war vermutlich über die Kanalisation bis zum tiefer gelegenen 

Wohnhaus gelangt und hatte sich dort angesammelt. Durch welchen Zündfunken letzt-

lich das Gas zur Explosion gebracht wurde, konnte nicht mehr zweifelsfrei festgestellt 

werden. Der Bewohner wurde dabei schwer verletzt, das Gebäude völlig zerstört. 

481B 

88BAbbildung 1: Das zerstörte Wohnhaus neben dem Firmengelände. 
(Quelle: https://www.hessenschau.de/panorama/gasaustritt-in-hadamar-niederzeuzheim-
haus-in-sperrzone-explodiert-v8,hadamar-gasaustritt-100.html dpa Deutsche Presse Agentur, 
Bild 6/11 und Bild 7/11) 
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482BGlücklicherweise konnte sich der Verletzte noch selbst aus den Trümmern befreien, so 

dass er rechtzeitig ins Krankenhaus gebracht werden konnte. Der Vorfall belegt ein-

drucksvoll, wie wichtig die genaue Einhaltung von Evakuierungsvorgaben sein kann. Zur 

Klärung der Unfallursachen wurden der Immissions- und der Arbeitsschutz des Regie-

rungspräsidiums Gießen beteiligt. 

483BDer Störfall selbst ereignete sich im Rahmen von Wartungsarbeiten an einem Anlagen-

teil, das im Normalbetrieb nicht genutzt wird. Wenn bereits zum Zeitpunkt der inneren 

Prüfung des Behälters im Herbst 2023 ein neues Sicherheitsventil vorhanden gewesen 

oder das vorhandene ausgetauscht worden wäre, wäre der Störfall nicht aufgetreten. 

Auslöser für den Störfall war die innere Undichtheit eines Kugelhahns in der Steigleitung 

zum Flüssiggasabscheider, die durch Fremdstoffe hervorgerufen wurde. 

484BDer Störfall kann auf die drei folgenden Umstände zurückgeführt werden: 

1. 161BDen angezeigten Druck im Flüssiggasabscheider hatte der Monteur vor den War-

tungsarbeiten so bewertet, dass der Kugelhahn zum Lagerbehälter offen sei. Es ist 

konsequenterweise richtig, den Flüssiggasabscheider zu schließen und drucklos zu 

machen bevor mit dem Austausch des Sicherheitsventils begonnen werden konnte. 

Um die Stellung des Kugelhahns zu überprüfen, orientierte sich der Monteur an den 

Anschlagstiften. Er hatte die Absicht den Kugelhahn zu schließen, hat ihn aber in Of-

fenstellung gebracht. Bei geschlossenem Kugelhahn hätte trotz festgestellter Un-

dichtheit des Kugelhahns die komplette Freisetzung des Behälters verhindert bzw. 

begrenzt werden können. 

485B 

89BAbbildung 2: Zerstörtes Wohnhaus 200 Meter entfernt vom Firmengelände. 
(Quelle: https://www.hessenschau.de/panorama/gasaustritt-in-hadamar-niederzeuzheim-
haus-in-sperrzone-explodiert-v8,hadamar-gasaustritt-100.html dpa Deutsche Presse Agentur, 
Bild 6/11 und Bild 7/11) 

2. 162BDie vorgesehene Schnellschlusseinrichtung war aufgrund der Schädigung des Kugel-

hahns nicht mehr wirksam. Bei der Unfalluntersuchung konnte nachgewiesen wer-

den, dass das auslegungsgemäße Drehmoment weiterhin erreicht wird, allerdings 

aufgrund der Schädigung des Kugelhahns das Drehmoment der Rückstelleinrichtung 
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nicht ausreichte. Der Störfall wäre bei ordnungsgemäßer Funktion der Schnell-

schlusseinrichtung zuverlässig verhindert worden. 

3. 163BVor dem Austausch des Sicherheitsventils hat der Monteur mehrfach die Drucklosig-

keit des Flüssiggasabscheiders geprüft. Oberhalb des Kugelhahns hatte sich eine tem-

poräre Blockade aus losem Fremdmaterial gebildet, die sich dann schlagartig gelöste. 

Das Vorhandensein von Feststoffen in dem Flüssiggasabscheider und die dadurch 

mögliche Bildung einer temporären Blockade in einer senkrecht angeordneten Lei-

tung war äußerst unglücklich und kaum vorhersehbar. 

486BNach Klärung der Unfallursachen, der notwendigen anlagentechnischen Anpassung und 

dem Anschweißen eines neuen Kugelhahns konnte die Anlage im November 2024, neun 

Monate nach dem Störfall, wieder in Betrieb genommen werden. 

225BTobias Sandt, 
Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 

Regierungspräsidium Gießen 

41BTödlicher Arbeitsunfall in einer Kfz-Werkstatt 

487BBei einem Arbeitsunfall in einer Kfz-Werkstatt im Juni 2024 wurde ein 25-jähriger Mann 

tödlich verletzt. 

488BEin Kunde hatte die oben genannte Kfz-Werkstatt aufgesucht, da er eine Geräuschent-

wicklung an seinem Fahrzeug wahrgenommen hatte. Nach dem Eintreffen des Kunden 

im Betrieb wurde zunächst eine Probefahrt mit dem betreffenden Fahrzeug durchge-

führt. Im Anschluss wurde das Fahrzeug über der Montagegrube positioniert, um eine 

umfassende Untersuchung durchführen zu können. Hierzu wurde das Fahrzeug an der 

hinteren Antriebsachse mit einem Grubenheber angehoben, um ein Freidrehen der Rä-

der zu gewährleisten. Die Lokalisierung der Geräuschentwicklung erfolgte durch den 

Werkstattmeister bei laufendem Motor und eingelegtem Gang. Sowohl der Werkstatt-

meister als auch der Kunde befanden sich zu diesem Zeitpunkt in der Montagegrube 

unter der drehenden Kardanwelle des Fahrzeugs. 

489BIm Verlauf der Untersuchung gab der Werkstattmeister aus der Montagegrube heraus 

einem weiteren Beschäftigten die Anweisung, sich in die Fahrerkabine des Kundenfahr-

zeugs zu begeben und bei laufendem Motor das Gaspedal zu betätigen. Dieser folgte 

der Anweisung und betätigte auf Zuruf des Meisters mehrfach das Gaspedal. Daraufhin 

wurde seitens des Meisters, der sich im Bereich der Hinterachse aufhielt, die Anweisung 

erteilt, das Gaspedal mit maximaler Kraft zu betätigen. Auch dieser Anweisung kam der 

Beschäftigte nach, und das Gaspedal wurde mit voller Kraft betätigt. 

490BZiel dieser Maßnahme war die genauere Lokalisation der Geräuschentwicklung aus dem 

Bereich der Hinterachse. In der Folge hatte der sich am Steuer des Kundenfahrzeugs 

befindende Beschäftigte aus der Montagegrube laute, klirrende Geräusche wahrgenom-

men, und das Fahrzeug hatte eine Bewegung zur Seite gemacht. Als er aus der Fahrer-

kabine trat, fand er den Werkstattmeister und den Kunden regungslos auf dem Boden 

der Montagegrube liegend vor. Der Mitarbeiter stieg in die Grube hinab und leistete 
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dem Kunden Erste Hilfe, während er bei dem Werkstattmeister aufgrund der schweren 

Verletzung nur noch den Tod feststellen konnte. 

491BBei der Untersuchung des Unfallortes wurde ein Bruch der Kardanwelle festgestellt. Ein 

Fragment der Kardanwelle befand sich auf dem Leichnam des Werkstattmeisters. Am 

selben Tag traf am Unfallort ein Sachverständiger als Gutachter ein, der im Auftrag der 

Staatsanwaltschaft Ermittlungen durchführte. Das Fahrzeug wurde beschlagnahmt und 

an einen anderen Ort gebracht, um es dort weiter zu untersuchen. 

812BFunktion einer Kardanwelle 

492BDie Kardanwelle ist eine Ausführung einer Gelenkwellenkombination mit einem oder 

zwei Kreuzgelenken, die eine Drehmomentübertragung ermöglicht (Abbildung 1). Bei 

Kraftfahrzeugen wird mit einer Kardanwelle das Motordrehmoment auf eine weitere 

Achse übertragen. Beim Unfallfahrzeug befand sich der Motor in der Fahrzeugfront, 

während die Kardanwelle das Drehmoment auf die Hinterachse übertrug. 

493BDer Motor wurde mit hohen Drehzahlen betrieben, wobei ein hoher Gang eingelegt 

wurde, um die Hinterräder, die sich in einem angehobenen Zustand befanden und somit 

keinen Bodenkontakt hatten, in Bewegung zu setzen. Während dieses Vorgangs ver-

sagte das Kreuzgelenk am Differenzialeingang, das bereits seit längerer Zeit von Korro-

sion betroffen war. Dies führte zum Blockieren des Gelenks, was die Ursache für die zu-

vor wahrgenommenen Geräusche und den anschließenden Werkstattbesuch darstellte. 

Der Lagerschaden verursachte eine Überlastung der Kardanwelle, die durch den Motor 

weiterhin verdreht wurde, was schließlich zum vollständigen Versagen des Kreuzgelenks 

führte. Die Welle schlug mit hoher Drehzahl gegen den Werkstattmeister, was dessen 

Tod zur Folge hatte. Auch der beteiligte Kunde erlitt schwere Verletzungen. 

65B 

90BAbbildung 1: Darstellung einer Kardanwelle. 
(Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Kardanwelle#/media/Datei:Cardan-joint_spline-
shaft_topview_transparent_animated.gif) 

494BBereits ohne die vorgenommenen Maßnahmen war erkennbar, dass das Kreuzgelenk 

versagen würde, da sich am Gelenkkörper deutliche Korrosion gebildet hatte. Das ge-

wählte Vorgehen entsprach zwar gemäß der Erfahrung des Sachverständigen dem übli-

chen Werkstattalltag, stellte sich jedoch unter Berücksichtigung der Arbeitsschutzvor-

schriften als unzulässig heraus, da es sich grundsätzlich um Arbeiten an bewegten Ma-

schinenteilen handelte. 
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91BAbbildung 2: Vom Kreuzgelenk gelöster Teil der Kardanwelle. 

495BIn Anbetracht des fortgeschrittenen Verschleißes des Kreuzgelenks kann diese Vorge-

hensweise nur als nicht gerechtfertigt angesehen werden, zumal der Verschleiß des Ge-

lenks so offensichtlich war, dass eine erforderliche Erneuerung des Teils ohne weitere 

Versuche oder Untersuchungen ersichtlich gewesen wäre. 

496BAbbildung 2 zeigt das sich vom Kreuzgelenk gelöste Teil der Kardanwelle während der 

Untersuchung durch den Sachverständigen nach dem Unfall. Abbildung 3 zeigt den am 

Kundenfahrzeug verbliebenen Rest der Kardanwelle, der letztlich in der Werkstattgrube 

unkontrolliert und mit hoher Drehzahl rotierte. 

92BAbbildung 3: Am Kundenfahrzeug verbliebener Rest der Kardanwelle. 

497BIn den Abbildungen 4 und 5 sind auf dem offenliegenden Kreuzgelenk Roststaubablage-

rungen erkennbar. Diese stammten vom Abrieb eines Nadellagers des Kreuzgelenks, 

dessen Verschleiß letztlich die Ursache für den Unfall darstellte. 
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498B 

93BAbbildungen 4 und 5: Verschiedene Ansichten des Kreuzgelenks 

94B 

95BAbbildung 6: Der herkömmliche Zustand nachgestellt. 

499BZur Verdeutlichung des herkömmlichen Zustands wurde der abgerissene Kardanwellen-

teil an das Kreuzgelenk angesetzt (siehe Abbildung 6). 

226BWladimir Wershbitzki und Matthias Kurz, 
Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 

Regierungspräsidium Gießen 
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42BVerstrickte Situation – Beschäftigte beinahe von Nähmaschine stranguliert 

500BIm März 2024 konnte eine Beschäftigte einer Textilfabrik bei der Arbeit an einer indust-

riellen Nähmaschine nur knapp dem sicheren Tod entgehen. 

501BFrüh an einem Mittwochmorgen im März klingelte im Regierungspräsidium Gießen das 

Telefon. In der Leitung eine Polizeistation im Vogelsberg, die über einen schweren Ar-

beitsunfall in einer Textilweberei informierte. Die Untersuchung des Unfalls erfolgte so-

fort. 

502BDer Betrieb stand still. An der bereits abgesperrten Anlage hing an einer Antriebsrolle 

noch ein Stück eines hastig zerschnittenen Schals. Der Rest des Kleidungsstückes lag auf 

dem Boden daneben. Außer den zwei Aufsichtsbeamten befanden sich der Geschäfts-

führer, der Betriebsleiter sowie zwei Polizisten vor Ort. 

503BAn der Maschine (Baujahr 2005) werden Stoffe in Längsrichtung vollautomatisch an den 

Seiten umsäumt. Der auf eine Rolle gewickelte Stoff wird über mehrere Umlenkrollen 

und eine rotierende Antriebsrolle durch die Maschine gezogen und auf der anderen 

Seite mithilfe eines Schwenkarms auf einer Stange abgelegt (siehe Abbildung 1). Die An-

triebsrolle wird über einen Elektromotor bewegt und hat eine raue Oberfläche um den 

über die Maschine laufenden Stoff besser erfassen zu können. 

504BZum Zeitpunkt des Unfalls befand sich die Beschäftigte, die seit über zehn Jahren als 

Näherin im Betrieb arbeitete, in der Nähe der Antriebsrolle. Dabei wurde offensichtlich 

ihr Schal von der Antriebsrolle erfasst und wickelte sich auf. 

505BDie verunglückte Person wurde dabei von ihrem Schal stranguliert und mit der rechten 

Gesichtshälfte auf die Antriebsrolle gezogen. Das Bedienpult der Maschine auf der an-

deren Seite oder eine Notabschaltung konnte sie von dieser Stelle aus nicht mehr errei-

chen. Offenbar hat der Überlastschutzschalter des Elektromotors, nachdem der durch 

die verunglückte Person erzeugte Widerstand zu groß wurde, die Maschine abgeschal-

tet. 

506BGlück im Unglück, denn ein weiterer Mitarbeiter bemerkte den ungewöhnlichen Still-

stand der Maschine und fand die verunglückte Kollegin. Mittlerweile waren Gesicht und 

Augen durch den Sauerstoffmangel bereits bläulich verfärbt. Sie war bewusstlos, konnte 

aber noch selbstständig atmen. Geistesgegenwärtig zerschnitt der Mitarbeiter den Schal 

mit einer Schere und rettete damit seiner Kollegin das Leben. 

507BZusammenfassend können die folgenden Sachverhalte als begünstigend für den Eintritt 

des Unfallereignisses angesehen werden: 

• 164BDie regelmäßig wiederkehrende sicherheitstechnische Prüfung durch eine befähigte 

Person konnte nicht nachgewiesen werden. Bei einer solchen Prüfung hätte auffallen 

können, dass sich auf der Seite der Maschine, an der der Unfall geschah, keine Mög-

lichkeit zur Notabschaltung befand und das Modell somit nicht dem Stand der Tech-

nik entsprach. Insbesondere, da sich in diesem Betrieb eine nahezu baugleiche An-

lage befand (selbes Modell, allerdings Baujahr 2015), an der auf der Seite der An-

triebsrolle eine über die komplette Breite der Maschine gespannte, parallel zur Rolle 
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laufende, Reißleine installiert ist, die schon bei leichter Belastung ausgelöst wird und 

die Anlage sofort abschaltet. 

• 165BEine sicherheitstechnische Betreuung war für den Betrieb nicht in ausreichendem 

Maße vorgesehen. Auch einer Sicherheitsfachkraft hätte der vorgenannte Mangel, 

insbesondere im direkten Vergleich zur neueren Anlage, auffallen müssen. 

• 166BDie regelmäßig wiederkehrende Unterweisung der Beschäftigten konnte nicht vor-

gelegt werden. Vermutlich wurde die verunglückte Person bei der Einarbeitung auf 

die Gefahr (und das Verbot) des Tragens von lockerer Kleidung hingewiesen. Der vor-

liegende Fall zeigt jedoch die Wichtigkeit einer regelmäßigen Unterweisung, um die 

Beschäftigten immer wieder hinsichtlich bestimmter Gefahren zu sensibilisieren. 

• 167BEine Gefährdungsbeurteilung wurde zwar vor langer Zeit durchgeführt, aber dabei 

hierbei wurde die Tätigkeit an der Längssäumanlage nur oberflächlich betrachtet. 

Eine Fortschreibung konnte nicht festgestellt werden. Auch die Wirksamkeitskon-

trolle im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes und die Instrumentalisierung der Gefähr-

dungsbeurteilung zur Steuerung der Arbeitsschutzorganisation wurden offenbar 

nicht durchgeführt. 

• 168BEine Betriebsanweisung mit einem Verbot des Tragens von offenen Haaren und lo-

ckerer Kleidung lag vor, allerdings ebenfalls veraltet und aufgrund der fehlenden Un-

terweisungen wohl mehr als unauffälliger Teil des Inventars denn als aussagekräfti-

ger Warnhinweis zu sehen. Was nützt die beste Betriebsanweisung, wenn niemand 

sie liest? 

925B 

96BAbbildung 1: Nähmaschine zum Längssäumen. Der rote Pfeil zeigt die Fahrtrichtung der Stoff-
bahn, der gelbe Pfeil die Bewegung des Schwenkarms. (Foto: F. Cyriax, RPGI) 
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• 169BDer angeblich ungewöhnliche Aufenthalt der verunglückten Person im Gefahrenbe-

reich der Anlage konnte nicht zweifelsfrei geklärt werden. Warnhinweise an der An-

lage selbst verbieten das Betreten dieses Bereiches im laufenden Betrieb. Es ist frag-

lich, ob es sich um ein einmaliges Ereignis handelte oder ob der Aufenthalt im Gefah-

renbereich zu einer regelmäßigen Tätigkeit der Beschäftigten gehörte, beispielsweise 

um die Nähte an der Unterseite der vorbeifahrenden Textilbahn zu kontrollieren. 

508BPositiv hervorzuheben war in diesem Fall die gute Zusammenarbeit der Arbeitsschutz-

aufsicht mit den zuständigen Personen der Berufsgenossenschaft für Energie, Textil, 

Elektro und Medienerzeugnisse (BG ETEM). Die weiteren Termine im Betrieb, die auf-

grund des Unfalls erforderlich wurden, erfolgten in enger Abstimmung und Zusammen-

arbeit hinsichtlich der als notwendig angesehenen Maßnahmen. Zunächst kurzfristige 

Maßnahmen, um den stillstehenden Betrieb möglichst schnell wieder zur Aufnahme 

freigeben zu können – hierfür wurde nach Rücksprache mit dem Anlagenhersteller eine 

eigens konstruierte Teileinhausung der freiliegenden Antriebsrolle installiert und die 

notwendige sicherheitstechnische Prüfung durchgeführt sowie die Beschäftigten anlass-

bezogen unterwiesen. Zum anderen wurden aber auch langfristige Konzepte erstellt, um 

eine funktionierende Arbeitsschutzorganisation aufzubauen. So konnte eine drastische 

Verbesserung der zuvor benannten Defizite in kurzer Zeit erreicht werden. 

509BDie verunglückte Mitarbeiterin trug glücklicherweise körperlich keine schweren Verlet-

zungen davon und konnte bereits kurze Zeit später, wenn auch zunächst auf eigenen 

Wunsch an einem anderen Arbeitsplatz, ihrer Beschäftigung wieder nachgehen. 

510BLetztendlich handelte es sich, wie so oft bei derartigen Ereignissen, um ein Zusammen-

treffen mehrerer ungünstiger, durch Nachlässigkeit kultivierter Faktoren. Diese hätten 

für sich allein genommen vermutlich nicht zu diesem Unfall geführt, kosteten aber in 

ihrer Kombination einer jungen Frau fast das Leben. 

227BChristian Theiß und Isabelle Fuchs, 
Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 

Regierungspräsidium Gießen 

21B2.1.3 Baustellen 

43BTödlicher Unfall auf Großbaustelle in Frankfurt – Bauschweißer von 
Fundamentsteife erschlagen 

511BAuf einer Großbaustelle in Frankfurt wurde ein Bauschweißer von einer etwa zwei Ton-

nen schweren Rohrsteife erschlagen. 

512BAuf der Großbaustelle wurde für ein zusätzliches Bauteil ein relativ schmales Baufeld 

ausgehoben. Die Baugrube wurde mit Spunddielen, die vorab in den Baugrund einge-

rammt worden waren, gesichert. Bedingt durch die niedrige Baugrubentiefe, aufgrund 

derer man statisch gesehen von einer Einspannung sprechen kann, wurden die Spund-

dielen im Zuge des Erdaushubes mit sogenannten Längsgurtungen und dazu quer ver-

laufenden Aussteifungen verstärkt. Bei diesem Arbeitsverfahren wird die Baugrube zu-

nächst bis zu einer bestimmten Abmessung ausgehoben, bis dann die Längsgurtung und 
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die Queraussteifung (Stahlsteife) eingebaut werden können. Nach diesen Sicherungs-

maßnahmen wird die Baugrube weiter ausgehoben. 

513BDer aus Polen stammende Bauschweißer beschäftigte sich zum Unfallzeitpunkt auf der 

Baustelle mit einer Brenngas-Sauerstoff-Flamme mit Brennschneiden an der etwa 

13 Meter langen und zwei Tonnen schweren Rohrsteife (Ø 600 mm). Die Baugrubenaus-

steifung wurde mit einem Kran in die Baugrube gehoben und dort auf Länge geschnitten. 

Danach wurde die Rohrsteife an die endgültige Einbaustelle gehoben und an einer Kopf-

platte positioniert, die sich an der vorhandenen Gurtung der Spundwand befand. 

514BÜblicherweise wird eine solche Rohrsteife mit einem Schweißgerät oder einer Schweiß-

elektrode angeheftet. Die Unterkante des Rohrs bis zur Baugrubensohle betrug etwa 

1,50 Meter. Das Rohr wurde nach dem Anheften vom Kran abgeschlagen und der Kran-

betrieb eingestellt. Als nächster Arbeitsschritt sollte die Rohrsteife mit einer Schweiß-

naht an der Kopfplatte geschweißt werden (siehe Abbildungen 1 und 2). 

515BAus vorerst ungeklärter Ursache löste sich die Verbindung und die zwei Tonnen schwere 

Stahlkonstruktion. Da die Rohrsteife weder unterbaut noch am Kran angeschlagen war, 

stürzte diese auf den darunter befindlichen 34-jährigen Schweißer und verletzte ihn töd-

lich. 

97BAbbildung 1: Das Bild der Unfallstelle, links der Kettenbagger und die Rohrsteife mit einem Hebe-
zeug, im Hintergrund die Spundwand mit Kopfplatte und Schweißgerät. 

516BHerbeieilende Arbeiter des eingesetzten Tiefbaubetriebes entfernten unmittelbar nach 

dem Unfallereignis mit einem Hydraulik-Kettenbagger das Stahlrohr von dem Verun-

glückten. Erst danach konnte er geborgen werden. 

517BEine Befragung der Kollegen konnte nicht erfolgen, da sie alle unter schwerem Schock 

standen. Die Staatsanwaltschaft legte die Baustelle zunächst still. Nach der polizeilichen 

Beweissicherung wurde sie wieder freigegeben. 
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518BUrsache für den Unfall an diesem Wintertag waren zuallererst die niedrigen Tempera-

turen von -7°C. Ein Erwärmen der Stahlelemente und ein Zeltüberbau zur Temperatur-

haltung wären erforderlich gewesen. Deutlich wurde, dass ein erforderliches Einschwei-

ßen der vorhandenen Schweißnaht nicht erkennbar war und somit eine kraftschlüssige 

Verbindung an der Ankerplatte ausgeschlossen werden konnte. 

98BAbbildung 2: Die heruntergestürzte Rohrsteife. 

813BFazit 

519BEine detaillierte Montageanweisung konnte vor Ort nicht vorgelegt werden. Bis diese 

vorgelegt und die ausführenden Beschäftigten ordnungsgemäß unterwiesen worden 

waren, mussten die Arbeiten unterbrochen werden. Die Montageanweisung musste in 

der Muttersprache der Beschäftigten erfolgen und wurde schriftlich dokumentiert. 

520BDie Aushubarbeiten konnten erst nach Einbringung und Sicherung der Quersteifungen 

fortgeführt werden. Alle am Bau beteiligten Verantwortlichen zogen aus diesem Ereignis 

eindeutige Erkenntnisse, sodass daraufhin die Vorgehensweise und das Montagekon-

zept geändert wurden. 

521BBedenklich ist einmal mehr, dass erst ein Beschäftigter verletzt oder wie in diesem Fall 

sogar mit dem Leben bezahlen muss, bis derart gefährliche Arbeiten auf Baustellen ord-

nungsgemäß durchgeführt werden. 

228BWerner Kaufmann und Günter Lohse, 
Abteilung VI Arbeitsschutz, 

Regierungspräsidium Darmstadt 

22B 
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2.1.4 Gefahrstoffe, Chemikalien und Biostoffe 

877BHallenbrand in Frankfurt 

44BGefahr für Beschäftigte durch einen Großbrand 

522BEine etwa 6.000 Quadratmeter große Lagerhalle fiel im Industriegebiet Frankfurt-Fe-

chenheim Flammen zum Opfer. Hierbei wurde die Halle bis auf die Grundmauern zer-

stört. Auch eine angrenzende Lagerhalle wurde durch die extreme Ruß- und Rauchbe-

lastung kontaminiert. 

523BUm die Sanierung nach einem Brand dieser Größe zu bewältigen, braucht es ein detail-

liertes, fachgerechtes und gut koordiniertes Konzept. Dabei müssen die Technischen Re-

geln für Gefahrstoffe, die Arbeitssicherheit gemäß der Baustellenverordnung, die Richt-

linien für Arbeitsschutz beim Bauen und die Vorschriften der deutschen gesetzlichen 

Unfallversicherung vollständig eingehalten werden. Auch die Richtlinien zur Brandscha-

densanierung und die Gefahrstoffverordnung sind zu beachten. 

524BGleich drei erfahrene Sanierungsfirmen wurden hinsichtlich der anspruchsvollen und 

umfangreichen Brandschadensanierung beauftragt. Eine Spezialfirma übernahm als So-

fortmaßnahme die Aufnahme der durch die entstandene Hitze zerborstenen Asbestze-

mentbruchstücke sowie die Absaugung der umliegenden Freifläche rund um die Halle 

mit einem Industriestaubsauger der Klasse H (zur Absaugung von Stäuben wie Asbest). 

Ein öffentlich bestellter und vereidigter Gutachter in Sachen Gefahrstoffe übernahm die 

Begutachtung des Brandortes hinsichtlich der freigesetzten Gefahrstoffe. Die Erstellung 

eines Gutachtens und eines Sanierungskonzeptes zwecks der bevorstehenden Brand-

schadensanierung wurde auch durch den Koordinator beauftragt. Der vor Ort einge-

setzte Statiker erstellte in Zusammenarbeit mit dem Gutachter ein Rückbaukonzept, das 

auch ein gefahrloses Arbeiten an der vorhandenen Brandschutzwand zur angrenzenden 

Halle gewährleistete. 

926B 

99BAbbildung 1: Blick von Norden auf die Brandruine der Halle. 

525BWährend in der noch bestehenden Lagerhalle brandbedingt entstandene Stoffe und 

leichtflüchtige Gase vorhanden waren, die sich aber relativ gut ablüften ließen, waren 

andere Gebäudeschadstoffe hochtoxisch und mit dem entstandenen Ruß vermischt. So 
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sind schwerflüchtige Gefahrstoffe und Rußpartikel an der Brandstelle detailliert doku-

mentiert worden. Diese stellen bei einem Brandschaden die größte Herausforderung 

dar, und es bedarf umfangreicher Kenntnisse über schwerflüchtige Toxine, die im Ruß 

gebunden sind. 

526BEin besonders hohes Gefahrenpotenzial haben vor allem die polyzyklischen aromati-

schen Kohlenwasserstoffe (PAK), die verschiedenen Chlorverbindungen, die polychlo-

rierten Dioxine und Furane sowie eine Reihe von anderen Substanzen mit krebserregen-

der Wirkung. 

527BMit einem Langarmbagger wurden die einzelnen Fragmente aus der Brandruine geho-

ben, anschließend ordnungsgemäß dekontaminiert und der sachgerechten Entsorgung 

zugeführt. Die Überreste der Dachkonstruktion mit der verbliebenen Dachhaut aus As-

bestzement wurde unter ständiger Wasserberieselung abgebrochen, um eine Faserfrei-

setzung zu minimieren. 

528BAuch das verbrannte Halleninventar musste hierbei akribisch und aufwendig dekonta-

miniert werden. Die fach- und sachgerechte Koordination dieser äußerst anspruchsvol-

len Arbeiten übernahm ein Expertenteam, das bundesweit agiert. 

100BAbbildung 2: Brandruine von Osten gesehen. 

529BDas Landeskriminalamt nahm separat die Ermittlungen auf, um die Brandursache fest-

zustellen, da eine Brandstiftung nicht ausgeschlossen werden konnte – die Sprinkleran-

lage in der Halle funktionierte am Tag des Brandes nicht. Diese hatte der Betreiber der 
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Halle zuvor abgeschaltet und durch bereitgestellte Feuerlöscher ersetzt. Wahrscheinlich 

wollte man so verhindern, dass die gelagerte Ware bei einer Sprinklerung durch Wasser 

beschädigt worden wäre. 

229BGünter Lohse, 
Abteilung VI Arbeitsschutz, 

Regierungspräsidium Darmstadt 

814BMarktüberwachung Chemikalien 

45BÜberprüfung der Kennzeichnung ergibt viele Mängel bei Reinigungsmitteln 
mit außereuropäischem Ursprung 

815BEinleitung 

530BDas Team der Marktüberwachung Chemikaliensicherheit (MüCh) des Regierungspräsi-

diums (RP) Darmstadt hat 2024 in seinem Schwerpunktprojekt die Verpackungen und 

chemikalienrechtliche Kennzeichnungen von Wasch- und Reinigungsmitteln, die ur-

sprünglich nicht für den deutschen Markt hergestellt wurden, kontrolliert. Da auch sol-

che Waren den Weg in hiesige Groß- und Einzelhandelsgeschäfte finden und in Privat-

haushalten genauso wie am Arbeitsplatz zum Einsatz kommen, hat sich die MüCh die 

Überprüfung der deutschsprachigen Nachkennzeichnung hinsichtlich der Erfüllung der 

gesetzlichen Vorgaben zur Aufgabe gemacht. 

531BDazu untersuchten die Marktüberwacher Verkaufsstellen in ganz Südhessen, vom Main-

Kinzig-Kreis bis in den Landkreis Bergstraße, nahmen Warenproben und klärten Import-

eure wie Händler über deren Verantwortung auf, wenn sie entsprechende Waren anbo-

ten (Abbildung 1). 

927B 

101BAbbildung 1: Auswahl der als Warenproben genommenen Wasch- und Reinigungsmittel. 

816BVorgeschichte 

532BIm Frühjahr 2023 erhielt die MüCh von Kölner Marktüberwachungskollegen die Infor-

mation zu Bleichmitteln türkischer Herkunft, die in großen Mengen nach Deutschland 

eingeführt wurden und im gesamten Bundesgebiet in türkischen Supermärkten verkauft 
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wurden. Die 4-Liter-Behälter der Bleichmittel wurden mit einem deutschsprachigen Kle-

beetikett nachgekennzeichnet. 

533BDie Nachkennzeichnung hatte allerdings formale Mängel nach der CLP-Verordnung (Ver-

ordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von 

Stoffen und Gemischen) und die vorgeschriebenen Sicherungsmerkmale wie der tast-

bare Gefahrenhinweis sowie der kindergesicherte Verschluss für diese stark ätzenden 

Reinigungsmittel waren nicht vorhanden. Bei der anschließenden Überprüfung in fünf 

Supermärkten im Rhein-Main-Gebiet, die keinen bekannten Handelsketten angehörten, 

wurde offensichtlich, wie viele Reinigungsmittel von nicht-europäischen Herstellern in 

Verkaufsstellen abseits der großen Supermarktketten in großen Mengen angeboten 

werden. Mit dieser Beobachtung war die Idee für das Schwerpunktprojekt 2024 gebo-

ren. Inhalt und Bestandteile des Projekts sollten die Prüfung der Kennzeichnung der Rei-

nigungsmittelverpackungen auf formale Konformität nach Vorgaben der CLP-Verord-

nung und ggf. ein Abgleich mit den Angaben zur Einstufung aus dem Sicherheitsdaten-

blatt sein. 

534BAuch die Prüfung weiterer Sicherheitsmerkmale der Verpackungen von denen als ge-

fährlich eingestuften Gemischen, wie beispielsweise tastbarer Gefahrenhinweis oder 

kindergesicherter Verschluss, standen dabei im Fokus. Neben dem Schutz von Verbrau-

cherinnen und Verbrauchern sowie Arbeitnehmenden beim Umgang mit diesen teils ät-

zenden, giftigen oder allergieauslösenden Gemischen, war ein weiteres Ziel des Pro-

jekts, die Wirtschaftsakteure, insbesondere die Importeure und Händler, für die Thema-

tik der chemikalienrechtlichen Kennzeichnung ihrer angebotenen Produkte zu sensibili-

sieren und entsprechend zu beraten. 

817BRechtlicher Hintergrund 

535BFür Detergenzien gelten neben der Detergenzienverordnung (EG) Nr. 648/2004 und 

dem Wasch- und Reinigungsmittelgesetz (WRMG), für deren Vollzug die MüCh nicht zu-

ständig ist, auch die chemikalienrechtlichen Vorgaben der CLP-Verordnung sowie der 

REACH-Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und 

Beschränkung von Chemikalien, die die Marktüberwachung Chemikaliensicherheit des 

RP Darmstadts am Standort in Frankfurt für den südhessischen Bereich überwacht. Die 

notwendigen Angaben auf den Kennzeichnungsetiketten sind in Artikel 17 ff. der CLP-

Verordnung beschrieben. Die formalen und inhaltlichen Vorgaben für die Sicherheitsda-

tenblätter, die für alle als gefährlich eingestuften Stoffe und Gemische zu erstellen sind, 

die an berufsmäßige Verwender abgegeben werden, finden sich in Artikel 31 und dem 

Anhang II der REACH-Verordnung. Auch für die Werbung für gefährliche Stoffe und Ge-

mische im Internet existieren Vorgaben nach Artikel 48 der CLP-Verordnung. Diese sol-

len es den Käuferinnen und Käufern ermöglichen, sich bereits vor Abschluss des Online-

kaufs über mögliche Gefährdungen zu informieren. 

536BEin Unternehmen, das gefährliche Stoffe und Gemische in die Europäische Union impor-

tiert oder importieren lässt, ist für die Einhaltung der chemikalienrechtlichen Vorgaben, 

unter anderem für die korrekte Einstufung der Gefahren, verantwortlich. Da ein Impor-

teur die spezifischen Kenntnisse zur Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung sowie 
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die Fachkunde zur Erstellung der Sicherheitsdatenblätter auch bei Vergabe an einen ex-

ternen Dienstleister oder einen außereuropäischen Lieferanten sicherzustellen hat, 

muss er darauf achten, dass dieser in den nationalen deutschen Sonderregeln, wie etwa 

zu den Arbeitsplatzgrenzwerten, geschult ist. 

537BDiese Vorgaben sind beispielsweise in der „Technisches Regel für Gefahrstoffe TRGS 220 

– Nationale Aspekte beim Erstellen von Sicherheitsdatenblättern“ niedergeschrieben.

Darüber hinaus gibt es neben den international gültigen Gefahrenhinweisen (H-Sätze)

mit den EUH-Sätzen auch noch zusätzliche europäische Gefahrenhinweise, die es zu be-

achten gilt. Bei Reinigungs- und Waschmitteln ist hierbei vor allem der EUH-Satz 208 zu

beachten, der zur namentlichen Nennung von sensibilisierenden Inhaltsstoffen auf dem

Etikett dient, wenn das Gemisch selbst nicht als sensibilisierend eingestuft und gekenn-

zeichnet werden muss. Der Importeur hat darüber hinaus gemäß Artikel 36 REACH-Ver-

ordnung die Pflicht zur Aufbewahrung von Informationen. So müssen beispielsweise die

deutschsprachigen Sicherheitsdatenblätter zu den gefährlichen Stoffen und Gemischen

für zehn Jahre aufbewahrt und auf Verlangen der Behörde aushändigt werden. Die Bun-

desanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) bietet eine ganze Reihe von Leit-

linien und Informationsmaterial an, die bei der Erfüllung der chemikalienrechtlichen

Vorgaben hilfreich sind. Ebenso hat die Bundesanstalt auf ihrer Internetseite eine Zu-

sammenstellung von Dienstleistern und Software zur Erstellung von Sicherheitsdaten-

blättern aufgeführt.

818BErgebnisse des Projekts 

538BBei ihren mehr als 40 Außendiensteinsätzen im Groß- und Einzelhandel im Rahmen die-

ses Projektes prüften die Marktüberwacher 65 verschiedene Reinigungsmittel und nah-

men bei der Hälfte davon Warenproben. Neben kleineren Supermärkten wurden auch 

Fachgeschäfte für ausländische Produkte in Shopping Malls und auf den Import und Ver-

kauf von Lebensmitteln spezialisierte Händler im Frankfurter Frischezentrum, für die die 

Wasch- und Reinigungsmittel ein Zusatzgeschäft sind, aufgesucht. Durch die Funde im 

Einzelhandel führte der Weg zu mehreren Großhändlern und Importeuren, bei denen 

der Schwerpunkt in der Beratungsarbeit zur Thematik der Kennzeichnung von Gemi-

schen im Rahmen dieses Projekts lag. 

102BAbbildung 2: Beispiele von fehlerhaft nachgekennzeichneten Wasch- und Reinigungsmitteln. 
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539BSehr aufschlussreich war auch die Teilnahme an einem Regelkontrolltermin von Lebens-

mittelkontrolleuren des Gesundheitsamts des Kreis Bergstraße, wodurch gleichzeitig die 

zwischenbehördliche Zusammenarbeit gestärkt wurde. Bis auf ganz wenige Ausnahmen 

waren die nachträglich angebrachten Etiketten alle fehlerhaft und wiesen meist meh-

rere Mängel gleichzeitig auf (Abbildung 2). Die häufigsten Mängel bei der deutschspra-

chigen Nachkennzeichnung der Detergenzien waren fehlende oder fehlerhafte Gefah-

renhinweise und -piktogramme in 58 bzw. 55 Prozent der Fälle. 

540BBei den Piktogrammen bot sich dabei eine breite Palette an möglichen Fehlern wie eine 

falsche Verwendung, eine Nichteinhaltung der Mindestgröße von einem Quadratzenti-

meter oder eine rein schwarz-weiße Darstellung ohne den vorgeschriebenen roten Rand 

der Piktogrammraute. Bei 52 Prozent der untersuchten Produkte wurde das Signalwort 

„Achtung“ bzw. „Gefahr“ aus der Ursprungssprache entweder nicht oder falsch über-

setzt, oder es fehlte komplett. Angaben wie Adresse und Telefonnummer des Impor-

teurs in die Europäische Union fehlten bei 42 Prozent der geprüften Etiketten, der ei-

gentliche Name des importierenden Unternehmens dabei allerdings nur bei 23 Prozent. 

Die gefundenen Mängel und deren jeweiliger Anteil an allen untersuchten Produkten 

wird in Tabelle 1 aufgeführt. 

103BTabelle 1: Auswertung der Kennzeichnungsmängel der 65 untersuchten Wasch- und Reini-
gungsmittel. 

Mangelbeschreibung Produkte mit Mängeln 

Lesbarkeit/Schriftgröße 8 (12 %) 

Sprache des Etiketts 16 (25 %) 

Ausrichtung des Etiketts 17 (26 %) 

Name des Importeurs 15 (23 %) 

Kontaktdaten des Importeurs 27 (42 %) 

Signalwort 34 (52 %) 

Gefahrenpiktogramm 36 (55 %) 

Gefahrenhinweise (H-Sätze) 38 (58 %) 

541BIn jedem vierten Fall war das Etikett aufgrund der nicht deutschen Sprache und bei je-

dem achten Etikett aufgrund einer deutlich zu kleinen Schriftgröße oder eines undeutli-

chen Drucks nur sehr schwierig lesbar. Mit 26 Prozent auch recht häufig war das zusätz-

lich angebrachte Etikett verdreht auf den Behälter aufgeklebt und somit nicht waage-

recht lesbar, wenn die Verpackung in üblicher Weise abgestellt wird. In einigen wenigen 

Fällen wichen die Gefahrenhinweise auf dem nachträglich befestigten Etikett von den 

darunter aufgedruckten Originalangaben ab (Abbildung 3). 

542BMöglicherweise aus Unkenntnis wurden bei einigen Produkten die Gefahrenpikto-

gramme auf der Originalpackung überklebt, was zu einer Verharmlosung führte. Oder 

es wurden die schlimmstmöglichen Gefahren wie Lebensgefahr und Toxizität genannt, 

ohne dass diese überhaupt existierten. Beispielsweise wurde bei einem Waschmittel für 
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Babykleidung, das laut Packungsbeschreibung auf der Vorderseite für „sensible Haut ge-

eignet“ sei, auf dem nachträglich aufgebrachten, deutschsprachigen Etikett auf der 

Rückseite fälschlicherweise mit insgesamt zwölf Gefahrenhinweisen u. a. vor schweren 

Verätzungen der Haut und Augen, vor Vergiftungen bei Hautkontakt und Lebensgefahr 

beim Einatmen gewarnt (Abbildung 4). Dagegen war die Zahl an untersuchten Deterge-

nzien mit Mängeln bei den Verpackungsanforderungen „tastbarer Gefahrenhinweis“ für 

sehbeeinträchtigte Menschen in Form eines erhabenen Dreiecks und ein „kindergesi-

cherter Verschluss“ vernachlässigbar und teilweise auf eine falsch durchgeführte Einstu-

fung der gefährlichen Eigenschaften der Gemische zurückzuführen. 

543B 

104BAbbildung 3: Abbildung eines Reinigungsmittels von allen Seiten. Das Piktogramm GHS 05 für 
die Ätzwirkung (rechts) ist auf dem Originaletikett im Hintergrund (Mitte) nicht abgebildet. 

544BKindergesicherte Verschlüsse sind unter anderem bei giftigen und stark ätzenden Reini-

gungsmitteln oder solchen mit Aspirationsgefahr vorgeschrieben. Insgesamt sind tast-

bare Gefahrenhinweise immer dann gefordert, wenn auch ein kindergesicherter Ver-

schluss vorgeschrieben ist, aber auch zusätzlich bei allen gefährlichen Gemischen mit 

sensibilisierenden Eigenschaften und bei entzündbaren Flüssigkeiten. Insgesamt waren 

nur bei zwei der 65 geprüften Produkte die nachträglich angebrachte Kennzeichnung 

offensichtlich mangelfrei. 

819BEuropäische Regelungen bei sensibilisierenden Inhaltstoffen 

545BEinige der in Wasch- und Reinigungsmitteln genutzten Konservierungsmittel weisen sen-

sibilisierende, also allergieauslösende Eigenschaften auf. Dazu zählt unter anderen 

2-Methyl-2H-isothiazol-3-on, das einen besonders niedrigen spezifischen Konzentrati-

onsgrenzwert besitzt. Bereits ein Anteil von 0,0015 Prozent im Gemisch bewirkt eine 

Einstufung mit dem Gefahrenhinweis H317 „Kann allergische Hautreaktionen verursa-

chen“. Gemäß der CLP-Verordnung über Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung 

von Stoffen und Gemischen muss ein solches Gemisch neben dem H-Satz zusätzlich mit 

einem rautenförmigen Ausrufezeichen-Piktogramm mit rotem Rahmen sowie dem Sig-

nalwort „Achtung“ gekennzeichnet werden. 
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546BDoch gilt für diese sensibilisierenden Inhaltstoffe noch ein weiterer, noch niedrigerer 

Grenzwert. Bereits bei nur einem Zehntel des oben genannten Grenzwerts (1,5 ppm) ist 

dieser sensibilisierende Bestandteil namentlich auf der Verpackung mit dem Gefahren-

hinweis EUH208 „Enthält <…>. Kann allergische Reaktionen hervorrufen.“ zu nennen. 

Ein Gefahrenpiktogramm und Signalwort sind in diesem Falle allerdings nicht erforder-

lich. 

928B 

105BAbbildung 4: Beispiel für ein Etikett mit einer „wahllosen“ Auswahl an Gefahrenhinweisen. 

547BDiese zusätzlichen europäischen Grenzwerte wurden von außereuropäischen Herstel-

lern nicht immer ausreichend berücksichtigt. Die deshalb falschen und „zu harmlosen“ 

Einstufungen führten zu fehlenden Angaben auf den Kennzeichnungsetiketten. 

820BUntersuchte Sicherheitsdatenblätter 

548BAuch wenn sie nicht direkt im Fokus des Projektes standen, wurden stichprobenartig 

einige Sicherheitsdatenblätter der untersuchten Detergenzien geprüft. Hierbei lag der 

Schwerpunkt insbesondere auf dem Abschnitt 1 „Bezeichnung des Stoffs beziehungs-

weise des Gemischs und des Unternehmens“, dem Abschnitt 2 „Mögliche Gefahren“, 

dem Abschnitt 3 „Zusammensetzung/Angaben zu Bestandteilen“ sowie dem Ab-

schnitt 8.2 „Begrenzung und Überwachung der Exposition“. Es stellte sich heraus, dass 

alle 17 geprüften Sicherheitsdatenblätter zumindest formelle aber auch meist inhaltli-

che Mängel aufwiesen. Häufig fehlten auch hier die Angaben zum Importeur, die Doku-

mente waren nicht in deutscher Sprache verfasst, die angegebene Notrufnummer war 

ungeeignet oder die Angaben zum Hand- und Hautschutz waren nicht hilfreich. 

821BVerwechslungsgefahr mit Lebensmittel 

549BEin amerikanisches Produkt beinhaltete mit der Substanz Natriumtetraborat einen in 

der europäischen Union aufgrund seiner reproduktionstoxischen Eigenschaften, durch 
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die das Kind im Mutterleib geschädigt werden kann, nicht mehr erlaubten Inhaltsstoff. 

Solche Produkte dürfen nach Chemikalienverbotsverordnung nicht verkauft werden. Die 

fehlende deutschsprachige Etikettierung war in diesem Fall dann nicht mehr maßgeb-

lich. 

550BGleich mehrere gravierende Mängel besaß ein ebenfalls amerikanischer Allzweckreini-

ger mit Kiefernduft, der in Bezug auf seine haut- und augenreizenden Eigenschaften 

fälschlicherweise gar nicht eingestuft und aufgrund seiner Verwechslungsgefahr mit ei-

ner Getränkeflasche so nicht verkehrsfähig war (Abbildung 5). Vor allem wegen dieser 

möglichen Verwechslungsgefahr legte das Team der MüCh besonderen Wert auf die 

Entfernung dieses Produkts vom Markt. Über eine Internetrecherche wurden weitere 

Verkaufsstellen in Hessen identifiziert und entweder direkt aufgesucht oder bei man-

gelnder örtlicher Zuständigkeit, die zuständige Behörde in Zusammenarbeit mit dem 

„Fachzentrum für Produktsicherheit und Gefahrstoffe“ im Regierungspräsidium Kassel 

informiert. Speziell zu diesem Produkt wurde ein einseitiges Informationsblatt erstellt, 

um in den Gesprächen mit den Händlern genau darlegen zu können, welche Gefahren 

von ihrem Produkt ausgehen. In vielen Geschäften wurden die Produkte rechtswidrig 

auch nur mit ihrem fremdsprachigen Originaletikett zum Verkauf angeboten, ohne dass 

eine deutschsprachige Kennzeichnung vorhanden war. 

106B 

107BAbbildung 5: Verwechslungsgefahr bei einem Reinigungsmittelbehälter (rechts) 
mit exemplarischen Getränkeflaschen. 

822BNachverfolgung der gefundenen Mängel 

551BDie besuchten Einzelhändler agierten in der Regel nicht als Importeur der fehlerhaft ge-

kennzeichneten Gemische in die Europäische Union. In diesen Fällen war für die Markt-

überwachung der jeweilige Großhändler, der die Nachkennzeichnung erstellt hatte, der 
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zielführendere Ansprechpartner für die Behebung der Nichtkonformität. Die Einzelhänd-

ler wurden über die bestehenden Kennzeichnungsvorgaben informiert und über ihre 

Verantwortung, nur einwandfrei gekennzeichnete Ware zum Verkauf anzubieten. Vielen 

war aus dem Lebensmittelbereich die Pflicht zur deutschsprachigen Nachkennzeichnung 

bekannt, im Bereich der Gefahrstoffe waren aber kaum Kenntnisse vorhanden. Eine 

Sprachbarriere kam in einigen dieser Gespräche erschwerend hinzu. 

552BDie Einzelhändler, die selbst die Nachkennzeichnung ihrer Produkte vornehmen wollten, 

besaßen nicht die notwendigen spezifischen Kenntnisse und gaben die Idee, dies ohne 

erfahrenen Dienstleister durchzuführen, zeitnah auf. Bei einem beratungsresistenten 

Einzelhändler, der seine fehlerhaft eingestuften und gekennzeichneten Gemische wei-

terhin verkaufte, musste ein Verfahren zur Anordnung der Untersagung des Weiterver-

kaufs eingeleitet werden. Über die Erkenntnis, dass bei vielen Akteuren die notwendige 

Fachkenntnis zur Erstellung der Kennzeichnung fehlte, berichtete schon Maren Dorn-

busch aus der damalige Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt in Frankfurt in ihrem Bei-

trag zum „Hessischen Jahresbericht 2014“ mit dem Titel „Kennzeichnungsprobleme bei 

importierten Reinigungsmitteln“. [1] 

553BDamals stand das Marktüberwachungspersonal in intensivem Austausch mit einem Im-

porteur von Reinigungsmitteln eines in der Türkei ansässigen Formulierers, um eine ord-

nungsgemäße Kennzeichnung der Produkte und Erstellung von Sicherheitsdatenblättern 

zu bewirken. Die sprachliche Barriere zum türkischen Hersteller und dem hiesigen Im-

porteur erschwerte die Bearbeitung damals wie heute genauso wie die Ablehnung der 

behördlichen Empfehlung, einen deutschsprachigen Dienstleister als Unterstützung hin-

zuzuziehen. Letztendlich konnten einige der Produkte, nach einer durch den Zoll über-

wachten Nachkennzeichnung, eingeführt werden. 

554BAuch die Großhändler im örtlichen Zuständigkeitsbereich der Marktüberwacher im RP 

Darmstadt fungierten meist nicht als Importeur der Wasch- und Reinigungsmittel, son-

dern bezogen diese von wiederum anderen Großhändlern mit Sitz in anderen Bundes-

ländern. Die entsprechenden Vorgänge wurden über das europäische ICSMS-Portal - ein 

„Internetgestütztes Informations- und Kommunikationssystem zur europaweiten 

Marktüberwachung von technischen Produkten“ - an die zuständigen Marktüberwa-

chungsbehörden in Deutschland zur weiteren Bearbeitung übermittelt. Mit Großhänd-

lern im eigenen Zuständigkeitsbereich wurden meist konstruktive Gespräche geführt, 

wobei überarbeitete Kennzeichnungsetiketten vor deren ersten Verwendung bespro-

chen wurden. Bei diesen Gesprächen zeigten sich sehr große Unterschiede in der Kom-

petenz beim Umgang und der Bewertung von gefährlichen Stoffen und Gemischen. Ei-

nige Importeure besaßen selbst die notwendigen spezifischen Kenntnisse, die unter an-

derem für die Einstufung und Kennzeichnung ihrer Gemische nach der CLP-Verordnung 

und für die fachkundige Erstellung von Sicherheitsdatenblättern gemäß REACH-Verord-

nung notwendig sind, oder holten sich Unterstützung durch den ausländischen Produ-

zenten der Produkte oder einen externen Dienstleister. Andere hingegen übersetzten 

gedankenlos die bestehenden Etiketten und verstanden nicht, mit was sie ihre Produkte 

nun beschrifteten und welche Verantwortung sie nun dafür trugen. Einige dieser Vor-

gänge zur Überarbeitung der Kennzeichnungsetiketten von vorläufig aus dem Verkauf 
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genommenen Detergenzien zeigen sich als sehr langwierig und werden sich noch bis 

weit ins Jahr 2025 hinziehen. 

823BFazit der Kontrollen 

555BIm Rahmen des Schwerpunktprojektes wurden viele Verstöße gegen Vorgaben der CLP-

Verordnung bei der deutschsprachigen Nachkennzeichnung von Wasch- und Reini-

gungsmitteln festgestellt. Die Mängel reichten von der Unlesbarkeit der Etiketten bis hin 

zu einer scheinbaren Verharmlosung von potenziellen Gefahren durch das Fehlen von 

Gefahrenhinweisen. Die Ursache für die unzähligen Kennzeichnungsmängel war in vie-

len Fällen der Mangel an Fachkenntnissen bei der Erstellung der Etiketten. 

556BDie Marktüberwacher erkannten schnell, dass die wirkungsvolle Stellschraube zur wirk-

lichen Verbesserung der nachträglich angebrachten Kennzeichnung die Akteure im 

Großhandel und nicht die Einzelhändler waren. Eine chemikalienrechtlich einwandfreie 

Kennzeichnung und die Einhaltung von den für manche gefährlichen Gemische gefor-

derten Verpackungsvorgaben, wie dem tastbaren Gefahrenhinweis und einem kinder-

gesicherten Verschluss bei Wasch- und Reinigungsmitteln, sind von besonderer Bedeu-

tung, da diese Produkte am täglichen Arbeitsplatz genauso wie im privaten Umfeld zur 

Anwendung kommen, wo diese gegebenenfalls auch in die Reichweite von Kindern ge-

langen. Zu den schwerwiegendsten Folgen bei einer falschen Kennzeichnung zählen 

mögliche Verätzungen von Haut und Augen sowie Allergieerscheinungen aufgrund nicht 

angegebener sensibilisierender Inhaltsstoffe bis hin zu Vergiftungen durch Verschlucken 

bei fehlenden kindergesicherten Verschlüssen. 

557BArbeitnehmende, die Tätigkeiten mit zweifelhaft gekennzeichneten Detergenzien 

durchführen, sollten sich zunächst an ihren Vorgesetzen oder den Ansprechpartner für 

Arbeitsschutz im Unternehmen wenden. Auch Verbraucherinnen und Verbraucher soll-

ten vor dem Kauf entsprechender Produkte zunächst das Etikett prüfen, ob sie die auf-

geführten Gefahrenhinweise lesen und verstehen können. Bei importierter Ware be-

steht das Risiko, dass in der Europäischen Union verpflichtende Warnhinweise zu be-

stimmten Inhaltsstoffen mit beispielsweise sensibilisierenden Eigenschaften, die auf der 

ursprünglichen Packung nicht aufgedruckt waren, bei der Übersetzung nicht ergänzt 

wurden. Zum Ende des Projekts im Oktober 2024 informierte die MüCh über die erhal-

tenen Ergebnisse mit einer häufig zitierten Pressemitteilung. [2] 

558BArtverwandt und für zukünftige Überwachungstätigkeiten der MüCh ebenfalls interes-

sant ist die breite Palette an Autopflegeprodukten außereuropäischen Ursprungs. Diese 

speziellen Reinigungs- und Pflegeprodukte aus den USA oder dem ostasiatischen Raum 

wie Südkorea finden eine hohe Beliebtheit bei den hiesigen Verbraucherinnen und Ver-

brauchern sowie in Werkstätten und bei Oldtimer-Restauratoren, werden in diversen 

Social-Media-Kanälen vorgestellt und können im Fachhandel und in Internetshops er-

worben werden. Die Marktüberwachung Chemikaliensicherheit des Regierungspräsidi-

ums Darmstadt wird somit auch in Zukunft beim Vollzug chemikalienrechtlicher Vorga-

ben gefordert bleiben. 
824B 
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46BGezielte Kontrollen der Kennzeichnung von E-Zigaretten-Pods zu deren 
Markteinführung 

825BVorgeschichte der Kontrollen 

559BDie Marktüberwachung Chemikaliensicherheit (MüCh) im Regierungspräsidium Darm-

stadt (RPDA) am Behördenstandort Frankfurt hat es sich nun schon seit mehreren Jah-

ren zur Aufgabe gemacht, die chemikalienrechtliche Kennzeichnung von E-Zigaretten zu 

prüfen, um dadurch nachdrücklich auf Hersteller und Importeure einzuwirken die ent-

sprechenden Produkte nur mit einer ordnungsgemäß gekennzeichneten Produktverpa-

ckung in Verkehr zu bringen. Dazu standen im Jahr 2021 vor allem die Longfill-Aroma-

konzentrate, also E-Liquid-Nachfüllbehälter, sowie in den Jahren 2022 und 2023 die 

auch als Vapes bezeichneten Einweg-E-Zigaretten selbst im Fokus der Kontrolltätigkei-

ten, die im Bereich der tabakverwandten Erzeugnisse durchgeführt wurden. Die MüCh 

informierte über ihre Arbeiten mit kurzen Pressemitteilungen zu E-Liquids [1] im August 

2021 sowie zu Einweg-E-Zigaretten [2] im Februar 2023 und fasste die beiden Projekte 

ausführlich im „Hessischen Jahresbericht 2021 – Arbeitsschutz und Produktsicherheit“ 

mit dem Titel „E-Liquids im Fokus der Marktüberwachung Chemikaliensicherheit – Wie 

der Brexit dafür sorgte, dass das bestellte E-Liquid niemals ankam“ [3] sowie im Jahres-

bericht 2023 unter der Überschrift „Einweg-E-Zigaretten im Fokus der Marktüberwa-

chung Chemikaliensicherheit“ [4] zusammen. 

560BAls ab Sommer 2023 die ersten Werbeaktionen für das neue Trendprodukt aus diesem 

Bereich, den sogenannten E-Zigaretten-Pods, starteten und die kleinen E-Liquid-Behäl-

ter an den Bahnhöfen des Rhein-Main-Gebietes plakatiert wurden, machte es sich die 

MüCh zur Aufgabe, diese Markteinführung durch regelmäßige Kontrollen von Beginn an 

zu begleiten (Abbildung 1). 

826BAufbau von Podsystemen 

561BEs zeigte sich, dass Pod-Systeme oder Cap-Systeme spätestens seit dem Sommer 2023 

auf dem Vormarsch sind und dass sie einen immer größer werdenden Marktanteil von 

den herkömmlichen Einweg-E-Zigaretten erobern. Pods sind kleine Nachfüllbehälter, 

bestehend aus einem Tank mit zwei Milliliter E-Liquid und der Verdampfereinheit, die in 

das Basisgerät, auch Akkuträger genannt, hineingesteckt werden. Zieht der Konsument 

am Mundstück wird der Unterdrucksensor aktiviert und das Liquid in zumeist fruchtigen 
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Geschmacksrichtungen wird durch die Energie der Batterie verdampft und somit inha-

lierfähig gemacht. Der Einweg-Pod kann, nachdem das enthaltene Liquid aufgebraucht 

wurde, oder wenn die Lust nach einer anderen Geschmacksrichtung besteht, gewechselt 

werden. Alle großen Anbieter von Einweg-E-Zigaretten haben in den letzten Monaten 

eigene Pod-Systeme auf den Markt gebracht und wie bei Filterkartuschen für Wasserfil-

ter bieten günstigere Anbieter eigene Pods passend für Markenbasisgeräte an. Das ni-

kotinhaltige E-Liquid im Inneren des Pods gilt chemikalienrechtlich als gefährliches Ge-

misch, für das Kennzeichnungs- und Verpackungsvorgaben nach der europäischen CLP-

Verordnung zur Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen 

bestehen. 
108B 

109BAbbildung 1: Überblick über die überprüften Pod-Systeme diverser Herstellerinnen und 
Hersteller. 

827BRechtlicher Hintergrund der Kennzeichnung 

562BZu den vorgeschriebenen Kennzeichnungselementen zählen gemäß Artikel 17 der 

CLP-Verordnung u. a. der Produktname, Name und Anschrift des Lieferanten, das Ge-

fahrenpiktogramm in Form eines schwarzen Symbols auf weißem Grund in einem roten, 

rautenförmigen Rahmen, sowie Gefahren- und Sicherheitshinweise (Abbildung 2). Die 

Vorgaben gelten für die äußere Papierumverpackung sowie die Zwischenverpackung, 

meist eine Kunststoffhülle oder einem Blister. Für den Pod selbst, als Behälter der das E-

Liquid unmittelbar beinhaltet, gelten reduzierte Kennzeichnungsvorgaben gemäß An-

hang I Nr. 1.5.1.2 der CLP-Verordnung aufgrund der nur kleinen zur Verfügung stehen-

den Fläche. Somit muss auf dem Pod lediglich der Name des Produktes, der Name und 
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die Telefonnummer der Lieferantin oder des Lieferanten sowie das Gefahrenpikto-

gramm abgedruckt sein. Die Kennzeichnung muss deutlich lesbar und auf Deutsch sein, 

also in der Amtssprache des Landes, in der das Gemisch in Verkehr gebracht wird. 

563BDie „ECHA-Leitlinien zur Kennzeichnung und Verpackung gemäß Verordnung (EG) 

Nr. 1272/2008“ empfehlen eine Mindestbuchstabengröße (x-Größe) von 1,2 Millimeter, 

um ein problemloses Lesen zu ermöglichen. Darüber hinaus ist als weitere Verpackungs-

anforderung der tastbare Gefahrenhinweis gem. EN ISO-Norm 11683 in Form eines er-

habenen Dreiecks direkt auf dem Behältnis mit dem E-Liquid gemäß Artikel 35 (2) der 

CLP-Verordnung obligatorisch, wenn der Nikotingehalt einen Wert von 

0,25 Prozent übersteigt. Ein Nikotingehalt von mehr als 2 Prozent ist für E-Liquids nicht 

zulässig. 

929B 

110BAbbildung 2: Mindestkennzeichnung der Verpackung sowie weitere Verpackungsanforderung 
an Einweg-E-Zigaretten nach Nikotingehalt. Dazu kommen noch Produktname sowie Name, 
Anschrift und Telefonnummer des Lieferanten bzw. Einführers. 

828BDurchführung der Kontrollen 

564BIn den ersten Monaten des Projektes wurden zunächst 21 Produktproben von Pod-Sys-

temen unterschiedlicher Hersteller im Fach- und Großhandel sowie an Kiosken genom-

men und deren Kennzeichnung überprüft. Die gefundenen Kennzeichnungsmängel bei 

den untersuchten Pod-Systemen (Abbildung 3) konzentrierten sich hauptsächlich auf die 

Zwischenverpackung sowie auf den Pod als innerste Verpackung des E-Liquids. Die äu-

ßere Papierumverpackung wies in wenigen Fällen Mängel auf, wie zu klein aufgedruckte 

Warnhinweise, und blieb bei fast zweidrittel der untersuchten Warenproben ohne Be-

anstandung. Die Zwischenverpackung aus Kunststoff benötigt nur dann eine Kennzeich-

nung, wenn durch sie hindurch nicht die eigentliche Kennzeichnung auf dem E-Liquid-

Behälter zu erkennen ist. Bei der Hälfte der untersuchten Proben gab es bei den Zwi-

schenverpackungen keine Beanstandungen. Bei den bemängelten Verpackungen fehl-

ten oft die Angaben zum Lieferanten, der Gefahrenhinweis oder sogar die komplette 

Kennzeichnung. 

565BVon besonderem Interesse bei dem Projekt war natürlich die Kennzeichnung auf dem 

3,5 bis 4,5 Zentimeter kleinen Pod. Neben dem integrierten Mundstück und dem elektri-

schen Kontakt im Bodenbereich verbleibt entsprechend nur wenig freier Platz für die 

reduzierten Kennzeichnungsvorgaben der CLP-Verordnung. Nichtsdestotrotz war bei ei-

nem Viertel der untersuchten Pods die Kennzeichnungsvorgaben in ausreichender 
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Schriftgröße erfüllt und der tastbare Gefahrenhinweis vorhanden. Die Hauptmängel wa-

ren einzelne fehlende oder generell schlecht lesbare Kennzeichnungselemente und der 

tastbare Gefahrenhinweis war auf der Hälfte der Pods entweder nicht vorhanden oder 

kaum spürbar. In zwei Fällen fehlte die Kennzeichnung inkl. Gefahrenpiktogramm und 

tastbarem Gefahrenhinweis sogar komplett. 

111B 

112BAbbildung 3: Auswahl vorgefüllter Pods für E-Zigaretten mit und ohne Kennzeichnungsmängel. 

566BÜber die bei den Kontrollen gewonnenen Erkenntnisse wurden in der zweiten Phase des 

Projekts zunächst die Verbraucherinnen und Verbraucher im April 2024 durch eine Pres-

semitteilung mit dem Titel „Gezielte Kontrollen im Vorfeld der Frankfurter ShishaMesse 

– RP prüft E-Zigaretten-Pods“ [5] informiert. Diese Veröffentlichung wurde bewusst kurz

vor der Ende April 2024 in Frankfurt stattfindenden „ShishaMesse“ gemacht, um bei

Herstellerinnen und Herstellern sowie Importeurinnen und Importeuren das Bewusst-

sein für die Kennzeichnungsvorgaben der CLP-Verordnung, falls noch nicht vorhanden,

zu wecken.

567BEin Besuch der Messe durch die MüCh wurde bereits in der Pressemitteilung angekün-

digt, bei dem der Fokus darauf liegen sollte, mit den Ausstellern über die obligatorischen 

chemikalienrechtlichen Vorgaben ins Gespräch zu kommen und Rückmeldungen zur 

Kennzeichnung der ausgestellten Waren zu geben. 

829BGespräche auf der Shisha-Messe 

568BNeben einer Vielzahl von Anbietern aus dem Bereich der Wasserpfeifen präsentierten 

sich auf der Frankfurter Messe viele etablierte Anbieter von Einweg-E-Zigaretten aber 

auch neue, eher unerfahrene Unternehmen aus diesem Segment sowie einige chinesi-

sche Formulierer, die Vertreiberinnen und Vertreiber von ihren Produkten auf dem 

deutschen Markt suchten. Für den Messebesuch wurde der Informationsflyer des Re-

gierungspräsidiums zur Kennzeichnung von E-Liquids „Merkblatt E-Liquids“ aktualisiert 

und dieser dort interessierten Gesprächspartnern ausgehändigt. Der Flyer kann auch je-

derzeit auf der Homepage der MüCh heruntergeladen werden.[6] Der Wissensstand zu 

den Vorgaben der CLP-Verordnung war von Gesprächspartner zu Gesprächspartner sehr 

unterschiedlich und auch die Kennzeichnung der ausgestellten Pod-Systeme bildeten 

qualitativ eine sehr große Bandbreite ab. 

569BEin chinesischer Formulierer hatte sich tatsächlich noch überhaupt nicht mit dieser The-

matik beschäftigt, würde dies aber auch erst dann machen wollen, wenn er einen Ge-

schäftspartner für den deutschen Markt gefunden hat. Die großen und bekannten Ver-

treiber sind mittlerweile sehr erfahren in den Vorgaben der CLP-Verordnung, was sich 
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dadurch zeigte, dass kaum Kennzeichnungselemente fehlten. Die jüngeren Unterneh-

mer auf dem Markt zeigten sich meist als interessierte Gesprächspartner und nahmen 

Kritikpunkte offen an. Da sich schon in den Voruntersuchungen in der ersten Phase des 

Projekts zeigte, dass sich die meisten Mängel nicht auf der Papierumverpackung son-

dern auf dem Pod befinden und diese Behälter in Ruhe untersucht werden sollten, wur-

den vor Ort elf Produktproben von Pod-Systemen genommen. Mit drei weiteren Anbie-

tern wurde vereinbart, dass diese sich melden könnten, wenn sie endgültig entscheiden 

würden, ihre neuen Pods auf den Markt zu bringen. Im Nachgang zur Messe bekam die 

MüCh allerdings von einem potentiellen Vertreiber die Rückmeldung, dass sich nicht 

ausreichend Interessenten finden lassen konnten und von der Inverkehrbringung abge-

sehen wird. Auch nach der ShishaMesse wurden weiterhin Verkaufsstellen auf der Suche 

nach neuen Anbietern von Pod-Systemen besucht und Produktproben genommen. 

830BAuswertung der gefundenen Mängel 

570BDie systematische Überprüfung der Einhaltung der Kennzeichnungs- und Verpackungs-

anforderungen zeigte ein sehr unterschiedliches Bild, je nachdem welche Verpackungs-

ebene betrachtet wurde, und die Anzahl der Mängel nahm von der äußersten zur in-

nersten Verpackung deutlich zu. Die äußere Papierumverpackung der 34 untersuchten 

Pod-Systeme war in 25 Fällen mangelfrei (siehe Tabelle 1). Ein wiederkehrender Mangel 

war in fünf Fällen eine fehlerhafte, weil zu kleine Ausführung des Gefahrenpiktogramms, 

dessen Kantenlänge mindestens ein Zentimeter betragen muss. Auf sieben Verpackun-

gen war der Text schwierig zu lesen, da die Schriftgröße recht klein oder der Kontrast 

zum Untergrund zu gering gewählt wurde. Bei der Zwischenverpackung fehlte auf na-

hezu der Hälfte der untersuchten Pods der erforderliche Gefahrenhinweis „Giftig bei 

Verschlucken“ und bei fast einem Drittel fehlten Angaben zu den Kontaktdaten des Lie-

feranten. 14 der 34 untersuchten Zwischenverpackungen blieben ohne Beanstandung. 

571BFür den Pod, als innerste Verpackung, die das giftige E-Liquid unmittelbar enthält, gelten 

wie bereits oben beschrieben reduzierte Kennzeichnungsvorgaben und das Erfordernis 

eines tastbaren Gefahrenhinweises ab einem Nikotinanteil von 0,25 Prozent. Dieser war 

auch der Hauptmangelpunkt bei den untersuchten Proben. Auf 13 Behältern war er 

nicht vorhanden, auf acht weiteren war er kaum spürbar ausgeführt. Das Gefahrenpik-

togramm fehlte bei der Hälfte der Pods oder war fehlerhaft ausgeführt. 

572BDarüber hinaus waren bei 13 untersuchten Pods die Angaben zum Lieferanten unvoll-

ständig, wobei es sich meist um dessen Telefonnummer handelte, oder die Angaben 

fehlten komplett. Die Lesbarkeit der Kennzeichnung war auf zwölf Behältern aufgrund 

zu kleiner Schriftgröße schlecht. Auf drei Behältern fehlte die Kennzeichnung vollstän-

dig, somit auch der Name des Produktes an sich. Dagegen zeigten acht Lieferanten, dass 

es durchaus möglich ist auch mangelfrei gekennzeichnete Pods in Verkehr zu bringen. 

Über alle drei Verpackungsebenen hinweg waren aber nur vier der 34 untersuchten Pro-

duktproben komplett mangelfrei gekennzeichnet und verpackt. 
113B 
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Tabelle 1: Auswertung der Kennzeichnungsmängel der 34 untersuchten Pod-Systeme. 

Gefundene Mängel 
bei 34 Produktproben 

Papierumverpa-
ckung 

Zwischenverpa-
ckung 

Pod* 

Produktidentifikator unvoll-
ständig 

0 2 4 

Angaben zum Lieferanten 
unvollständig 

0 10 13 

Gefahrenpiktogramm fehlt 
oder fehlerhaft 

5 8 17 

Signalwort fehlt 0 8 nicht relevant 

Gefahrenhinweis fehlt 1 16 nicht relevant 

tastbarer Gefahrenhinweis 
fehlt / kaum spürbar 

nicht relevant nicht relevant 13 / 8 

Lesbarkeit schwierig 7 3 12 

keine Mängel nach CLP-V 25 14 8 

252B*Für den Pod gelten die reduzierten Kennzeichnungsvorgaben gemäß Anhang I Nr. 1.5.1.2 CLP-Verord-
nung.

831BNachverfolgung der gefundenen Mängel 

573BSchon von Beginn des Projekts an wurden die Wirtschaftsakteure wie Importeure im 

örtlichen Zuständigkeitsbereich der MüCh im Regierungspräsidium Darmstadt über die 

Kennzeichnungsmängel ihrer Produkte informiert und zur Behebung der Nichtkonformi-

tät aufgefordert. Dies geschah meist bereitwillig und die Mängel wurden mit der Pro-

duktion der nächsten Charge behoben. So wurden fehlende Angaben und tastbare Ge-

fahrenhinweise ergänzt und Schriftgrößen angepasst (Abbildungen 4a und b). Andere 

gaben die Rückmeldung, dass sie für sich keine Zukunft mehr auf dem sehr volatilen 

Markt der E-Zigaretten sehen und aus dem Geschäft aussteigen würden. Mängelmel-

dungen zu Produkten, für deren Wirtschaftsakteure das RPDA örtlich nicht zuständig 

war, wurden über das europäische ICSMS-Portal – ein „internetgestütztes Informations-

und Kommunikationssystem zur europaweiten Marktüberwachung von technischen Pro-

dukten“ – an die zuständigen Marktüberwachungsbehörden in Deutschland oder im eu-

ropäischen Ausland zur weiteren Bearbeitung übermittelt. 832B 

Aktuelle Diskussionen zur Kennzeichnungspflicht 

574BImmer wieder entbrennen Diskussionen, welche Kennzeichnungs- und Verpackungsvor-

gaben für den Pod überhaupt rechtlich verpflichtend sind. Gemäß der CLP-Verordnung 

ist der Pod als „innerste Verpackung“ anzusehen, die das giftige E-Liquid unmittelbar 

enthält und ist dementsprechend zu kennzeichnen. Aufgrund unterschiedlich gelagerter 

Gerichtsurteile im Jahr 2023, wobei unglücklicherweise verschiedene Begrifflichkeiten 

aus dem Rechtsgebiet des Tabakerzeugnisgesetzes mit solchen aus dem der CLP-Ver-

ordnung gleichgesetzt wurden [7], kommt es durch einige wenige Wirtschaftsakteure zu 

einer Auslegung, dass bestimmte Elemente der Kennzeichnung auf dem Pod nicht mehr 

angebracht werden müssten. Würde ein nikotinhaltiges E-Liquid in einem Pod als „Er-

zeugnis“ statt als „Gemisch“ im Sinne der CLP-Verordnung angesehen, muss es nicht 

nach den Vorgaben dieser Verordnung eingestuft, gekennzeichnet und verpackt wer-

den. 
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114B 

115BAbbildungen 4a und b: Bemängelte „schlechte Lesbarkeit“ der Packungskennzeichnung (links) 
sowie „fehlende Kennzeichnung“ des Pods (rechts) vor und nach der Überarbeitung durch den 
Wirtschaftsakteur. 

575BNach juristischer Bewertung kann ein „Erzeugnis“ im Sinne des Tabakerzeugnisgesetzes 

mit einem „Erzeugnis“ nach der CLP-Verordnung aber rechtlich nicht gleichgesetzt wer-

den. Diese nicht korrekte, gerichtliche Auslegung erschwert die Arbeit der Marktüber-

wachungsbehörden in Deutschland. Der „REACH-CLP-Biozid Helpdesk“ der „Bundesan-

stalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin“ (BAuA) ist bei seiner rechtlichen Bewertung 

dagegen eindeutig: „In der europäischen Tabakprodukterichtlinie (TPD), die in Deutsch-

land im Tabakerzeugnisgesetz (TabakerzG) und in der Tabakerzeugnisverordnung (Ta-

bakerzV) umgesetzt wird, sind eigene Anforderungen an die Kennzeichnung für die Ver-

packung von elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern enthalten (Artikel 20 (4) 

TPD). Zusätzlich müssen die Nachfüllbehälter aber auch gemäß CLP-Verordnung gekenn-

zeichnet und verpackt werden, wenn das E-Liquid als gefährlich eingestuft wird. In die-

sem Fall muss die Verpackung eine CLP-Kennzeichnung mit den ergänzenden, durch die 

TPD vorgeschriebenen Informationen tragen.“ Die Europäische Chemikalienagentur 

(ECHA) ist bei ihrem Statement 2024 ebenfalls sehr klar, wobei sie erklärt, dass eine 

elektronische Einwegzigarette, eine Kombination aus einem Erzeugnis, das hierbei als 

Behälter fungiert, und einem Gemisch ist, wodurch die Anforderungen der CLP-Verord-

nung gelten. 

576BEine weitere rechtliche Diskussion gibt es darüber hinaus zur Notwendigkeit eines kin-

dergesicherten Verschlusses für E-Zigaretten. Die CLP-Verordnung gibt in Artikel 35 (2) 

an, dass Verpackungen, die ein Gemisch enthalten, das an die breite Öffentlichkeit ab-

gegeben wird und als lebensgefährlich bzw. giftig eingestuft wird, bspw. E-Liquids mit 

einem Nikotingehalt von mehr als 1,66 Prozent, unabhängig von ihrem Fassungsvermö-

gen mit einem kindergesicherten Verschluss auszustatten sind. Mehrere Gerichte haben 

sich mittlerweile mit kindergesicherten Verschlüssen für E-Zigaretten beschäftigt. Diese 

Verschlüsse sollen Kinder davor bewahren, das giftige E-Liquid zu verschlucken. Da dies 

bei den E-Liquid-Behältern aber aufgrund der Bauart nicht möglich sei, sei nach dem 

Urteil eines Gerichts auch ein kindergesicherter Verschluss „entbehrlich“, da ein Schutz 

der Kinder vor dem Inhalieren des E-Liquid-Dampfes rechtlich nicht gefordert sei. [8] 
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Aufgrund der laufenden Diskussion und der teilweise recht eindeutigen Gerichtsurteile 

wurde für dieses Projekt zur Untersuchung von Pod-Systemen die Verpackungsvorgabe 

des kindergesicherten Verschlusses ausgeklammert. Es lässt sich aber sagen, dass einige 

Formulierer einen kindergesicherten Verschluss, der das Inhalieren des Dampfes erst 

nach Auslösen eines bestimmten Mechanismus erlaubt, etabliert haben und ihre Geräte 

damit weiterhin ausstatten. 

833BFazit des Projekts und Ausblick 

577BWie es in der Zukunft mit Einweg-E-Zigaretten und Pod-Systemen generell rechtlich wei-

tergeht, ist noch offen. Länder wie Großbritannien planen aus Gesundheits- und Jugend-

schutzgründen ein komplettes Verbot aller Vape-Varianten. In den Niederlanden und 

Belgien gelten bereits diverse Verbote. Auch auf der Ebene der Europäischen Union wer-

den Beschränkungen diskutiert. Diese könnten von Einschränkungen bei der Auswahl an 

geschmacksbestimmenden Aromastoffen bis zu einem kompletten Verbot der Geräte 

reichen. China, als Herkunftsland von 90 Prozent aller weltweit hergestellten Einweg-

E-Zigaretten, hat bereits im Oktober 2022 den Verkauf aromatisierter E-Liquids aus Ju-

gendschutzgründen untersagt, die Herstellung und den Export der Produkte blieben

aber weiterhin erlaubt. [9] Auch die von der Europäischen Union beschlossene neue

Batterieverordnung wird nach ihrem vollständigen Inkrafttreten einen großen Einfluss

auf E-Zigaretten-Systeme haben, da Batterien danach zwingend austauschbar sein müs-

sen, was ein komplett neues Design der bestehenden Systeme erforderlich machen

dürfte.

578BAls Fazit des Überwachungsprojekts „Kennzeichnung von E-Zigaretten-Pods“ der Markt-

überwachung Chemikaliensicherheit kann attestiert werden, dass weiterhin Verstöße 

gegen die Kennzeichnungs- und Verpackungsvorgaben der CLP-Verordnung, vor allem 

direkt auf dem Einwegbehälter des E-Liquids, bestehen und Pods mit Kennzeichnungs-

mängeln eher die Regel statt die Ausnahme sind. Trotzdem ist die Situation deutlich bes-

ser als in den Anfangszeiten der Einweg-E-Zigaretten, als bei den Wirtschaftsakteuren 

kaum Kenntnisse zur chemikalienrechtlichen Kennzeichnung ihrer Produkte vorhanden 

waren und die Mängellisten deutlich länger waren. Als Grund ist zu nennen, dass Anbie-

ter von Pod-Systemen zuvor in der Regel schon Einweg-E-Zigaretten in Verkehr gebracht 

haben und dabei schon Erfahrungen mit der CLP-Verordnung machen konnten. 

834BLiteraturangaben 
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maengeln-bei-einweg-e-zigaretten) 

255B[3] Beitrag „E-Liquids im Fokus der Marktüberwachung Chemikaliensicherheit – Wie der
Brexit dafür sorgte, dass das bestellte E-Liquid niemals ankam” im “Hessischen Jahresbericht 
2021 – Arbeitsschutz und Produktsicherheit” des Hessischen Ministeriums für Soziales und In-
tegration, S. 68–71 (https://arbeitswelt.hessen.de/fileadmin/arbeitswelt/Dokumente/arbeits-
schutz/Hess_Jahresbericht_Arbeitsschutz-Produktsicherheit_2021-WEB-Fassung.pdf) 
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ten-Pods” des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 16. April 2024 (https://rp-darmstadt.hes-
sen.de/presse/kontrollen-im-vorfeld-der-shishamesse-in-frankfurt-rp-prueft-e-zigaretten-pods) 

258B[6] Informationsflyer „Merkblatt E-Liquids”, Stand April 2024 (https://rp-darmstadt.hes-
sen.de/sites/rp-darmstadt.hessen.de/files/2024-05/merkblatt_e-liquids_deutsch_ap-
ril_2024.pdf) 

259B[7] LG Leipzig, Beschluss vom 1. Februar 2023, Aktenzeichen: 05 O 2741/22 EV 

260B[8] OVG Niedersachsen, Beschluss vom 21. August 2023, Aktenzeichen: 14 ME 61/23 

261B[9] „China: Verbot von E-Zigaretten-Aromen – aber nicht deren Export in andere Länder”, Ar-
beitsgemeinschaft Tabakprävention Schweiz, 2. November 2022 (https://www.at-
schweiz.ch/de/news-medien/news/china-verbot-von-e-zigaretten-aromen-aber-nicht-deren-
export-in-andere-lander/) 

231BDr. Martin Berberich, 
Abteilung VI Arbeitsschutz, 

Regierungspräsidium Darmstadt, 

47BÜberprüfung der Einstufung – allergieauslösende Inhaltsstoffe in Räucherker-
zen nicht ausreichend berücksichtigt 

835BEinleitung 

579BVor allem in der Vorweihnachtszeit sind Räucherkerzen oder Räucherkegel beliebt, um 

durch ihren Duft eine angenehme Atmosphäre in den heimischen vier Wänden zu ver-

breiten. Der Marktüberwachung Chemikaliensicherheit des Regierungspräsidiums 

Darmstadt ist bei ihrer Überwachungstätigkeit aufgefallen, dass einige Verpackungen 

von Räucherkerzen chemikalienrechtliche Hinweise tragen, die vor allem die sensibili-

sierenden, also allergieauslösenden Inhaltstoffe benennen. Bei den allermeisten Pro-

dukten erhielt der Verbraucher allerdings keine entsprechenden Informationen. Die am 

Standort Frankfurt ansässige Marktüberwachung wollte aufgrund dieser Beobachtung 

herausfinden, ob tatsächlich nur sehr wenige Räucherkerzen entsprechend zu kenn-

zeichnen seien oder ob hier ein Versäumnis der Lieferanten vorliegt. 

836BErgebnis der Überprüfungen 

580BBeginnend mit der Vorweihnachtszeit 2023 kontrollierte die Marktüberwachung 

17 Räucherkerzenprodukte verschiedener Duftrichtungen von zehn unterschiedlichen 

Lieferanten (siehe Abbildung 1). Die Proben wurden in Supermärkten, im Fachhandel 

sowie auf der Messe „Christmasworld“ im Januar 2024 in Frankfurt genommen. Nur bei 

einem Produkt wurden sensibilisierende Inhaltsstoffe auf der Verpackung auch genau 

benannt. 

581BDuftende Substanzen haben sehr oft auch sensibilisierende Eigenschaften und müssen 

deswegen schon bei der Überschreitung eines sehr niedrigen Grenzwertes auf der Ver-

packung namentlich aufgeführt werden. Beispielhaft sind aus dieser großen Anzahl an 

Substanzen Cumarin, Linalool, Isoeugenol und Zimtaldehyd zu nennen. Für die weniger 

stark hautsensibilisierenden Stoffe gilt ein Konzentrationsgrenzwert von 1 Prozent, ab 

dem ein Gemisch, das diesen enthält, mit dem Warnhinweis H217 „Kann allergische 
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Hautreaktionen verursachen.“ gekennzeichnet werden muss. Dieser Grenzwert für ei-

nen einzelnen Inhaltsstoff wird im Allgemeinen bei Räucherkerzenrezepturen, bei denen 

ein Duftölgemisch mit unzähligen Bestandteilen in niedrigem Anteil verwendet wird, 

nicht erreicht. 

116BAbbildung 1: Eine Auswahl der überprüften Räucherkerzen. 

582BDie Räucherkerze besteht zu einem Großteil aus Holzkohle oder Holzmehl, die als Träger 

für das Duftöl dienen. Die stärker sensibilisierenden Stoffe, zu denen auch Zimtaldehyd 

und Isoeugenol zählen, bewirken aber schon bei einem Anteil von 0,01 Prozent die oben-

genannte Einstufung. Gemäß der CLP-Verordnung zur Einstufung, Kennzeichnung und 

Verpackung von Stoffen und Gemischen muss ein solches Gemisch dann mit dem zuvor 

genannten Gefahrenhinweis sowie mit einem rautenförmigen Ausrufezeichen-Pikto-

gramm mit rotem Rahmen und dem Signalwort „Achtung“ gekennzeichnet werden. 

583BDoch es gilt für diese Duftstoffe noch ein weiterer, noch niedrigerer Grenzwert. Bereits 

bei nur einem Zehntel der oben genannten Grenzwerte sind die sensibilisierenden Be-

standteile namentlich auf der Verpackung mit dem Hinweis EUH208 „Enthält <…>. Kann 

allergische Reaktionen hervorrufen.“, allerdings ohne Gefahrenpiktogramm und Sig-

nalwort, zu nennen. Das Zimtaldehyd, auch Cinnamal genannt, ist hierbei ein gutes Bei-

spiel dafür, dass Grenzwerte auch nicht immer gleichbleiben. Mit der 21. „Anpassung an 

den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt“ (ATP) der CLP-Verordnung wurde 

der Grenzwert für diesen Inhaltsstoff zum Januar 2024 sogar noch einmal gesenkt. 

837BRäucherkerzen – „Erzeugnis“ oder „Gemisch“ 

584BZur Klärung der Frage, ob die sehr niedrigeren Grenzwerte einzelner sensibilisierender 

Inhaltsstoffe bei der Einstufung durch die Räucherkerzenhersteller ausreichend berück-

sichtigt wurden, wurden diese durch die Marktüberwachung Chemikaliensicherheit kon-

taktiert. Einigen war überhaupt nicht bewusst, dass sie für ihre Räucherkerzengemische 
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die chemikalienrechtlichen Vorgaben zur Einstufung und Kennzeichnung erfüllen muss-

ten. Sie waren der Ansicht, dass für ihre Räucherkerzen ausschließlich die äußere Form 

produktentscheidend wäre. Damit seien sie als sogenanntes „Erzeugnis“ gemäß CLP-

Verordnung bezüglich einer chemikalienrechtlichen Einstufung und Kennzeichnung 

nicht zu betrachten. 

585BDa Räucherkegel sicherlich aber auch in veränderten Formen abbrennen können und 

der entscheidende Aspekt für die Verbraucherinnen und Verbraucher der Geruch und 

der entstehende Rauch sein dürften, gelten diese chemikalienrechtlich als „Gemisch“ 

und müssen folgerichtig eingestuft, gekennzeichnet und nach gesetzlichen Vorgaben 

verpackt werden. Dies wurde auch bereits durch die „Bundesanstalt für Arbeitsschutz 

und Arbeitsmedizin“ (BAuA) bestätigt. 

838BNaturprodukte sind nicht pauschal ungefährlich 

586BNeben dem Klärungsbedarf zur Notwendigkeit der chemikalienrechtlichen Betrachtung 

ihrer Produkte kamen weitere Fragen bei einzelnen Bestandteilen der Rezepturen auf. 

Standen für die verwendeten Duftöle meist vorhandene Sicherheitsdatenblätter zur 

Verfügung, aus denen die notwendigen Informationen zur Abschätzung der sensibilisie-

renden Wirkung der Endprodukte gewonnen werden konnten, wurden natürliche Harze 

wie Weihrauch ohne Berücksichtigung ihrer sensibilisierenden Eigenschaften verwen-

det. Es war häufig nicht bekannt, dass das Naturprodukt Weihrauch, das auch Gummi 

Olibanum genannt wird, selbst eine hautsensibilisierende Wirkung hat. Die zugehörigen 

Informationen sind beispielsweise in der Datenbank der „European Chemicals Agency“ 

(ECHA) freizugänglich hinterlegt. 

587BDie Annahme, dass Naturprodukte generell unbedenklich sind, ist falsch. Als gefährlich 

eingestufte Naturprodukte wie der Weihrauch müssen bei ihrer Verwendung in Gemi-

schen unter anderem aufgrund von gesundheitsgefährdenden Eigenschaften berück-

sichtigt werden. Die Pflicht des Formulierers – hier der Räucherkerzenhersteller – ist es, 

alle verfügbaren Informationsquellen für die Einstufung der verwendeten Ausgangs-

stoffe zu beschaffen und zu berücksichtigen, auch wenn deren Lieferanten selbst oft 

keine Informationen zu Einstufung oder Sicherheitsdatenblätter zu Verfügung stellen 

wollen oder können. 

588BEinem Räucherkerzenhersteller war die Problematik mit den niedrigen Grenzwerten der 

sensibilisierenden Inhaltsstoffe durchaus bewusst und er gab an, dass er deswegen die 

Duftsorte „Zimt“ schon vor längerer Zeit aus dem Sortiment genommen hat. Die meisten 

Räucherkerzenhersteller legen aber besonderen Wert darauf, keine Gefahrenhinweise 

auf den Verpackungen abdrucken zu müssen, um die Kundinnen und Kunden der „ver-

meintlich harmlosen“ Naturprodukte nicht abzuschrecken. In einem Fall wurden die 

Räucherkegel sogar fälschlicherweise als „empfehlenswert“ für Allergiker beworben, 

weil „keine synthetischen Duftstoffe und Öle“ enthalten seien. 

589BBereits in den Jahren 2018 und 2019 investierte das Team der Marktüberwachung sehr 

viel Arbeit in die Überprüfung der Einstufung und Kennzeichnung von Raumdüften und 

Duftkerzen. Auch damals mussten einige Hersteller und Händler zunächst überzeugt 

werden, dass von ihren „Naturprodukten“ eine potentielle Gefahr ausgehen kann und 
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dass diese chemikalienrechtlich gemäß der CLP-Verordnung zu betrachten sind. Diese 

Praxis hat sich mittlerweile etabliert und es finden sich im Einzelhandel wie den spezia-

lisierten Läden für Dekoartikel kaum noch Duftöle mit fehlender chemikalienrechtlicher 

Kennzeichnung. 

839BImportierte Räucherkerzen 

590BNeben den Räucherkerzen von europäischen Herstellern wurde auch Waren von Händ-

lern kontrolliert, die diese aus dem asiatischen Raum in die Europäische Union impor-

tierten. Händler, die solche Waren in die EU importieren und hier in Verkehr bringen, 

sind chemikalienrechtlich für die korrekte Einstufung und Kennzeichnung verantwort-

lich. Auch auf mehrfache Nachfrage war es diesen Händlern nicht möglich, aussagekräf-

tige Sicherheitsdatenblätter für die Räucherkerzen von ihren außereuropäischen Ge-

schäftspartnern zu erhalten, um eine Aussage über mögliche Gefährdungen der Ver-

braucherinnen und Verbraucher treffen zu können. Diese Händler nahmen daraufhin 

Abstand vom weiteren Verkauf solcher Waren. 

840BFazit der Kontrollen 

591BHautsensibilisierende Bestandteile werden bei der chemikalienrechtlichen Betrachtung 

von Räucherkerzen zurzeit oft noch nicht ausreichend betrachtet. Über diese Erkenntnis 

informierte das Regierungspräsidium Darmstadt im Rahmen eine Pressemitteilung im 

Dezember 2024 [1]. Ob die Berücksichtigung aller relevanten Inhaltsstoffe letztendlich 

zur obligatorischen Kennzeichnung und Nennung der Stoffe auf der Produktverpackung 

führen wird, kann zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichts noch nicht abschließend 

gesagt werden, ist bei den teils sehr niedrigen Grenzwerten für einzelne Duftrichtungen 

aber nicht unwahrscheinlich. 

592BFür den allergiegeplagten Verbraucher soll an dieser Stelle allerdings noch deutlich be-

tont werden, dass es sich bei den möglichen Gefahren um hautsensibilisierende Wirkun-

gen der Inhaltstoffe handelt, die durch Verhinderung des direkten Kontakts deutlich re-

duziert werden können. Beim Einatmen verursachen diese Stoffe in der überwiegenden 

Mehrheit keine Allergien. Trotzdem sollte das Ziel sein, dass betroffene Verbraucherin-

nen und Verbraucher sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Räucherkerzen 

in ihrem Arbeitsalltag verwenden, zukünftig durch die Nennung der stärksten Allergene 

auf der Verpackung den größtmöglichen Schutz erhalten können. Vorsicht ist aber vor 

allem bei Räucherwaren aus außereuropäischer Herkunft geboten, da es bei diesen oft 

nicht deutschsprachig gekennzeichneten Produkten kaum möglich war, Informationen 

über die verwendeten Inhaltsstoffe zu erhalten. 

841BLiteraturangaben 

262B[1] Pressemitteilung „RP überprüft Räucherkerzen am Markt – Allergieauslösende Inhaltsstoffe
nicht ausreichend benannt” des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 4. Dezember 2024
(https://rp-darmstadt.hessen.de/presse/rp-ueberprueft-raeucherkerzen-am-markt)

232BDr. Martin Berberich, 
Abteilung VI Arbeitsschutz, 

Regierungspräsidium Darmstadt 
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878BÜberwachung Ausgangsstoffgesetz 

48BLänderexperten vernetzen sich – 1. Erfahrungsaustausch zum Ausgangsstoff-
gesetz beim Regierungspräsidium Gießen 

593BSeit gut zwei Jahren ist das Regierungspräsidium Gießen als hessische Inspektionsbe-

hörde landesweit für den Vollzug des Ausgangsstoffgesetzes zuständig. Ein wichtiges Ziel 

des Gesetzes ist eine Sensibilisierung und Überwachung des Handels, der eine entschei-

dende Rolle bei der geregelten Abgabe von Ausgangsstoffen einnimmt. Diese zur Her-

stellung von Explosivstoffen geeigneten Chemikalien, haben zwar gewerbliche Anwen-

dungsbereiche, können aber auch zu terroristischen Zwecken missbraucht werden. Da-

her wurde deren Abgabe teilweise für den privaten Bereich beschränkt oder verboten. 

Dennoch tauchen im Einzel- oder Onlinehandel solche Stoffe immer wieder auf. Als Bei-

spiel seien starke Abflussreiniger genannt, die einen hohen Schwefelsäureanteil haben 

und daher nur gewerblich erworben und genutzt werden dürfen. 

594BAm 28. Mai 2024 fand beim Regierungspräsidium Gießen der erste bundesweite Erfah-

rungsaustausch der Inspektionsbehörden nach dem Ausgangsstoffgesetz statt. Hierzu 

konnten 40 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus zehn Bundesländern begrüßt werden. 

Die Initiative für dieses Austauschformat kam dabei aus Hessen und Nordrhein-West-

fahlen. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer reisten aus Baden-Württemberg, Bayern, 

Brandenburg, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schles-

wig-Holstein und Thüringen an. 

595BIm Rahmen der Veranstaltung am Folgetag bot sich umfangreiche Gelegenheit für die 

Inspektionsbehörden, sich zur noch relativ neuen Gesetzgebung und den in den Bundes-

ländern dazu bislang etablierten Überwachungsstrukturen und -strategien auszutau-

schen. 

596BDie Besprechungsergebnisse, insbesondere zu Problemstellungen, die einer bundesweit 

einheitlichen Regelung bedürfen, wurden an das übergeordnete Ländergremium, in 

dem die Entscheidungsträger der Bundesländer zusammenkommen, weitergegeben. 

Am Ende der Veranstaltung gab es viel positives Feedback, so dass sich alle Teilnehmen-

den bereits nach dem gelungenen Auftakt auf den nächsten Erfahrungsaustausch in ei-

nem anderen Bundesland freuen. 

597BAbschließend lässt sich festhalten, dass die Durchführung eines bundesweiten Erfah-

rungsaustausches bei neu übertragenen Aufgaben besonders wichtig ist. Zum einen 

können Beispiele guter Umsetzungspraxis der Inspektionsbehörden ausgetauscht wer-

den. Zum anderen können Lösungen für Praxisprobleme, die in allen Bundesländern auf-

treten, zeitnah kommuniziert werden. 

233BStefan Runzheimer und Isabelle Fuchs, 
Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 

Regierungspräsidium Gießen 

49B 
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Verkauf und Befüllung von Fahrzeugbatterien mit Schwefelsäure 

598BZiel des Projekts war es, den Verkauf von Schwefelsäure für Fahrzeugbatterien, die Be-

füllung von Fahrzeugbatterien mit Schwefelsäure durch gewerbliche Verwender und die 

Einhaltung der gesetzlichen Regelungen im Sinne des Ausgangsstoffgesetzes (AusgStG) 

sowie der Verordnung (EU) 2019/1148 von allen beteiligten Akteuren zu überprüfen. 

599BIn Kraftfahrzeugen kommen nach wie vor Blei-Säure-Batterien als Starterbatterien zum 

Einsatz. Diese enthalten in der Regel verdünnte, meist 30- bis 38 %ige Schwefelsäure. 

Im Sinne des AusgStG ist Schwefelsäure ein sogenannter Ausgangsstoff für Explosiv-

stoffe. Generell wird zwischen regulierten und beschränkten Ausgangsstoffen unter-

schieden. Beschränkte Ausgangsstoffe dürfen Mitgliedern der Allgemeinheit weder be-

reitgestellt noch von diesen verbracht, besessen oder verwendet werden. Schwefel-

säure fällt ab einer Konzentration > 15 Prozent unter die beschränkten Ausgangsstoffe. 

Blei-Säure-Batterien selbst fallen jedoch nicht unter die Regelungen des AusgStG, da 

diese als Erzeugnisse im Sinne des Art. 3 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2019/1148 i. V. m. 

Art. 3 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 vom Geltungsbereich des AusgStG aus-

genommen sind. 

600BIn der Vergangenheit konnten leere Batterien für Kraftfahrzeuge sowie zugehörige 

Schwefelsäure von Privatpersonen im Handel gekauft und selbst befüllt werden. Verein-

zelt wurde die Schwefelsäure in den Batterien auch nachgefüllt. Seit Inkrafttreten des 

AusgStG 2021 sind hierzu nur noch gewerbliche Verwender, wie zum Beispiel Kfz-Werk-

stätten, berechtigt. 

601BNeben den Abgabebeschränkungen, die vornehmlich den Handel betreffen, müssen ge-

werbliche Verwender und Wirtschaftsteilnehmer gemäß Art. 9 Abs. 5 Verordnung (EU) 

2019/1148 in Hessen das Abhandenkommen oder den Diebstahl erheblicher Mengen an 

Ausgangsstoffen innerhalb von 24 Stunden der zuständigen nationalen Kontaktstelle, 

dem Hessischen Landeskriminalamt, melden. 

602BUm die gesetzlichen Anforderungen des AusgStG zu überprüfen wurden im Jahr 2024 

zahlreiche Einzelhandelsbetriebe für Kfz-Bedarf sowie Kfz-Werkstätten durch das Regie-

rungspräsidium Gießen in ganz Hessen begangen. 

603BLaut dem Landesverband Hessen des Kraftfahrzeugs Gewerbes, der 22 Kfz-Innungen mit 

mehr als 4.400 Kfz-Betrieben vertritt, werden in den Mitgliedsbetrieben keine Batterien 

mit Schwefelsäure neu befüllt bzw. nachgefüllt. Dies konnte in hessischen Kfz-Werkstät-

ten, die vornehmlich auf Pkw spezialisiert sind, durch Betriebsbesichtigungen bestätigt 

werden. 

604BLaut Zentralverband Karosserie- und Fahrzeugtechnik e. V. fordert in seltenen Fällen der 

Eigentümer von klassischen Fahrzeugen (Oldtimern) eine Erhaltung des Fahrzeugs auf 

historischem Original-Niveau und deshalb eine Batterie alter Bauart mit einem befüllba-

ren Säurekern. In hessischen Oldtimer-Werkstätten konnten durch Betriebsbesichtigun-

gen keine Befüllungen von Batterien mit Schwefelsäure festgestellt werden. 
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605BIn den meisten der begangenen Einzelhandelsfilialen für Kfz-Bedarf wird keine Schwe-

felsäure mehr verkauft. Wenige Filialen erhielten vereinzelte Anfragen von Kfz-Werk-

stätten für Motorräder. Ein Verkauf von Schwefelsäure an Privatpersonen fand nicht 

statt. In hessischen Motorrad-Werkstätten konnte durch Besichtigungen bestätigt wer-

den, dass nach wie vor noch Befüllungen von Batterien mit Schwefelsäure stattfinden. 

Da die Nachfrage hier aber merklich zurückgegangen ist und immer weiter abnimmt, 

wird die Schwefelsäure in der Regel nicht mehr vorrätig gelagert, sondern vielmehr nur 

auf Anfrage bestellt. Die Befüllung der Batterien wird durch geschultes Personal der 

Werkstätten durchgeführt. Im Handel sowie in den besichtigten Kfz-Werkstätten waren 

die Grundlagen des AusgStG sowie der Verordnung (EU) 2019/1148 bekannt. Die damit 

einhergehenden Regelungen wurden eingehalten. Es konnten keine Verstöße festge-

stellt werden. 

234BSandra Drechsler, Julia Schüßler, Niklas Meinen, 
Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 

Regierungspräsidium Gießen 

50BUmsetzung des Ausgangsstoffgesetzes an Hochschulen und Universitäten 
– Teil 2: Best Practice-Maßnahmen

606BIm hessischen Jahresbericht Arbeitsschutz und Produktsicherheit 2023 wurde bereits 

über die Aktivitäten an hessischen Hochschulen, die dort durchgeführten Sensibilisie-

rungsmaßnahmen sowie über die rechtliche Verpflichtung von gewerblichen Verwende-

rinnen und Verwendern, das Abhandenkommen oder den Diebstahl erheblicher Men-

gen an Ausgangsstoffen innerhalb von 24 Stunden dem Hessischen Landeskriminalamt 

zu melden, berichtet. Bei Ausgangsstoffen handelt es sich um Rohstoffe, die zur Herstel-

lung eines Produkts verwendet werden. 

607BUm das Abhandenkommen oder Diebstahl feststellen zu können, ist es notwendig, die 

Liefermengen sowie die aktuellen Lagermengen und den gewöhnlichen bzw. den zu er-

wartenden Verbrauch an Ausgangsstoffen der Hochschule zu kennen. Im Jahr 2024 ging 

es verstärkt um die konkreten Umsetzungsmaßnahmen, die die Hochschulen ergriffen 

haben, um die Vorgaben des Ausgangsstoffgesetzes (AusgStG) sowie der Verordnung 

(EU) 2019/1148 zu erfüllen. Hierbei zeigten sich verschiedene Best Practice-Maßnah-

men der Hochschulen: 

• 170BZugriff auf Ausgangsstoffe (z. B.: Beschränkung des Personenkreises, Durchführung 

der Versuche von Studierenden nur unter Aufsicht), 

• 171BAnpassung des Bestellprozesses (z. B.: 4-Augen-Prinzip), 

• 172BRegelmäßige Bestandskontrolle (z. B.: tagesaktuell), 

• 173BVerkürzung von Inventurintervallen (z. B.: monatlich), 

• 174BEtablierung eines Meldewegs. 

608BAls Fazit lässt sich festhalten, dass den im Ausgangsstoffgesetz genannten rechtlichen 

Verpflichtungen in den hessischen Hochschulen und Universitäten weitgehend nachge-

kommen wird. In den hessischen Hochschulen und Universitäten wurden individuelle 
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Maßnahmen, abhängig von den Gegebenheiten und Mengen an Ausgangstoffen vor Ort, 

ergriffen. Die Bestände von Ausgangsstoffen werden erfasst, um Abhandenkommen 

und Diebstähle melden zu können. Reinigungskräfte, Hausmeisterinnen und Hausmeis-

ter werden jedoch als Personengruppe oft in den bereits ergriffen Maßnahmen nicht 

berücksichtigt, so dass diese meist zeitlich und räumlich unbegrenzten Zugriff auf Aus-

gangsstoffe haben. Somit zeigte sich auch hier teilweise noch Verbesserungsbedarf. 

235BSandra Drechsler, Julia Schüßler, Niklas Meinen, 
Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 

Regierungspräsidium Gießen 

23B2.1.5 Marktüberwachung nach dem Sprengstoffrecht 

51BExplosionsgefährliche Stoffe 

609BIm Berichtsjahr 2024 wurden in Hessen erneut Lehrgänge für die Vermittlung der gemäß 

dem Sprengstoffgesetz (SprengG) geforderten Fachkunde, zur Erlangung von Erlaubnis-

sen oder Befähigungsscheinen, durch anerkannte Lehrgangsträger abgehalten. Die Lehr-

gänge wurden – einschließlich der Prüfung der Teilnehmer – unter Mitwirkung des für 

das Sachgebiet Sprengstoffrecht zuständigen Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter 

der Regierungspräsidien durchgeführt. 

610BEs fanden insgesamt 41 Lehrgänge statt (siehe Tabelle 1). Die Lehrgänge für den gewerb-

lichen Bereich (Erlaubnisinhaber nach § 7 SprengG und Befähigungsscheininhaber nach 

§ 20 SprengG) besuchten insgesamt 344 Teilnehmer. Die Prüfung bestanden 24 Perso-

nen nicht und müssten daher den Lehrgang wiederholen.

611BGegenüber 2023 kam es in diesem Bereich zu keiner signifikanten Änderung sowohl der 

abgehaltenen Lehrgänge wie auch der Anzahl der Teilnehmer. 

612BDes Weiteren wurden in 2024 insgesamt 409 sprengstoffrechtliche Erlaubnisse erteilt 

(siehe Tabelle 2). Die Anzahl der Erlaubnisse bewegt sich auf dem Niveau der Vorjahre. 

Die Zahl der erteilten Lagergenehmigungen, hat im Vergleich zum Vorjahr, stark abge-

nommen und belief sich im Berichtsjahr auf 4. 

613BDaneben wurden 343 Unbedenklichkeitsbescheinigungen nach § 34 der 1. Verordnung 

zum Sprengstoffgesetz erteilt. Die Unbedenklichkeitsbescheinigung benötigen die An-

tragstellerinnen und Antragsteller, um an einem Fachkundelehrgang nach dem Spreng-

stoffgesetz teilzunehmen. Ein Antrag musste abgelehnt werden, da die antragstellende 

Person nicht die nötige Zuverlässigkeit besaß. 

614BFerner erreichten die Dienststellen 3.154 Anzeigen nach § 14 Sprengstoffgesetz. Darun-

ter sind 1.608 Anzeigen über den Verkauf von Silvesterfeuerwerk im Einzelhandel und 

1.247 für Kampfmittelräumstellen. 

615BUnter Kampfmittelräumstellen sind nicht nur die zu verstehen, bei denen ein Bom-

benfund vorliegt, sondern auch die Prüfung von Baugrund auf Kampfmittelfreiheit, die 

mittlerweile bei fast jedem Bauvorhaben durchgeführt wird. Unvorhergesehene Bom-

benfunde unterliegen nicht der Anzeigepflicht nach dem Sprengstoffgesetz. Derartige 
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Funde werden direkt vom staatlichen Kampfmittelräumdienst beseitigt. Dieser ist in 

Hessen beim Regierungspräsidium Darmstadt angesiedelt. 

236BRené Martin, 
Abteilung II Arbeitsschutz und Inneres, 

Regierungspräsidium Gießen 

117BTabelle 1: Arbeitsschutzverwaltung Hessen – Lehrgänge 2024. 

Anzahl 
Lehrgänge 

Anzahl Teil-
nehmerinnen 
und Teilneh-

mer 

Nicht be-
standen 

Art des Lehrgangs (GL – Grundlehrgang, SL – Sonder-
lehrgang) 

GL/SL GL/SL GL/SL 

B 20 Grundlehrgang „Abbrennen von Feuerwerken“ 2 34 0 

B 26 Erproben von pyrotechnischen Sicherheitsein-
richtungen für Fahrzeuge 

1 2 0 

B 28 Grundlehrgang „Trenn- und Auslöseelemente der 
Luft- und Raumfahrttechnik“ 

1 6 0 

B 30 Grundlehrgang „Herstellen von pyrotechnischen 
Sätzen und Gegenständen“ 

2 34 6 

B 31 Grundlehrgang „Herstellen von Explosivstoffen“ 3 57 10 

B 90 Grundlehrgang „Gewerbsmäßige Reinigung von 
Schießständen“ 

1 18 0 

Grundlehrgang „Umgang – ausgenommen das Herstel-
len, Bearbeiten, Verarbeiten und Wiedergewinnen – 
sowie den Verkehr mit sonstigen pyrotechnischen Ge-
genständen der Kategorie P2 als Sicherheitseinrichtun-
gen in Fahrzeugen 

1 6 

C 40 Sonderlehrgang „Verbringen“ 16 116 8 

D 10 Wiederholungslehrgang „Durchführung von 
Sprengarbeiten“ 

1 17 0 

D 40 Wiederholungslehrgang „Verbringen“ 13 54 0 

Summen 41 344 24 

118BTabelle 2: Arbeitsschutzverwaltung Hessen – Erlaubnisse 2024. 

Erlaubnisse nach: Anzahl 

§ 7 SprengG 41 

§ 17 SprengG (Lager) 4 

§ 20 SprengG (B-Schein) 368 

Unbedenklichkeitsbescheinigung nach § 34 1. 
SprengV 

343 

Ablehnung von Unbedenklichkeitsbescheinigung 1 

Widerruf von Erlaubnissen bzw. Verlängerung ver-
sagt 

0 

Anerkennung ausländischer Fachkunde 0 
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52BGleich zwei Bombenfunde auf einer Baustelle 

616BIm späten Frühjahr 2024 erhielt die hiesige Behörde die Meldung von zwei Bombenfun-

den im Südosten Frankfurts. Auf diesem Gelände war zuvor ein aus der Nachkriegszeit 

stammendes Gebäude abgerissen worden. Die neue Bebauung sieht vor, dort nun ein 

Mehrfamilienhaus mit Duplexparkern zu errichten. Dieser Neubau grenzt unmittelbar 

an das Nachbarhaus. Hierzu musste der Aushub bis unterhalb der Kellersohle des Nach-

bargebäudes erfolgen und tiefgründige Unterfangungsarbeiten durchgeführt werden. 

617BVorab ging ein Schreiben des Kampfmittelräumdienstes an die Bauherrschaft, in dem 

mitgeteilt wurde, dass sich das zu errichtende Gebäude in einem Bombenabwurfgebiet 

befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln müsse grundsätzlich ausgegangen wer-

den. Aus Sicherheitsgründen wäre daher eine systematische Überprüfung in Form einer 

Sondierung auf Kampfmittel vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich gewesen. 

618BAllerdings wurde ohne diese Sondierung mit den Bauarbeiten begonnen und die Bau-

grube mit einem Berliner Verbau gesichert. Die nötigen Rammarbeiten der Stützpfähle 

fanden bereits statt. 

619BBei den Arbeiten wurde – wie zu erwarten war – eine Phosphorbombe aufgefunden. Der 

„motivierte“ Baggerfahrer legte den fragwürdigen Fund unmittelbar neben einem Fens-

ter des Nachbargebäudes ab (Abbildung 1). 

119B 

120BAbbildung 1: Freigelegte erste Brandphosphorbombe. 
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620BDieser Nachbar staunte nicht schlecht, als er zu einem späteren Zeitpunkt dieses längli-

che Teil an der Hauswand erblickte, es als Bombe identifizierte und daraufhin sofort den 

Kampfmittelräumdienst informierte. Letzterer schickte umgehend ein Vertragsunter-

nehmen zur Fundstelle. Der Verdacht wurde bestätigt, die INC 30-Brandphosphor-

bombe geborgen und zu einer Vernichtungsstelle verbracht. Die Firma, die die Erdbau-

arbeiten ausführte, wurde vor Ort angewiesen, die Arbeiten unverzüglich einzustellen 

und eine vollflächige Sondierung des Geländes durchführen zu lassen. 

621BDer Bauleiter sicherte die Einstellung der Arbeiten zu. Tags darauf wurden die Arbeiten 

trotz dieser Aufforderung ohne weitere Sondierung fortgeführt. Der Baggerfahrer war 

überrascht, als er eine weitere Phosphorbombe in seinem Baggerlöffel erblickte. Der an 

diesem Tag anwesende Polier stellte daraufhin die Arbeiten ein und informierte umge-

hend die Polizei. Dass die Arbeiten bereits am Vortag eingestellt worden waren, war ihm 

angeblich nicht bekannt. Auf Nachdruck der Behörde wurde nun endlich vom Bauherrn 

eine qualifizierte Kampfmittelräumfirma beauftragt. 

622BZur Erläuterung: Die Inhaltsstoffe einer Phosphorbombe (Brandbombe) können bei Kon-

takt mit Luftsauerstoff oder bei Temperaturen ab 32°C reagieren. Diese Bombenart ist 

mit Phosphor, Leichtbenzin und Rohkautschuk gefüllt. Ein Löschen dieser Brandbomben 

ist nur sehr schwer möglich. Auch bei ausbleibender Detonation entstehen durch die 

Reaktion mit Luftsauerstoff Brandgase, die beim Einatmen lebensbedrohlich sein kön-

nen. 

842BFazit 

623BAusgebildetes Fachpersonal hätte bei der vom Kampfmittelräumdienst als erforderlich 

erachteten Flächensondierung diesen umgehend zum Zeitpunkt des ersten Fundes in-

formiert. Eine Gefährdung der sich vor Ort befindenden Personen sowie Dritter wäre 

sicher verhindert worden. 

624BDurch das Ausbleiben der Sondierung wurde ein Kampfmittel von nicht fachkundigem 

Personal bewegt, was unabhängig der davon ausgehenden Gefahr einen Straftatbestand 

nach dem Sprengstoffgesetz darstellt. Wahrscheinlich wurde durch den aufmerksamen 

Melder des ersten Bombenfunds Schlimmeres verhindert. 

625BDer Bauherr verstieß jedoch nicht nur gegen das Sprengstoffgesetz. Nach Prüfung durch 

die zuständigen Dezernate wurde zudem festgestellt, dass keine Baustellenvorankündi-

gung gemäß § 2 Baustellenverordnung vorgelegt worden war. Auch die vorgeschriebene 

Anzeige des Beginns der Maßnahme nach der Landesbauordnung sowie die nötige 

Prüfstatik für den Verbau lagen der dafür zuständigen Bauaufsichtsbehörde nicht vor. 

237BGünter Lohse und Anja Weygandt, 
Abteilung VI Arbeitsschutz, 

Regierungspräsidium Darmstadt 
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53BKampfmittelsondierung mit einer Drohne 

626BIn Eichenzell sollte eine 3,5 ha große Fläche sondiert werden, damit ein neues Baugebiet 

erschlossen werden kann. Die Fläche ist als Bombenabwurfgebiet deklariert und muss 

daher auf Kampfmittel erkundet werden. Als Pilotprojekt wurde durch die Gemeinde 

Eichenzell eine Wiese mit einer Drohne erkundet, ohne zuvor in die Flora und Fauna 

eingreifen zu müssen. 

627BVoraussetzung für die Tätigkeit ist, wie bei den bereits anerkannten Verfahren, eine Er-

laubnis nach § 7 Sprengstoffgesetz sowie ein Befähigungsschein nach § 20 Sprengstoff-

gesetz. Außerdem ist eine Befähigung (Flugschein) zum Bedienen von Drohnen erforder-

lich. 

121BAbbildung 1: Die Drohne mit Zubehör. 

628BEingesetzt wird von dem Fachunternehmen ein Multicopter mit acht Rotoren, unter 

dem sich die eigentliche Sonde befindet. Die Sonde ist mit vier Seilen unter der Drohne 

befestigt und hängt ca. zwei Meter unter der Drohne. Beim Überfliegen der Wiese be-

findet sich die Sonde etwa 80 Zentimeter über dem Boden. 

629BDer Pilot fliegt die Drohne vom Startplatz aus auf die Sondierungsfläche. Anschließend 

befliegt die Drohne die Sondierungsfläche autonom. Wenn die Leistung der Batterie zu 

Ende geht, fliegt die Drohne zu einem vorher definierten Punkt und wird von dort durch 

den Piloten zum Start- und Landeplatz geflogen. Nach dem Austausch der Batterien kann 

die Drohne wieder gestartet und zu dem definierten Punkt geflogen werden. Von dort 

setzt sie ihren Flug fort. Nachdem der Drohnen-Einsatz beendet ist, wird der Randbe-

reich mittels Mehrkanal-Sonden sondiert. 
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630BIm Anschluss an die Rohdaten-Erhebung werden diese durch das Fachunternehmen be-

arbeitet und ausgewertet. Dabei werden Verdachtspunkte festgelegt, die dann manuell 

durch Eingriff in den Erdboden geöffnet werden müssen. Mit der manuellen Öffnung 

wird geprüft, ob es sich um Kampfmittel oder „normale“ Metalle handelt. 

122BAbbildung 2: Die zur Untersuchung des Geländes eingesetzte Sonde. 

123B 

124BAbbildung 3: Die Drohne bei der Sondierung des Grundstückes. 

631BNeue Arbeitsverfahren wie die Kampfmittelsondierung mit einer Drohne müssen neben 

der Betrachtung der technischen Aspekte und der Anforderungen an die Arbeitsergeb-

nisse auch im Hinblick auf die Verbesserung von Sicherheit und Gesundheit der Mitar-

beitenden als positiv bewertet werden. 

238BStefan Reupke, 
Abteilung V Arbeitsschutz und Soziales, 

Regierungspräsidium Kassel 
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12B2.2 Sozialer Arbeitsschutz 

24B2.2.1 Mutterschutz 

54BMeldungen der Ausnahme vom Kündigungsverbot nach Mutterschutzgesetz, 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, Pflegezeit- und Familienpflegezeit-
gesetz 

263BZeitraum: 1. Januar bis 31. Dezember 2024 

930B§ 17 Abs. 2 MuSchG
931BAnzahl 

932Bverhaltensbedingte 
Gründe 

933Bbetriebsbedingte 
Gründe 

934BEingegangene Anträge (bezogen auf die 
betroffenen Personen) 

935B100 936B28 937B72 

938BAblehnungen 939B2 940B2 941B0 

942BZustimmungen 943B54 944B5 945B49 

946BRücknahmen und sonstige Erledigungen 947B30 948B16 949B14 

950BNoch nicht erledigte Anträge 951B14 952B5 953B9 

954B§ 18 Abs. 1 BEEG
955BAnzahl 

956Bverhaltensbedingte 
Gründe 

957Bbetriebsbedingte 
Gründe 

958BEingegangene Anträge (bezogen auf die 
betroffenen Personen) 

959B248 960B26 961B222 

962BAblehnungen 963B6 964B3 965B3 

966BZustimmungen 967B163 968B8 969B155 

970BRücknahmen und sonstige Erledigungen 971B49 972B10 973B39 

974BNoch nicht erledigte Anträge 975B30 976B5 977B25 

978B§ 5 Abs. 2 PflegeZG
979BAnzahl 

980Bverhaltensbedingte 
Gründe 

981Bbetriebsbedingte 
Gründe 

982BEingegangene Anträge (bezogen auf die 
betroffenen Personen) 

983B1 984B1 985B0 

986BAblehnungen 987B1 988B1 989B0 

990BZustimmungen 991B0 992B0 993B0 

994BRücknahmen und sonstige Erledigungen 995B0 996B0 997B0 

998BNoch nicht erledigte Anträge 999B0 1000B0 1001B0 

1002B§ 2 Abs. 3 FPfZG
1003BAnzahl 

1004Bverhaltensbedingte 
Gründe 

1005Bbetriebsbedingte 
Gründe 

1006BEingegangene Anträge (bezogen auf die 
betroffenen Personen) 

1007B1 1008B0 1009B1 

1010BAblehnungen 1011B0 1012B0 1013B0 

1014BZustimmungen 1015B0 1016B0 1017B0 

1018BRücknahmen und sonstige Erledigungen 1019B1 1020B0 1021B1 

1022BNoch nicht erledigte Anträge 1023B0 1024B0 1025B0 
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55BAnträge auf Zulassung der Kündigung von schwangeren Frauen nach dem 
Mutterschutzgesetz wegen unentschuldigten Fehlens 

632BDas Mutterschutzgesetzes (MuSchG) hat das Ziel, die Gesundheit werdender Mütter 

und ihrer Kinder zu bewahren und sie vor Nachteilen und Diskriminierung zu schützen. 

Daher kommt dem Kündigungsschutz, der während der Schwangerschaft und bis zu 

vier Monate nach der Geburt besteht, eine besondere Bedeutung zu. 

633BDie Anzahl der Kündigungsanträge mit der Begründung „unentschuldigtes Fehlen“ ist 

in den letzten beiden Jahren deutlich angestiegen. Von den Beteiligten wurde bei-

spielsweise vorgetragen, dass es Probleme mit dem Abruf der elektronischen Arbeits-

unfähigkeitsbescheinigungen (eAU) gäbe und es dadurch häufig zu unverschuldeten 

Fristverletzungen käme. In einem Fall weigerte sich die Schwangere, ihrer Arbeitsver-

pflichtung nachzukommen, da sie für sich und für ihr ungeborenes Kind eine Gefähr-

dung befürchtete. Nachfolgend werden zwei Fälle detailliert geschildert. 

843BGesundheitliche Probleme einer Schwangeren im Schichtdienst 

634BDie schwangere Arbeitnehmerin war in den zwei Monaten vor Beginn ihrer Schutzfrist 

durchgehend arbeitsunfähig. In diesem Zeitraum wurde sie insgesamt dreimal abge-

mahnt mit der Begründung, dass sie ihrem Arbeitgeber ihre Arbeitsunfähigkeit nicht 

rechtzeitig mitgeteilt habe. 

635BGemäß den Regelungen im Arbeitsvertrag ist die Arbeitnehmerin verpflichtet, ihrem 

Arbeitgeber jede Arbeitsverhinderung sowie die voraussichtliche Dauer vor Arbeitsbe-

ginn anzuzeigen. Ab dem 3. Tag muss eine ärztliche Bescheinigung vorgelegt werden. 

Sofern die Arbeitsunfähigkeit länger dauert als ursprünglich angegeben, ist der Arbeit-

geber unverzüglich darüber zu informieren und es ist – sofern erforderlich – eine neue 

ärztliche Bescheinigung vorzulegen. 

636BGemäß dem Vorwurf des Arbeitgebers stellte bei der Arbeitnehmerin lediglich der In-

formationsfluss von ihr zu ihm das Problem dar. Sobald dem Arbeitgeber die erforder-

lichen Informationen vorgelegen hätten, hätten die elektronischen Arbeitsunfähig-

keitsbescheinigungen (eAU) bei der Krankenkasse abgerufen werden können. In einem 

Fall habe zwar eine eAU für den entsprechenden Zeitraum bei der Krankenkasse zum 

Abruf vorgelegen, die Arbeitnehmerin habe ihren Arbeitgeber jedoch erst einen Tag 

später über die weitere Arbeitsunfähigkeit informiert. 

637BZudem sehe der Arbeitsvertrag eine unverzügliche proaktive Meldung von der Mitar-

beiterin bei Arbeitsunfähigkeit vor. Die Arbeitnehmerin habe sich in einem Fall erst 

dann zu ihrer Abwesenheit geäußert, als ihr Schichtleiter sich bei ihr per WhatsApp 

gemeldet habe, um zu erfragen, wieso sie nicht zur Arbeit erschienen sei. 

638BDie Arbeitnehmerin konnte die Vorwürfe ihres Arbeitgebers größtenteils entkräften. 

Sie legte Screenshots der Chatverläufe mit ihrem Schichtleiter vor, aus denen ersicht-

lich war, wann genau sie ihren Vorgesetzten über ihre Abwesenheit informiert hatte. 

Zudem stellte sich bei den Ermittlungen heraus, dass der Arbeitgeber in einem Fall da-

von ausgegangen war, dass die Arbeitnehmerin in der Frühschicht hätte arbeiten müs-

sen. Tatsächlich war sie an diesem Tag jedoch in der Spätschicht eingeteilt und sie 
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konnte nachweisen, dass sie ihren Vorgesetzten über ihre Abwesenheit vor Beginn ih-

rer Schicht informiert hatte. 

639BZu der gesamten Situation teilte die Arbeitnehmerin ergänzend mit, dass sich in weni-

gen Fällen ein Meldeverzug aufgrund der Belastungen während ihrer Schwangerschaft 

ergeben habe. Im letzten Monat vor der Schutzfrist sei es ihr nicht mehr möglich ge-

wesen, körperliche Arbeiten zu verrichten. Sie sei über einen Zeitraum von gut zwei 

Monaten durchgehend bis zur Geburt ihres Kindes arbeitsunfähig gewesen. 

640BDer angehörte Betriebsrat äußerte große Bedenken bzgl. dem vom Arbeitgeber vorge-

tragenen Sachverhalt. Die Kommunikation von Themen wie Abwesenheiten oder Ar-

beitsunfähigkeiten erfolge in den Schichtgruppen per „WhatsApp". Die Schichtleiter 

würden diese Informationen dann z. B. an die Personalabteilung und die Schichtmeis-

ter weitertragen. Der Betriebsrat halte diese Art der Kommunikation für äußerst feh-

leranfällig, da Nachrichten in einem Gruppenchat übersehen werden könnten. 

641BDie Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen zu den Abwesenheiten der Arbeitnehmerin 

würden dem Arbeitgeber vorliegen. Die Praxis habe gezeigt, dass das elektronische 

Abrufen der eAU-Bescheinigungen ebenfalls nicht reibungslos funktionieren würde 

und es dadurch häufig zu unverschuldeten Fristverletzungen käme. 

642BZudem sei die besondere Situation der Arbeitnehmerin zu berücksichtigen. Eine 

Schwangerschaft könne zu besonderen physischen und psychischen Belastungen füh-

ren, welche ein über den Arztbesuch und das per „WhatsApp"-Abmelden hinausge-

hende Aufwenden von Kraft zum Teil nicht ermöglichen würde. Die Arbeitnehmerin 

habe sich im guten Glauben darauf verlassen, dass die Abmeldung über den betriebs-

üblichen Kanal „WhatsApp" sowie das Abrufen dieser AU-Bescheinigung durch die Ar-

beitgeberin ausreichend sei. 

643BInsgesamt war festzustellen, dass die Verletzung von arbeitsvertraglichen Pflichten 

hier nicht so erheblich war, dass ein besonderer Fall i. S. d. § 17 Abs. 2 Mutterschutz-

gesetz (MuSchG) anerkannt werden konnte. Der Arbeitnehmerin konnte nachweislich 

nur eine arbeitsvertragliche Pflichtverletzung unterstellt werden, nämlich, dass sie ihre 

Arbeit an einem Tag nicht aufgenommen und sich auch nicht abgemeldet hatte. 

644BBei der Beurteilung der Verletzung von arbeitsvertraglichen Pflichten war zudem zu 

berücksichtigen, dass die Arbeitnehmerin aufgrund ihrer Schwangerschaft erhebliche 

gesundheitliche Probleme hatte, weswegen es ihr nicht immer möglich war, ihre Ab-

wesenheit ordnungsgemäß zu melden. 

645BDer Antrag auf Zulassung zur Kündigung wurde daher abgelehnt. 

844BBeharrliche Arbeitsverweigerung einer schwangeren Pflegehelferin 

646BMit der Mitteilung der Schwangerschaft hatte die Arbeitnehmerin angekündigt, mit 

ihrer Frauenärztin über ein individuelles Beschäftigungsverbot sprechen zu wollen. Der 

Arbeitgeber erteilte der Arbeitnehmerin ein befristetes Beschäftigungsverbot für den 

Zeitraum von einem Monat, da eine unverantwortbare Gefährdung für die schwangere 

Mitarbeiterin im Pflegebereich nicht ausgeschlossen werden konnte. Zu diesem Zeit-

punkt konnte der Arbeitnehmerin kein anderer geeigneter Arbeitsplatz zur Verfügung 
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gestellt werden. Der Arbeitgeber kündigte jedoch sogleich an, dass für die Arbeitneh-

merin bis zum Ende des befristeten Beschäftigungsverbots ein zumutbarer alternativer 

Arbeitsplatz geschaffen werde. Durch dieses befristete Beschäftigungsverbot wollte 

der Arbeitgeber der Arbeitnehmerin auch die Gelegenheit geben, um mit ihrer Frau-

enärztin die Zumutbarkeit der Arbeitsleistung während der Schwangerschaft zu klären. 

Die Arbeitnehmerin kam nach Ende des befristeten Beschäftigungsverbots jedoch 

nicht zur Arbeit und sie legte auch kein individuelles Beschäftigungsverbot vor, wie sie 

es angekündigt hatte. 

647BDie Arbeitnehmerin trug hierzu vor, dass es Probleme und Missverständnisse bei der 

Ausstellung des Beschäftigungsverbotes gegeben habe. Ihre Frauenärztin habe kein 

individuelles Beschäftigungsverbot ausstellen wollen mit der Begründung, dass der Ar-

beitgeber dies tun solle, da dieser bereits ein vorläufiges Beschäftigungsverbot ausge-

stellt hatte. Nach Aussage der Arbeitnehmerin wollte sich der Arbeitgeber mit ihrer 

Frauenärztin in Verbindung setzen und sich um das Beschäftigungsverbot kümmern. 

Da sie dann nichts weiter gehört habe, sei sie davon ausgegangen, dass ihr Chef das 

Beschäftigungsverbot von ihrer Ärztin erhalten hatte. 

648BDer Arbeitgeber hatte mehrmals vergeblich versucht, die Arbeitnehmerin telefonisch 

und per E-Mail zu erreichen, da weder ein Nachweis über die Schwangerschaft noch 

über ein individuelles Beschäftigungsverbot von der Arbeitnehmerin vorgelegt wurde. 

Per Einwurfeinschreiben wurde die Arbeitnehmerin gut drei Wochen nach Ende des 

befristeten Beschäftigungsverbots aufgefordert, sich innerhalb von vier Tagen beim 

Arbeitgeber zu melden. Es wurde ihr in dem Schreiben mitgeteilt, dass sich inzwischen 

ausreichend für sie zumutbare administrative Arbeit im Büro angesammelt habe und 

dass der Arbeitgeber sie in diesen Bereich umsetzen möchte. Sofern die Arbeitnehme-

rin von ihrer Frauenärztin doch schon ein Beschäftigungsverbot erhalten habe, solle 

sie es dem Arbeitgeber unverzüglich zusenden. Die Arbeitnehmerin reagierte jedoch 

in keiner Weise auf dieses Schreiben. Sie erschien weder zur Arbeit, noch meldete sie 

sich telefonisch oder auf andere Weise. 

649BDie Bescheinigung über die Schwangerschaft fand der Arbeitgeber dann zwei Wochen 

später kommentarlos im Briefkasten vor. 

650BPer E-Mail schickte der Arbeitgeber der Arbeitnehmerin die Gefährdungsbeurteilung 

zu und forderte sie erneut zur Vorlage des individuellen Beschäftigungsverbots bzw. 

zur Aufnahme der Arbeit auf. Die Arbeitnehmerin antwortete darauf nur lapidar, dass 

sie die Gefährdungsbeurteilung beim nächsten Termin ihrer Ärztin vorlegen werde. 

Wann dieser Termin sein sollte, teilte die Arbeitnehmerin nicht mit. 

651BNach Ansicht der Arbeitnehmerin war auch die Arbeit im Büro für sie als Schwangere 

mit Gefährdungen verbunden. Sie hatte Angst, da es während ihrer ersten Schwanger-

schaft bereits Probleme gegeben hatte. 

652BDie Arbeitnehmerin teilte zudem mit, dass sie es nicht verstehe, warum es diesmal so 

schwer sei, ein Beschäftigungsverbot ausgestellt zu bekommen. Es sei nicht in Ord-

nung, dass sie in ihrem jetzigen Zustand zur Arbeit kommen solle. Sie hatte sich daher 
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erst mal zwei Wochen krankschreiben lassen, bis sie ihr Beschäftigungsverbot ausge-

stellt bekäme. Zu diesem Zeitpunkt fehlte die Arbeitnehmerin bereits mehr als sieben 

Wochen unentschuldigt an ihrem Arbeitsplatz. 

653BDer Arbeitgeber erhielt erst ca. vier Wochen später rückwirkend die Arbeitsunfähig-

keitsbescheinigungen in Papierform. Er fühlte sich „im völligen Dunkel“ gelassen, wie 

die Gesundheits- und Arbeitssituation der Arbeitnehmerin war, bzw. ob das Beschäfti-

gungsverbot erteilt wurde. 

654BFür den Arbeitgeber stellte das Verhalten der Arbeitnehmerin eine nicht zumutbare 

Belastung für den betrieblichen Ablauf dar. Eine ordnungsgemäße Einsatzplanung war 

nach seinem Vortrag für die Pflegedienstleitung unmöglich. In dem relativ kleinen Un-

ternehmen konnten die Ausfälle nur äußerst schwer abgefangen werden. Dies führte 

zu einem erheblichen finanziellen Mehraufwand, was wiederum das Unternehmen 

extrem belastete. 

655BIm vorliegenden Fall konnte der Arbeitgeber nachweisen, dass die Arbeitnehmerin die 

Vertragspflicht, ihre Arbeitsleistung zu erbringen, beharrlich verletzt hatte. Sie wurde 

von ihrem Arbeitgeber nachweislich mehrfach schriftlich aufgefordert, zur Arbeit zu 

kommen oder ein individuelles Beschäftigungsverbot vorzulegen. Insgesamt fehlte die 

Arbeitnehmerin ca. 3,5 Monate an ihrem Arbeitsplatz. Für lediglich ca. 1,5 Monate 

konnte sie ihre Abwesenheit durch Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen belegen. 

656BDer Arbeitgeber hatte nachweislich mehrfach versucht, der Arbeitnehmerin entgegen-

zukommen. Doch auch nachdem ihre Frauenärztin keine Anhaltspunkte für ein indivi-

duelles Beschäftigungsverbot gesehen und auf die zumutbare Beschäftigung im Büro 

hingewiesen hatte, war die Arbeitnehmerin nicht bereit, dies zu akzeptieren. Eine be-

sondere Situation, in der eine Verwaltungstätigkeit im Büro in ihrem Fall zu einer be-

sonderen Gefährdung geführt hätte, war nicht ersichtlich. Die schriftlichen und münd-

lichen Äußerungen der Arbeitnehmerin ließen zudem keinerlei Einsicht in ihr Fehlver-

halten erkennen. 

657BDiese beharrliche Arbeitsverweigerung hatte der Arbeitgeber nicht zu dulden. Denn er 

ist seinen Betriebsangehörigen gegenüber zum Schutz verpflichtet. Bei einer weiteren 

Duldung des aufgezeigten Fehlverhaltens hätte der Betriebsfrieden auf dem Spiel ge-

standen. So musste einem abträglichen Vorbild entgegengewirkt werden. Andernfalls 

hätte sich die (zukünftige) Sanktionierung von Verstößen der Betroffenen, aber auch 

anderer Personen, nur schwer rechtfertigen lassen. 

658BDem Antrag auf Zulassung der Kündigung wurde daher nach § 17 Abs. 2 MuSchG aus-

nahmsweise zugestimmt. 

845BFazit 

659BNicht jedes unentschuldigte Fehlen am Arbeitsplatz stellt einen besonderen Fall i. S. d. 

§ 17 Abs. 2 MuSchG dar und führt zur Zulassung der Kündigung während der Schwan-

gerschaft. Für die Annahme eines besonderen Falles bei verhaltensbedingten Kündi-

gungen werden schwere Pflichtverstöße der Arbeitnehmerin gefordert. Dies kann
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etwa bei betriebsbedingten Straftaten oder beharrlichen Verletzungen von arbeitsver-

traglichen Pflichten angenommen werden. Es kommt bei Verstößen auch immer da-

rauf an, ob aufgrund sonstiger besonderer Umstände eine Fortsetzung des Arbeitsver-

hältnisses bis zu einer Auflösung nach Ablauf der gesetzlichen Schutzfristen für den 

Arbeitgeber, auch bei Berücksichtigung der Folgen für die Schwangere, ein unzumut-

bares Opfer darstellen würde. 

660BBei einer schwangeren Arbeitnehmerin kann es vermehrt zu krankheitsbedingten Ab-

wesenheiten kommen. Dies stellt den Arbeitgeber vor neue Herausforderungen und 

kann auch bei Kolleginnen und Kollegen für Unmut sorgen, wenn diese z. B. die Arbei-

ten der Schwangeren übernehmen müssen. 

661BEine gut gestaltete Arbeitsorganisation kann dazu beitragen, Ärger und Unstimmigkei-

ten zu vermeiden. Hierzu gehören z. B.: 

• 175Beindeutige Regelungen hinsichtlich der Meldungen von krankheitsbedingten Abwe-

senheiten, 

• 176BInformation zum Umgang mit elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 

(Erst-/Folgebescheinigung), 

• 177BGespräch mit der Schwangeren über die Gestaltung der Arbeitsbedingungen und 

die erforderlichen Schutzmaßnahmen sowie regelmäßiger Austausch über eventu-

elle Anpassungen, 

• 178Bgegebenenfalls Benennung einer Ansprechpartnerin oder eines Ansprechpartners 

für die Schwangere, 

• 179Bfrühzeitige Kommunikation mit allen Beteiligten, um für Transparenz und Verständ-

nis im Team zu sorgen und 

• 180Bsämtliche Vereinbarungen sollten schriftlich festgehalten werden. 

239BUlrike Jäger, 
Abteilung VI Arbeitsschutz, 

Regierungspräsidium Darmstadt 

264BBürokratieabbau und Einstieg in den betrieblichen Mutterschutz – passt das 
zusammen? 

846BPraxishilfe zur Umsetzung der ersten Stufe der Gefährdungsbeurteilung nach dem 
Mutterschutzgesetz im Handwerksbetrieb 

662BDer zeitgemäße Mutterschutz setzt auf Vorbeugung und Teilhabe. Eine frühzeitige 

Kommunikation der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber nicht nur mit den (schwange-

ren) Frauen, sondern mit der gesamten Belegschaft, soll die Erreichung der mutter-

schutzrechtlichen Ziele optimieren. Es geht dabei sowohl um die verantwortungsvolle 

Abwägung zwischen Gesundheitsschutz und Teilhabe der Frau an der Erwerbstätigkeit 

als auch um den Schutz der Frau vor Diskriminierungen. Gerade in technischen Berufen 

des Handwerks greift immer wieder das Vorurteil, dass Frauen bei Bekanntwerden ei-

ner Schwangerschaft grundsätzlich nicht beschäftigt werden dürften. Auf dem Hessi-

schen Handwerkstag (HHT) wurde deswegen entschieden ein Projekt zu entwickeln, 

dass den Handwerksbetrieben die Einsatzmöglichkeit von Frauen auch bei einer 
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Schwangerschaft aufzeigt und dem gängigen Vorurteil: Schwangere Frauen gehen so-

wieso in ein Beschäftigungsverbot vorbeugt. 

663BDas Projekt wurde erfolgreich abgeschlossen und vom Hessischen Handwerkstag so-

wie dem Beirat für Arbeitsschutz im Beisein von Staatsministerin Heike Hofmann ge-

nehmigt. Die Praxishilfe für den Einstieg in den betrieblichen Mutterschutz wurde ge-

meinsam von der Handwerkskammer Wiesbaden, mehreren engagierten Handwerks-

betrieben, dem Hessisches Ministerium für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales 

und Aufsichtspersonen der Regierungspräsidien konzipiert, getestet und umgesetzt. 

664BIn Form einer Checkliste auf einem DIN-A4-Blatt werden die wesentlichen Pflichten der 

Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers in einfacher und leicht nachvollziehbarer Formu-

lierung aufgeführt. Dies stellt eine gut verständliche Hilfestellung bei der Umsetzung 

der Mutterschutz- und Arbeitsschutzvorschriften dar. Statt auf eine ausführliche Ar-

beitsanweisung setzt die Praxishilfe auf einzeln branchenbezogene Beispiele. Diese 

Beispiele sollen die Nutzung der Praxishilfe aufzeigen, so dass auch andere Branchen 

außerhalb des Handwerks die Funktion der Praxishilfe auf ihren Betrieb adaptieren 

können. 

665BMit der Nutzung der Praxishilfe entsteht gleichzeitig der erforderliche Überblick über 

alle Arbeitsplätze in einem Betrieb, die bei einer erforderlichen Umsetzung einer 

schwangeren oder stillenden Mitarbeiterin als Alternative zur Verfügung stehen. 

Dadurch können Ausfallzeiten durch Beschäftigungsverbote deutlich minimiert wer-

den. Ganz nebenbei werden auch die formalen Vorgaben des neuen Mutterschutzge-

setzes erfüllt. Durch diese Aspekte entstehen für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 

folgende Kosten- und Wettbewerbsvorteile: 

• 890BMit der Praxishilfe lässt sich die erste Stufe der Gefährdungsbeurteilung nach dem 

Mutterschutzgesetz unbürokratisch und einfach umsetzen. 

• 181BEine fachkundig durchgeführte Beurteilung der Arbeitsplätze sorgt für mehr Recht-

sicherheit im Falle einer Überprüfung durch die Aufsichtsbehörde oder in der Kom-

munikation mit der Krankenkasse im Falle des Leistungsrechtes. 

• 182BDie frühzeitige Gefährdungsbeurteilung stellt sicher, dass erforderliche Schutzmaß-

nahmen unmittelbar nach Mitteilung einer Mitarbeiterin über ihre Schwanger-

schaft oder Stillzeit umgesetzt werden können. Dies hilft Arbeitsunterbrechungen 

zu vermeiden. 

• 183BWirkungsvolle Schutzmaßnahmen ermöglichen die Weiterbeschäftigung der 

schwangeren oder stillenden Mitarbeiterin, es wird kostenintensive schwanger-

schaftsbedingte Fluktuation vermieden (ein wichtiges Anliegen des neuen Mutter-

schutzgesetzes). 

• 184BEin guter und wirkungsvoller Mutterschutz im Betrieb kann gerade auch dem un-

ternehmerischen Interesse dienen, sich als familienfreundlicher Betrieb aufzustel-

len und Fachkräfte zu gewinnen und zu binden. 

• 185BZudem kann gerade die erste Stufe der Gefährdungsbeurteilung eine gute Hilfe dar-

stellen, die Arbeitswelt für Frauen in klassischen Männerberufen zu öffnen, denn 
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mögliche Einstellungshindernisse auf Arbeitsplätzen, die bisher eher eine Männer-

domäne waren, können systematischer erkannt und gezielt abgebaut werden. Das 

eröffnet den Betrieben die Möglichkeit neue Fachkräfte zu gewinnen. 

666BEine gute Gefährdungsbeurteilung hilft, Fachkräfte zu halten, Kosten durch vermeid-

bare Ausfälle zu minimieren und den Arbeitsschutz im Betrieb gut und eben auch 

rechtssicherer zu gestalten. 

667BDie Praxishilfe ist unter dem Link https://soziales.hessen.de/sites/soziales.hes-

sen.de/files/2025-04/praxishilfe_mutterschutzgesetz_neu_0.pdf auf der Webseite 

des Hessischen Ministeriums für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales zu finden. 

240BFrank Heldt, 
Referat III3, Abteilung III Arbeit, 

HMSI 

25B2.2.2 Arbeitszeit 

56BLV 66 „Lange Arbeitszeiten – Anforderungen an eine gesunde und rechts-
konforme Arbeitszeitgestaltung“ erschienen 

668BDie LASI-Geschäftsstelle hat im November 2024 auf ihrer Internetseite https://lasi-

info.com/publikationen/lasi-veroeffentlichungen die LV 66 „Lange Arbeitszeiten – An-

forderungen an eine gesunde und rechtskonforme Arbeitszeitgestaltung“ veröffent-

licht. Die Publikation ist von einer Arbeitsgruppe der LASI-AG 5, an der auch Arbeits-

schutz-Experten aus Hessen beteiligt waren, erarbeitet worden. 

669BSie richtet sich an alle Akteure im Betrieb, insbesondere an Arbeitgeberinnen und Ar-

beitgeber, Personal- und Betriebsräte und Betriebspraktiker, wie Fachkräfte für Ar-

beitssicherheit und Betriebsärztinnen und -ärzte. 

670BFerner soll sie einen Überblick zum Arbeitszeitrecht im Zusammenhang mit langen Ar-

beitszeiten geben und zugleich als Informationsquelle für diejenigen dienen, die sich 

mit der Problematik der Arbeitszeitgestaltung beschäftigen. 

241BAnna Rommelfanger, 
Referat III3, Abteilung III Arbeit, 

HMSI 

26B2.2.3 Ladenöffnung 

57BÄnderung des Hessischen Ladenöffnungsgesetzes für digitale Kleinstsuper-
märkte 

671BDer Hessische Landtag hat am 10. Juli 2024 das 3. Gesetz zur Änderung des Hessischen 

Ladenöffnungsgesetzes (HLöG) verabschiedet. Mit diesem Änderungsgesetz wurde ein 

verlässlicher und handhabbarer Rechtsrahmen geschaffen, der eine Sonn- und Feier-

tagsöffnung für vollautomatisierte Verkaufsstellen, die an Sonn- und Feiertagen ohne 

den Einsatz von Personal auskommen, ermöglicht. Ziel der Gesetzesänderung war die 

Verbesserung der Rahmenbedingungen für gute Lebensqualität und attraktive Lebens-

räume, sowohl im städtischen als auch im ländlichen Raum, gerade auch unter dem 

Gesichtspunkt der Gleichwertigkeit beider Lebensräume. 
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672BNach § 2 HLöG sind „digitale Kleinstsupermärkte“ vollautomatisierte Verkaufsstellen 

mit einer Verkaufsfläche von bis zu 120 Quadratmetern, die ausschließlich Waren des 

täglichen Ge- und Verbrauchs feilhalten und durch digitale Lösungen ohne Verkaufs-

personal betrieben werden. Sie dürfen abweichend von § 3 Abs. 2 HLöG von 0 bis 24 

Uhr geöffnet sein. Wesentlich ist, dass zu keiner Zeit eine Beschäftigung zum Feilhalten 

und zum Verkauf erfolgen darf. Das bedeutet auch, dass Personal am Sonn- und Feier-

tag für keinerlei planmäßige Tätigkeiten, insbesondere nicht zum Auffüllen des Sorti-

ments in der Verkaufsstelle, beschäftigt werden darf. 

673BMit der Kombination aus automatisiertem digitalem Betrieb und der Größe der Ver-

kaufsfläche bis zu 120 Quadratmetern (unmittelbare Verkaufsfläche) wurde ein deut-

liches Regel-Ausnahme-Verhältnis für digitale Kleinstsupermärkte definiert. Gleiches 

gilt für die Begrenzung des Sortiments, um eine Ausuferung der Sonn- und Feiertags-

öffnung zu verhindern. So sollen ausschließlich Waren angeboten werden, die der 

Grundversorgung für den täglichen Ge- und Verbrauchs dienen, also Lebens- und Ge-

nussmittel, Erzeugnisse für den Haushaltsbedarf und Hygieneartikel. Andere Produkte 

dürfen nicht angeboten werden, soweit es sich nicht um Zubehörteile oder Funktions-

teile (Batterie, Ladekabel u. a.) handelt oder soweit nicht durch andere Vorschriften 

dieses Gesetzes Ausnahmen zugelassen werden. 

242BMargot Schäfer, 
Referat III3, Abteilung III Arbeit, 

HMSI 

1026BPRESSEMELDUNG 

58BMinisterin Hofmann zur Änderung des Ladenöffnungsgesetzes: „Wir machen 
das Leben für Bürgerinnen und Bürger leichter – die neue Landesregierung 
liefert“ 

674BSozialministerin Heike Hofmann hat in ihrer Rede vor der Verabschiedung des von den 

Fraktionen von SPD, CDU und FDP eingebrachten Gesetzentwurfs zur Änderung des 

Hessischen Ladenöffnungsgesetzes die fraktionsübergreifende Einigkeit bei der Ab-

stimmung des Textes hervorgehoben. „Die hohe Zustimmung durch alle Reihen des 

Hohen Hauses unterstreicht den guten Ansatz, den wir mit dem vorliegenden Entwurf 

gefunden haben“, sagte die Ministerin in ihrer Rede im Landtag. Sie verwies darauf, 

dass mit dem Gesetz ein Balanceakt gelungen sei: „Wir schaffen eine schnelle Lösung 

für die Frage der vollautomatisierten Kleinstsupermärkte, wir sorgen für einen verant-

wortlichen Umgang mit dem hohen Gut des Sonntagsschutzes und berücksichtigen auf 

wertschätzende Art und Weise die Forderung vieler Kommunen nach einer wohnort-

nahen Versorgung und vergleichbaren Attraktivität von städtischem und ländlichem 

Raum.“ 

675BDie Koalition aus CDU und SPD habe es sich zum Auftrag gemacht, Herausforderungen 

gemeinsam zu bewältigen und pragmatische Lösungen für einen starken gesellschaft-

lichen Zusammenhalt und gleichwertige Lebensverhältnisse zu finden. „Das ist uns ge-

lungen. Ich freue mich sehr, dass wir heute das Änderungsgesetz zum Hessischen La-

denöffnungsgesetz beschließen und damit die Sonntagsöffnung von Supermärkten 
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ohne Verkaufspersonal ermöglichen. Mich freut besonders, dass die zuständigen Aus-

schüsse einstimmig eine entsprechende Beschlussempfehlung abgegeben haben“, so 

die Ministerin. 

676BPolitik bewege sich immer in einem Spannungsfeld zwischen dem Auftrag, gesell-

schaftlichen Erfordernissen gerecht zu werden, und der Verantwortung als Verwaltung 

darin, rechtssicher, nachvollziehbar und klug zu handeln. Auch das sei mit dem vorlie-

genden Gesetzesentwurf gelungen. „Mein Dank gilt den Fraktionen, die die Regelung 

ermöglichen – allen voran den Fraktionen, die das Gesetz in den Landtag eingebracht 

haben: CDU, SPD und FDP“, sagte Hofmann: „Wir machen das Leben für die Bürgerin-

nen und Bürger in Hessen damit leichter. Die neue Landesregierung liefert!“ 
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5BTeil 3: 
Produktsicherheit 

13B3.1 Allgemeine Produktsicherheit 

59BNichtkonforme Produkte von E-Commerce-Plattformen aus dem asiatischen 
Raum im Fokus der Produktsicherheit 

677BBilligprodukte aus dem Online-Handel sind im Trend. Gerade die jüngere Generation, 

besonders beeinflusst durch die Influencer-Szene, bestellt Produkte von E-Commerce-

Plattformen aus dem asiatischen Raum. Diese Produkte sind „angesagt“ und beson-

ders günstig. Doch erfüllen diese Produkte auch die Anforderungen an die europäi-

schen Vorschriften? 

678BDas Regierungspräsidium (RP) Darmstadt prüft in Zusammenarbeit mit dem Hauptzoll-

amt Frankfurt am Main Flughafen Produkte von E-Commerce-Plattformen aus dem 

asiatischen Raum. Die Prüfung findet im Rahmen von Vor-Ort-Terminen in der Dienst-

stelle des Hauptzollamtes statt. 

679BIm Jahr 2024 wurden zehn Vor-Ort-Prüfungen beim Hauptzollamt durchgeführt. Insge-

samt wurden über 1.000 Produkte geprüft, davon erfüllten mindestens 95 % nicht die 

Anforderungen an die produktsicherheitsrechtlichen Vorschriften. Bei den geprüften 

Produktgruppen handelte es sich unter anderem um Spielzeug, Kleinst-Haushaltsge-

räte, Laserpointer, Gaskocher in flacher Bauform, Schwimmflügel, Sonnenbrillen, Zwil-

len und Tattoo-Nadeln. 

680BBei der Prüfung der genannten Produkte wurden Kennzeichnungsmängel festgestellt. 

Dies umfasste das Fehlen der Artikelidentifikation (Typen-, Chargen- oder Seriennum-

mer), Name des Herstellers und Einführers und dessen Kontaktanschrift, Bedienungs-

anleitung und Konformitätserklärung. Ebenfalls wurden Mängel bei der Anbringung 

der CE-Kennzeichnung festgestellt. Gerade bei Schwimmflügeln haben die Hersteller 

auf die Anbringung der CE-Kennzeichnung verzichtet, obwohl die Anbringung ver-

pflichtend ist. 

681BSchwimmflügel fallen unter die Verordnung (EU) 2016/425 über Persönliche Schutz-

ausrüstung. Die genannte Verordnung ist eine Harmonisierungsvorschrift und die An-

bringung der CE-Kennzeichnung ist vorgeschrieben. 

682BAuf diversen Verbraucherprodukten, wie zum Beispiel Tattoo-Nadeln, darf keine CE-

Kennzeichnung angebracht werden. Tattoo-Nadeln fallen unter die Verordnung (EU) 

2023/988 bzw. das Produktsicherheitsgesetz (ProdSG). Das Produktsicherheitsgesetz 

fordert im Gegensatz zu den Vorschriften im Bereich Spielzeug, Niederspannung, Ma-

schinen und Persönliche Schutzausrüstung nicht die Anbringung der CE-Kennzeich-

nung. Trotz dieser Vorschriften waren z. B. bei Tattoo-Nadeln teilweise die CE-Kenn-

zeichnung auf dem Produkt angebracht. Hierbei spricht man von einer missbräuchli-

chen Verwendung der CE-Kennzeichnung. 

683BBei Laserpointern wurde eine orientierende sicherheitstechnische Prüfung mit einem 

Laserpointer-Messgerät durchgeführt. Die hierbei gemessene Laserausgangsleistung 

überschritt den Grenzwert teilweise deutlich. 
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684BDie intensive Zusammenarbeit mit dem Hauptzollamt Frankfurt am Main Flughafen 

wird von beiden Seiten als besonders effektiv und sinnvoll erachtet. Durch die gemein-

same Prüfung können Entscheidungen schneller getroffen und entbürokratisiert wer-

den. Durch die Vor-Ort-Kontrolle haben beide Behörden einen Blick auf neue Trend-

produkte und können somit verhindern, dass diese im nichtkonformen Zustand an den 

Endverbraucher gelangen. 

685BDas Regierungspräsidium Darmstadt lässt nichtkonforme Produkte von der Website 

der jeweiligen Online-Plattform löschen. 

243BTobias Kaul, 
Abteilung VI Arbeitsschutz, 

Regierungspräsidium Darmstadt 

97 



 

 

 
  

  
 

          
      

   

       

     

   

    

         

      

   

 

     

      

  

           

       

 

     

    

       

       

       

         

      

         

   

          

      

      

    

 

   

  

        

   

       

6BTeil 4: 
Berichte aus den Fachzentren 

14B4.1 Fachzentrum für systemischen Arbeitsschutz und Arbeitsge-
staltung 

60BSecond Level – Rolle und Aufgaben der zweiten Beratungsebene zur 
Thematik der psychischen Belastung bei der Arbeit 

847B1 Das Zwei-Ebenen-Modell der Beratung 

686BDas Zwei-Ebenen-Modell der Beratung, das in der GDA-Leitlinie psychische Belastung 

für alle Länder und Unfallversicherungsträger zu Grunde gelegt wird, ist in den staatli-

chen Arbeitsschutzbehörden weit verbreitet und etabliert sich auch zunehmend für 

die Thematik der psychischen Belastung. In der ersten Ebene ist zunächst die zustän-

dige Aufsichtskraft mit ihrem Generalistenwissen die unmittelbare Ansprechperson 

für den Betrieb. Ist weiteres Fachwissen gefragt, können und sollten – wie bei anderen 

Arbeitsschutzthemen auch – besonders qualifizierte Aufsichtskräfte oder Fachexper-

tinnen und -experten hinzugezogen werden. 

687BWährend die Unfallversicherungsträger Arbeitspsychologinnen und Arbeitspsycholo-

gen als sogenannten Second Level beschäftigen, nehmen in den Ländern in der Regel 

Aufsichtspersonen diese Funktion wahr, wobei die Funktionsbezeichnungen zwischen 

den Ländern variieren. Als Grundsatzsachbearbeiter(in), Fachreferent(in), Multiplika-

tor(in) oder Grundlastbearbeiter(in) nehmen sie die Rolle und Aufgaben der zweiten 

Beratungsebene wahr. Aber welche Aufgaben sind dies? Welches Wissen, welche Qua-

lifikation und Ressourcen sind erforderlich? 

848B2 Befragung des Second Levels und Erfahrungsaustausche 

688BDie LASI-Projektgruppe „Psychische Belastung“ unter der Leitung Hessens, die von LASI 

der AG 2 für die Dauer der GDA-Periode 2020 – 2025 eingerichtet wurde, hatte sich 

unter anderem zum Ziel gesetzt, der zweiten Beratungsebene mehr Aufmerksamkeit 

zu schenken. Um Funktion und Erfahrungen, Hemmnisse und Qualifikationswünsche 

zu erfassen, fand im Zeitraum von März bis April 2023 eine Befragung der Vertreterin-

nen und Vertreter des Second Levels statt, an der sich elf Bundesländer beteiligten. 

Dabei wurde deutlich, dass insbesondere eine Rollen- und Aufgabenklärung sowie eine 

bessere Methodenkenntnis benötigt werden; zusätzlich wurden Austauschmöglichkei-

ten gewünscht, um Informationen und Einschätzungen in etwas breiteren Kontexten 

diskutieren zu können. In diesem Sinne richtete die LASI-Projektgruppe in der ersten 

Jahreshälfte 2024 in Göttingen und Mainz zwei länderübergreifende Erfahrungsaus-

tausche aus, in denen unter anderem die Rolle und Aufgaben der Beratungsebenen 

spezifiziert werden sollten. 

849B3 Welche Beratungsebene nimmt welche Aufgabe wahr? 

689BIn sechs länderübergreifenden Kleingruppen wurden die Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer der Erfahrungsaustausche gebeten, 32 vorgegebene Aufgaben rund um das 

Aufsichts- und Beratungshandeln der staatlichen Arbeitsschutzbehörden zur psychi-

schen Belastung den drei Beratungsebenen zuzuordnen. Die Leitfrage war, „Wer 
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nimmt welche Aufgabe wahr?“ (eher „Ist-Stand“, weniger „Wie hätten Sie es gerne?“). 

Die Vorgabe „drei Beratungsebenen“ sollte den Gruppen die Möglichkeit geben, die 

Aufgaben der zweiten Beratungsebene dem First und Third Level gegenüber abgren-

zen zu können. 

690BDie Zusammenführung und Auswertung der Gruppenergebnisse erfolgte durch das 

Fachzentrum für systemischen Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung im Regierungsprä-

sidium Gießen. Bei der Auswertung wurde gezählt, wie häufig eine Aufgabe von einer 

Gruppe einem bestimmten Level zugewiesen wurde. Ordnete eine Gruppe eine Auf-

gabe zwei Beratungsebenen zu, zählte diese auch für beide. 

691BAufgaben, die alle Kleingruppen einer Ebene zuordneten, werden im Folgenden als A-

Aufgaben oder Kernaufgabe bezeichnet. Aufgaben, die von fünf oder vier Gruppen ei-

ner Ebene zugewiesen wurden, erhalten die Kennung B. Die Ziffer in der Klammer gibt 

die Anzahl der Gruppen an, die entsprechend zugewiesen hatten. 

850BAufgabenzuordnung für die erste Beratungsebene 

692BDie Kernaufgaben der ersten Ebene richten sich in erster Linie auf den Vollzug – Auf-

sicht und Beratung – und auf die Verbesserung der betrieblichen Arbeitsgestaltung: 

A 891BPrüfung der betrieblichen Gefährdungsbeurteilung zur psychischen Belastung 

auf Inhalte und Prozesse (6) 

A 892BBeratung der Betriebe zur Durchführung der Gefährdungsbeurteilung zur psychi-

schen Belastung (6) 

A 893BGDA-Besichtigungen/Inspektionen zum Arbeitsprogramm Psyche (6) 

A 894BPrüfung der Qualität der Maßnahmenableitung (6) 

A 895BPrüfung der Maßnahmenumsetzung (6) 

A 896BErstellung von Besichtigungsschreiben zum Prozess und Inhalt der Gefährdungs-

beurteilung zur psychischen Belastung (6) 

A 897BVerfassung von Anordnungen (6) 

B 898BInformationen zur Methodenauswahl (5) 

851BAufgabenzuordnung für die zweite Beratungsebene 

693BDie Aufsichtskräfte der zweiten Beratungsebene unterstützen die erste Beratungs-

ebene und nehmen Transferfunktionen wahr. Sie widmen sich der Wissensvermittlung 

und unterstützen die Linie bei fachlichen Aufgaben. 

879BUnterstützung der ersten Beratungsebene 

A 899BBeratung von Kollegen und Kolleginnen, wie sie in Betrieben vorgehen können (6) 

A 900BBegleitung von Aufsichtskräften etwa bei unkooperativen Arbeitgeberinnen oder 

Arbeitgebern, fehlenden Erfahrungen (6) 

A 901BUnterstützung von Aufsichtskräften bei der Überprüfung der Dokumente zur Ge-

fährdungsbeurteilung psychische Belastung (5) 
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A 902BBeratung der Betriebe zur Durchführung der Gefährdungsbeurteilung zur psychi-

schen Belastung (4) 

880BTransferfunktion 

A 903BMultiplikatoren-Funktion (6) 

A 904BMitarbeit in Arbeitskreisen/Facharbeitsgruppen zum Thema psychische Belas-

tung (6) 

A 905BInformationsweiterleitung in Dienstbesprechungen (6) 

A 906BInfoaustausch zwischen Aufsicht und Fachreferaten in Ministerien (4) 

881BWissensvermittlung, Qualifikation 

B 907BDurchführung bzw. Beteiligung bei Schulung/Ausbildung der Aufsichtskräfte (5) 

B 908BBearbeitung/Schreiben von Flyern/Formulierungshilfen/Anschreiben (5) 

B 909Bbehördeninterne Vorträge zum Thema (5) 

B 910BVorträge im Betrieb zum Thema, z. B. im Arbeitsschutzausschuss (ASA) (5) 

B 911BInformation der Aufsichtskräfte über Neuerungen zum Thema psychische Belas-

tung (4) 

882BUnterstützung der Linie 

B 912BZuarbeit zu/Beantworten von kleinen/großen Anfragen (5) 

B 913BErhebung und Kontrolle der GDA-Zahlen, ggf. Info an Behörde/Ministerium (4) 

B 914BRedebeiträge für Vorgesetzte (4) 

B 915BBeratung bei der Erstellung der Gefährdungsbeurteilung psychische Belastung in 

der eigenen Organisation (4) 

852BAufgabenzuordnung für die dritte Beratungsebene 

694BDie dritte Ebene – wenn vorhanden – wird von Fachexpertinnen und Fachexperten in 

Landeseinrichtungen, Fachzentren oder auf ministerieller Ebene gestellt. In Abgren-

zung zu den anderen beiden Beratungsebenen sind ihre Kerntätigkeiten eher „nach 

außen“ gerichtet. 

883BKooperationen, Öffentlichkeitsarbeit 

B 916BMitarbeit in nationalen Facharbeitsgruppen und Gremien (6) 

B 917Bexterne Vorträge, z. B. bei Infoveranstaltungen für Betriebe, Fachtagungen (6) 

884BTransferfunktion 

B 918BInfoaustausch zwischen Aufsicht und Fachreferaten in Ministerien (5) 

B 919BZuarbeit zu/Beantworten von kleinen/großen Anfragen (5) 

885BWissensvermittlung, Qualifikation 

B 920BDurchführung bzw. Beteiligung bei Schulung/Ausbildung der Aufsichtskräfte (5) 
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B 921BInformation der Aufsichtskräfte über Neuerungen zur psychischen Belastung (4) 

886BUnterstützung der Linie 

B 922BErhebung und Kontrolle der GDA-Zahlen, ggf. Info an Behörde/Ministerium (4) 

695BKonsens bestand in beiden Erfahrungsaustauschen darüber, dass Kenntnisse über 

• 186Bbranchenspezifische Besonderheiten und Gefährdungen 

• 187Brelevante Leitlinien und Positionspapiere sowie 

• 188Baktuelle Zahlen und Fakten zum Thema psychischer Belastung 

696Bfür alle drei Ebenen wichtig sind. 

853B7 Fazit 

697BDie Kernaufgaben der ersten Ebene richten sich vorwiegend auf den Vollzug und auf 

die Verbesserung der Arbeitsgestaltung in den Betrieben ihrer Zuständigkeit. 

698BDas breiteste Aufgabenspektrum wurde der zweiten Ebene zugeschrieben. Wobei der 

Aufgabenumfang der zweiten Beratungsebene von Land zu Land variiert, was auch da-

von abhängt, ob psychologisches Fachpersonal auf der zweiten Beratungsebene arbei-

tet oder eine dritte Beratungsebene vorhanden ist. 

699BDie wesentlichen Aufgaben der zweiten Beratungsebene sind: 

• 189BUnterstützung der ersten Ebene: Hier werden die Aufsichtskräfte bei schwierigen 

Fällen (etwa bei unkooperativen Arbeitgeberinnen oder Arbeitgebern) beraten 

und bei der Überprüfung von Gefährdungsbeurteilungen im Bereich der psychi-

schen Belastung unterstützt. 

• 190BTransferfunktion: Als Multiplikator sorgt die zweite Beratungsebene für einen In-

formationsaustausch zwischen den verschiedenen Organisationseinheiten zum 

Thema der psychischen Belastung oder nimmt daran teil. 

• 191BWissensvermittlung und Schulung: Die zweite Beratungsebene trägt dazu bei, 

dass Wissen über die psychische Arbeitsbelastung sowohl innerhalb der Arbeits-

schutzverwaltung als auch in der Öffentlichkeit Verbreitung findet, etwa durch die 

Erstellung von Informationsmaterialien oder Vortragstätigkeiten in Betrieben. Je 

nach Qualifikation führt sie Schulungseinheiten durch und sorgen für die Aktuali-

sierung des Wissensstandes bezüglich psychischer Belastung am Arbeitsplatz. 

700BIn einigen Bundesländern unterstützt die zweite Beratungsebene auch die Linie, bei-

spielsweise bei Redebeiträgen für Vorgesetzte oder bei der Erstellung der Gefähr-

dungsbeurteilung psychischer Belastung in der eigenen Organisation. 

701BDie dritte Ebene – wenn vorhanden – wird von Fachexpertinnen und Fachexperten in 

Landeseinrichtungen, Fachzentren oder auf ministerieller Ebene gestellt. In Abgren-

zung zu den anderen beiden Beratungsebenen richten sich ihre Kerntätigkeiten eher 

„nach außen“ z. B. durch Mitarbeit in länder- oder institutionsübergreifenden Arbeits-

gruppen oder Gremien. 
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702BDie zweite Beratungsebene ist also entscheidend für die fachliche Qualitätssicherung 

und das Weitergeben von Wissen und Best Practices im Bereich der psychischen Be-

lastung. Sie ermöglicht eine kontinuierliche Unterstützung und Schulung der ersten 

Ebene und stärkt die Thematik der psychischen Belastung in der Aufsichtstätigkeit. 

703BAngesicht des breiten Aufgabenspektrums sollte stärker auf eine aufgabengerechte 

Qualifizierung der zweiten Beratungsebene geachtet werden etwa in Form von 

• 192BRhetorikseminaren und Kommunikationstrainings, 

• 193BSchulungsveranstaltungen und regelmäßigen Erfahrungsaustauschen des Second 

Levels (landesintern, länderübergreifend, vorzugsweise mit psychologischem 

Fachpersonal) zu(r): 

• 194Bneuen Entwicklungen im Themenfeld der psychischen Belastung, 

• 195BFragen aus der Aufsichtspraxis, 

• 196BInstrumenten zur Ermittlung psychischer Belastung – untersetzt mit Anwen-

dungsbeispielen, 

• 197BBeurteilung der Angemessenheit von Gefährdungsbeurteilungen zur psychi-

schen Belastung anhand von betrieblichen Fallbeispielen, 

• 198BAustausch und Zusammenarbeit mit psychologischem Fachpersonal, etwa durch 

Hospitation, Besichtigungen im Tandem, Durchführung gemeinsamer Schulungs-

veranstaltungen, Co-Moderation bei Analyseworkshops etc., 

• 199BTeilnahme an Fortbildungen weiterer Anbieter der Arbeitsschutz-Community. 

854BUnd wie ist es in Hessen? 

704BIn Hessen gibt es pro Standort ein bis zwei Grundsatzsachbearbeiter(innen), die als 

zweite Beratungsebene die Aufsichtskräfte der ersten Ebene unterstützen. Sie sorgen 

von Seiten der Vollzugsdezernate auch für den Informationsaustausch mit dem Fach-

ministerium und dem Fachzentrum für systematischen Arbeitsschutz und Arbeitsge-

staltung. Im Fachministerium und Fachzentrum arbeiten jeweils eine Fachexpertin für 

die Thematik der psychischen Belastung bei der Arbeit, die Aufgaben des Second und 

Third Levels wahrnehmen. Gemeinsam bilden diese Akteure und Akteurinnen die 

„Fachgruppe Psychische Belastung“, die jährlich zwei Mal zusammenkommt. 

705BBei den Treffen bespricht die Arbeitsgruppe Fragen aus der Vollzugspraxis, betrachtet 

gemeinsam betriebliche Gefährdungsbeurteilungen zur psychischen Belastung und 

diskutiert deren Angemessenheit. Sie nimmt neue fachliche Entwicklungen in den Blick 

und erarbeitet kleine Information- und Schulungseinheiten für die erste Beratungs-

ebene sowie Informationsmaterial für Betriebe. 

244BClaudia Flake, 
Fachzentrum für systemischen Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung, 

Regierungspräsidium Gießen 
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15B4.2 Fachzentrum für Produktsicherheit und Gefahrstoffe 

61BÜberwachung der Qualitätssicherung in humanmedizinischen Laboren 
– Einblick und Ausblick

706BStellen Sie sich vor, Sie gehen zu einem Gesundheitscheckup zu Ihrer Ärztin. Ihre Ärztin 

entnimmt Ihnen dafür etwas Blut in kleine und große sowie verschiedenfarbige Röhr-

chen. Die gefüllten Röhrchen verschwinden dann in einer Tüte oder in einer roten Plas-

tikbox. Ein paar Tage später erhalten Sie dann das Ergebnis von Ihrer Ärztin. 

707BHaben Sie sich jemals gefragt, was mit Ihrem Blut in der Zwischenzeit passiert ist? Wis-

sen Sie, wohin das Blut geschickt wurde, wer es untersucht hat und ob die Ergebnisse 

auch tatsächlich korrekt sind? 

708BGenau hier kommt nun das Fachzentrum für Produktsicherheit und Gefahrstoffe im 

Regierungspräsidium Kassel ins Spiel. Das Fachzentrum ist unter anderem zuständig 

für die Überwachung der humanmedizinischen Labore in Hessen. Seine Aufgabe be-

steht darin, zu prüfen, ob die In-vitro-Diagnostik qualitätsgesichert nach der für die 

Labore geltenden Richtlinie (siehe unten) betrieben wird. 

709BSolche humanmedizinischen Labore untersuchen nicht nur Blutproben, wie hier im 

Beispielfall genannt. Je nach Größe des Labors variiert zumeist auch das diagnostische 

Spektrum. Neben den klassischen Basisparametern, wie beispielsweise Blutzucker, 

Blutfette und Blutbild, die die Hausärzte im Regelfall untersuchen lassen, können auch 

sehr viele andere Parameter untersucht werden. Beispiele sind Röteln-Titer und Blut-

gruppenbestimmung bei Schwangeren, Rachenabstriche auf Infektion mit Corona-

oder Grippe-Virus, Stuhlproben auf Rota-Virus bei Säuglingen, Blut im Stuhl oder PSA-

Test bei Männern zur Krebsvorsorge der Prostata, Schilddrüsen-Hormone, Screening 

auf Besiedelung mit bestimmten, multiresistenten Keimen (MRSA-Screening) oder 

Blutgerinnungswerte vor anstehenden Operationen sowie viele andere Untersuchun-

gen. 

710BLabore gibt es daher auch in verschiedenen Gesellschaftsformen: Es gibt (zumeist 

kleine) Labore in Einzelarztpraxen. Sie können Laborgemeinschaften von niedergelas-

senen Ärztinnen oder Ärzten sein, bei denen letztere Mitglieder beziehungsweise Mit-

inhaberin oder -inhaber sind. Es gibt Labordienstleister in Form von medizinischen Ver-

sorgungszentren, meist GmbHs, und es gibt Labore in Krankenhäusern, die manchmal 

als Funktionseinheit des Krankenhauses betrieben werden oder unter externer Träger-

schaft stehen und neben den Patientinnen und Patienten der Klinik auch Einsendepra-

xen diagnostisch mitversorgen. Außerdem gibt es Mischformen aus den zuvor genann-

ten. Alle humanmedizinischen Labore haben aus regulatorischer Sicht einiges gemein-

sam: Sie unterliegen der Medizinproduktebetreiberverordnung (MPBetreibV) und 

müssen qualitätssichernde Maßnahmen durchführen und auf Anfrage nachweisen. 

711BDer § 10 der MPBetreibV verweist dabei auf die „Richtlinie der Bundesärztekammer 

zur Qualitätssicherung laboratoriumsmedizinischer Untersuchungen – Rili-BÄK“. 
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712BSelbstverständlich gelten darüber hinaus auch alle anderen regulatorischen Vorgaben, 

etwa zum Arbeitsschutz, zur Biostoff-Verordnung, zum Infektionsschutzgesetz und zur 

Arbeitsstätten-Verordnung und anderes mehr. 

855BVeranlassung und Ablauf einer Überwachung 

713BDie Verordnungsermächtigung zur Überwachung von Einrichtungen, die Medizinpro-

dukte anwenden, wozu die Labore gehören, ist in § 88 Absatz 1 Satz 6 d) Medizinpro-

duktedurchführungsgesetz (MPDG) geregelt. Der § 89 MPDG verweist indes auf ein 

einheitliches Verwaltungshandeln bei der Überwachung, niedergeschrieben in der 

MPRVwV, der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Medizinpro-

dukterechts. Das MPDG regelt nun die Überwachung durch die deutschen Behörden 

im § 77 MPDG. Die §§ 78 und 79 MPDG beschreiben die behördlichen Befugnisse im 

Rahmen einer Inspektion. Die Inspektion dient der Prüfung, ob in der Einrichtung ein 

Qualitätsmanagementsystem nach MPBetreiBV vorhanden ist und ob dabei die regu-

latorischen Anforderungen an die Qualitätssicherung, die nach Richtlinie der Bundes-

ärztekammer gefordert sind, regelmäßig erfüllt werden. 

714BEs gibt anlassbezogene und routinemäßige Inspektionen. Auch Kombinationen aus bei-

den Inspektionsarten sind möglich. Darüber hinaus können auch thematische Überwa-

chungen im Rahmen von Schwerpunktsetzungen erfolgen, insbesondere in Zusam-

menarbeit mit anderen Landesbehörden oder anderen Abteilungen aus dem Medizin-

produktebereich. Anlassbezogene Inspektionen werden dann durchgeführt, wenn Be-

schwerden oder Auffälligkeiten in einem Labor bekannt werden. Glücklicherweise ist 

dies eher selten der Fall. Die Mehrheit der Überwachungen sind unter den routinemä-

ßigen Inspektionen zu summieren und erfolgen nach einem jährlich zu planenden 

Überwachungsplan. 

715BDas Überwachungsverfahren startet im Routinefall mit einem Anschreiben zur Anfor-

derung von Auskünften und zur Vorlage von bestimmten sachbezogenen Dokumen-

ten. Diese Unterlagen werden dann in der Dienststelle inhaltlich geprüft. Bereits in 

dieser Phase sind sehr gut systematische Stärken und Schwächen eines Labors erkenn-

bar. Besonderes Augenmerk liegt dabei auf drei Bereichen: 

• 200BPrüfung von präanalytischen Prozessen, also dem Werdegang der Blutprobe vom 

Patienten bis zum Zeitpunkt vor der Messung der Werte im Labor, 

• 201BAbsicherung der Messtechnik durch regelhafte Durchführung der internen und ex-

ternen Qualitätskontrollen und 

• 202BPrüfung der postanalytischen Prozesse, wie beispielsweise Berichtserstellung und 

Validation der Werte und dem Fehler- und Korrekturmanagement der Einrichtung. 

716BIst die Unterlagenprüfung abgeschlossen, erfolgt eine Inspektion der Einrichtung, die 

fast immer vorher angekündigt wird. Teilnehmer hierbei sind regelmäßig die techni-

sche Laborleitung, eine QM-beauftragte Person und häufig die ärztliche Leitung des 

Labors oder der Klinik, oftmals auch zusätzlich die Geschäftsführung und weitere inte-

ressierte Parteien. Vor Ort werden alle Laborbereiche stichprobenartig begutachtet. 
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Dort, wo sich in der Unterlagenprüfung im Vorfeld Schwachstellen gezeigt haben, fin-

det zusätzlich eine Detailprüfung statt, um festzustellen, ob die Sicherheit in der An-

wendung der In-vitro-Diagnostika vermutlich gewährt ist oder ob möglicherweise ein 

Risiko für Anwenderinnen und Anwender sowie für Patientinnen und Patienten beste-

hen könnte. Am Ende der Inspektion erfolgt eine Besprechung mit den beteiligten Per-

sonen, in der die eventuell vorgefundenen Mängel diskutiert werden. 

717BIm Nachgang erhält die Laborbetreiberin oder der Laborbetreiber ein Inspektions-

schreiben mit Auflistung der gefundenen Mängel und verbunden mit der Aufforde-

rung, Maßnahmen zur Mängelbeseitigung zu benennen und diese innerhalb einer be-

stimmten Frist umzusetzen. Mit den Nachweisen über die Beseitigung dieser zuvor 

vorgefundenen und dann beseitigten Mängel entsteht sodann die Vermutungswirkung 

über eine ordnungsgemäße Qualitätssicherung nach MPBetreibV, was das Überwa-

chungsverfahren abschließt. 

856BAktuelle Situation 

718BIm aktuellen Überwachungsplan mit Beginn im Jahr 2024 wurden unter anderem La-

bore in kreiseigenen Krankenhäusern inspiziert. Dies sind vorwiegend kleine bis mit-

telgroße Häuser der Grund- und Regelversorgung, die fast ausschließlich nur Proben 

von eigenen Patientinnen und Patienten bearbeiten und keine Proben von Einsende-

praxen erhalten. Durchschnittlich fanden sich hier pro Einrichtung und Vorgang zehn 

Mängel, die behoben werden mussten. Eine Betriebsuntersagung gab es in keinem 

Fall. 

719BNach Auswertung der für 2024 vorliegenden Daten ist jedoch bei der überwiegenden 

Mehrheit der Einrichtungen festzustellen, dass zwar gut ausgebildetes und hochmoti-

viertes Personal vorhanden ist, es aber leider an einer ausreichenden Anzahl von Per-

sonen mangelt, die für die Tätigkeit im Labor nach den gesetzlichen Vorschriften qua-

lifiziert ist. Es fehlt an medizinischen Technologinnen und Technologen sowie an Fach-

ärztinnen und -ärzten für Labormedizin. Dies hat für die betreffenden Krankenhäuser 

mehrere Probleme zur Folge: Zum einen werden teilweise Prozessschritte, die den ge-

nannten Berufsgruppen vorbehalten sind, gar nicht mehr oder nicht mehr vollständig 

konform umgesetzt und zum anderen ist es mittlerweile in einigen Häusern nicht mehr 

möglich, alle Arbeitsschichten im 24/7-Betrieb abzudecken, wodurch außerhalb der 

Kernarbeitszeiten der Laborbetrieb nicht mehr aufrechterhalten werden kann. 

720BDieser personelle Engpass bewirkt sodann, dass von der herkömmlichen Laboranalytik 

auf sogenannte „Point-of-Care-Testing“-Diagnostik (kurz: POCT) umgestiegen wird 

oder zumindest damit ergänzt wird, wo in Bereitschaftszeiten Analytik unverzichtbar 

ist. 

721BDiese POCT-Diagnostik hat den Vorteil, dass sie auch von anderen medizinisch-ausge-

bildeten Personen bedient werden kann, wie beispielsweise Pflegekräften, Medizini-

sche Fachangestellten und weitere, die man auch außerhalb der Kernarbeitszeiten in 

der Klinik zur Verfügung hat. Solche Geräte haben aber auch Nachteile: Sie bieten in 

der Regel nicht das gleiche Spektrum wie die analytischen Großgeräte und sind zumeist 
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weniger sensitiv in der Messtechnik, weswegen hier eine Verschlechterung in der la-

bor-diagnostischen Versorgung zu vermuten ist. 

722BAls Fazit aus diesen ersten Ergebnissen des Projekts 2024 bis 2025 ist geplant, diese 

POCT-Diagnostik in Krankenhäusern und überörtlichen Gemeinschaftspraxen verstärkt 

zu inspizieren, wo dies noch nicht bereits erfolgt ist. Eine anschließende, vergleichende 

Analyse der Projekte aus den Jahren 2024 bis 2026 soll zeigen, ob sich die POCT-Diag-

nostik weiter durchsetzt, weil seitens der Betreiberinnen und Betreiber eine günstige 

Nutzen-Risiko-Relation angenommen wird. 

245BMelanie Lebert, 
Fachzentrum für Produktsicherheit und Gefahrstoffe, 

Regierungspräsidium Kassel 

62BFreiverkaufszertifikat für Medizinprodukte: Was ist das und wozu wird es ge-
braucht? 

723BMedizinprodukte sind Geräte, Instrumente, Materialien oder Software, die zur Diag-

nose, Behandlung oder Überwachung von Krankheiten oder Verletzungen am Men-

schen eingesetzt werden. Im Gegensatz zu Arzneimitteln wirken sie hauptsächlich phy-

sikalisch oder mechanisch und nicht durch chemische oder biologische Prozesse. Sie 

reichen von einfachen Pflastern bis hin zu hochkomplexen Implantaten, Diagnosege-

räten, Software und Medical Apps für Ärztinnen und Ärzte oder Patientinnen und Pa-

tienten mit medizinischem Nutzen. 

724BDie Medizintechnik ist eine der innovativsten Branchen weltweit. Besonders durch die 

Digitalisierung haben sich zahlreiche neue Anwendungsmöglichkeiten im professionel-

len als auch im privaten Anwendungsbereich ergeben. Beispielsweise sind hier zu nen-

nen: 

• 203BKünstliche Intelligenz (KI): KI-gestützte Diagnoseprogramme helfen Ärztinnen und 

Ärzten, Krankheiten früher und präziser zu erkennen. 

• 204BWearable-Technologien: Intelligente Uhren und Sensoren ermöglichen eine kon-

tinuierliche Gesundheitsüberwachung. 

• 205B3D-Druck: Individuell angepasste Prothesen und Implantate können kostengüns-

tig hergestellt werden. 

• 206BRobotik: Operationsroboter verbessern die Präzision in der Chirurgie und reduzie-

ren die Erholungszeit der Patientinnen und Patienten. 

• 207BPoint-of-Care-Diagnostik: Tragbare Geräte oder Tests, die eine sofortige Diagnose 

am Ort der Behandlung ermöglichen, ohne dass Proben ins Labor geschickt wer-

den müssen. 

725BMedizinprodukte sind weltweit ein essenzieller Bestandteil der Gesundheitssysteme 

und tragen maßgeblich zur Verbesserung der Lebensqualität und zur Verlängerung der 

Lebenserwartung bei. Aus diesem Grund sind hochwertige Gesundheitsprodukte welt-

weit gefragt. 
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726BIm Jahr 2024 erwirtschaftete die deutsche Medizintechnikbranche einen Gesamtum-

satz von etwa 41 Milliarden Euro und führte damit den europäischen Markt an. Inner-

halb Deutschlands spielt Hessen eine bedeutende Rolle und ist der drittgrößte Stand-

ort der Branche. Der Großteil der Einnahmen (31,8 Milliarden Euro) wird mit dem Aus-

landsgeschäft erwirtschaftet. Der Export von Medizinprodukten spielt daher eine au-

ßerordentlich wichtige Rolle. 

727BInnerhalb der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU) gilt das CE-Kennzeichen 

als „Passierschein“ und bescheinigt dem Produkt die freie Verkehrsfähigkeit innerhalb 

der Mitgliedsstaaten. 

728BWenn ein Hersteller seine Ware in einem Land außerhalb der Union (sogenanntes 

Drittland) verkaufen möchte, wird von dem Empfängerland ein Freiverkaufszertifikat 

als behördliche Bestätigung der Verkehrsfähigkeit gefordert. Durch die zuständige Be-

hörde wird bestätigt, dass der Hersteller seinen legalen Sitz im Aufsichtsbezirk hat, 

dass das Medizinprodukt in Deutschland legal verkauft werden darf und es die regula-

torischen Anforderungen erfüllt. 

729BIm Empfängerland ist ein Freiverkaufszertifikat oft eine Voraussetzung für die Import-

genehmigung von Medizinprodukten oder für die Zulassung eines Produkts. Somit kön-

nen Unternehmen schneller und effizienter neue Märkte erschließen, da gegebenen-

falls aufwendige zusätzliche Prüfverfahren im Importland entfallen oder reduziert wer-

den, denn das Freiverkaufszertifikat dient im Importland als Beweis für Sicherheit und 

Qualität. 

730BIn Deutschland sind für die Ausstellung der Freiverkaufszertifikate die jeweiligen Lan-

desbehörden, in denen der Hersteller oder sein EU-Bevollmächtigter seinen Sitz hat, 

verantwortlich. 

731BFür Hersteller oder EU-Bevollmächtigte von Medizinprodukten mit einer Niederlas-

sung in Hessen ist das Fachzentrum für Produktsicherheit und Gefahrstoffe im Regie-

rungspräsidium Kassel für die Ausstellung von Freiverkaufszertifikaten zentral zustän-

dig. Anhand der einzureichenden Unterlagen überprüft das Fachzentrum, ob die for-

malen Voraussetzungen für das Inverkehrbringen erfüllt werden. Hierzu ist im Rahmen 

der Antragstellung ein Nachweis für den Sitz des Unternehmens, die zu exportierenden 

Produkte, die Übereinstimmung mit den europäischen Rechtsgrundlagen sowie Infor-

mationen über das Empfängerland zu erbringen. 

732BIm Zuge der Verwaltungsdigitalisierung wurde ein Onlinedienst mit digitalen Antrags-

formularen entwickelt, der in allen Bundesländern verwendet werden kann. Die ein-

gereichten Anträge werden automatisch an die zuständige Behörde des jeweiligen An-

tragstellers übermittelt und zugeordnet. 

733BDieser Onlinedienst wurde in Zusammenarbeit von den zuständigen Landesbehörden 

und der Hessischen Zentrale für Datenverarbeitung (HZD) entwickelt. Die Anforderun-

gen und Funktionen wurden in einem bundesweiten Arbeitskreis definiert, an dem 

auch das Fachzentrum beteiligt war. 
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734BUm die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter bei der Prüfung, Bearbeitung und 

Ausstellung der Freiverkaufszertifikate zu unterstützen, hat das Regierungspräsidium 

Kassel eine spezielle Schnittstelle zwischen dem Onlinedienst zur Antragstellung und 

der Bearbeitung entwickelt. Durch eine enge Zusammenarbeit zwischen den zuständi-

gen Fachbereichen des Regierungspräsidiums – Fachzentrum für Produktsicherheit 

und Gefahrstoffe und dem IT-Dezernat – sowie der HZD konnte eine benutzerfreund-

liche und effiziente Lösung etabliert werden. 

735BNach Angaben des Bundesministeriums für Forschung, Technologie und Raumfahrt 

(BMFTR) beträgt die Exportquote für Medizinprodukte aus Deutschland rund 65 Pro-

zent. Der internationale Handel leistet somit einen wesentlichen Beitrag zur wirt-

schaftlichen Stabilität und Wettbewerbsfähigkeit der Branche. Vor diesem Hinter-

grund kommt den Freiverkaufszertifikaten eine besondere Bedeutung zu. Im Fachzent-

rum werden jährlich durchschnittlich etwa 3.000 Freiverkaufszertifikate ausgestellt. 

Dieses Volumen verdeutlicht die hohe Relevanz der Dienstleistung im Kontext der ex-

portorientierten Ausrichtung der Medizintechnikunternehmen in Hessen. 

246BMarc Reimers, 
Fachzentrum für Produktsicherheit und Gefahrstoffe, 

Regierungspräsidium Kassel 

63BDie Königsklasse der Substitution – Ersatz eines Gefahrstoffs durch ein me-
chanisches Verfahren 

857BEinleitung 

736BIm Rahmen der Gefährdungsbeurteilung hat die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber 

nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) die Substitution eines Gefahr-

stoffs oder eines Verfahrens zu prüfen. Die Substitution hat das Ziel, die Gefährdungen 

durch die mit dem Gefahrstoff und dem Verfahren verbundenen Tätigkeiten auf ein 

Minimum zu verringern. Die TRGS 600 „Substitution“ konkretisiert dieses Gebot durch 

Beschreibung, wie die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber seine Pflicht zur Ermittlung 

und Beurteilung der Substitutionsmöglichkeiten prüfen, umsetzen und dokumentieren 

kann. Die Substitution hat nach § 7 Abs. 3 und 4 GefStoffV in der Hierarchie der Schutz-

maßnahmen entsprechend des STOP-Prinzips Vorrang vor den technischen, organisa-

torischen und persönlichen Schutzmaßnahmen. Die effektivste Form der Substitution 

ist entsprechend Nr. 1 Abs. 2 Ziff. 1 TRGS 600 die Eliminierung des Gefahrstoffs durch 

ein in der Gesamtschau weniger gefährliches Verfahren. 

737BDa diese „Königsklasse der Substitution“ selten vorkommt, soll folgendes Fallbeispiel 

zeigen, wie ein Betrieb mit viel Eigenengagement einen vorbildlichen Beitrag zum 

Schutz von Beschäftigten vor den chronischen Belastungen durch Gefahrstoffe geleis-

tet hat. 

858BBetriebliche Situation 

738BEin metallverarbeitender Betrieb ist auf das Biegen von Metallprofilen sowie die Kon-

struktion und den Bau entsprechender Werkzeuge und Biegemaschinen spezialisiert. 

Profile sind stangenförmige Bauteile mit einem gleichbleibenden Querschnitt, wobei 
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die Form des Querschnitts vom einfachen Rundstahl über Winkel- und Hohlprofile 

(Rohre) bis zu asymmetrischen Schienenprofilen und komplexen Sonderprofilen reicht. 

Mit verschiedenen Biegetechniken können die Anforderungen an die gewünschten 

komplexen Umformergebnisse erfüllt werden. Zusätzlich werden weitere klassische 

Verfahren der Metallverarbeitung angewendet, sodass Komplettfertigungen möglich 

sind. 

125BAbbildung 1: Biegen eines Flachprofils über Rollen. 

739BWerden Profile über eine Achse gebogen, wird auch der Profilquerschnitt unweigerlich 

an dieser Stelle verformt. Durch die entstehenden Materialspannungen können Hohl-

und U-Profile an dieser Stelle einknicken, da die gegenüberliegenden Profilwände ent-

gegengesetzt gestreckt und gestaucht werden. Um das Einknicken zu verhindern, kann 

ein solches Profil vorrübergehend mit einem Stützmaterial ausgefüllt werden, das die 

Profilwände während des Biegens gegen das Einknicken schützt. Bei Hohlprofilen kann 

dazu feiner Sand eingesetzt werden, der sich allerdings nicht in allen Fällen eignet. Der 

Betrieb verwendete neben dem Biegesand daher als Stützmaterial für Hohl- und U-

Profile eine spezielle niedrigschmelzende Legierung aus Bismut, Blei, Cadmium und 

Zinn. Die Anlagen zum Befüllen der Profile mit den beiden Stützmaterialien Legierung 

und Sand befanden sich im selben Arbeitsbereich in unmittelbarer räumlicher Nach-

barschaft zueinander. 

740BDie Ergebnisse einer Arbeitsplatzmessung und vollständigen Beurteilung der mit der 

Tätigkeit in Zusammenhang stehenden Schutzmaßnahmen durch die Hessische Län-

dermessstelle für Gefahrstoffe (HLMS) am Regierungspräsidium Kassel zeigten Hand-

lungsbedarf hinsichtlich der Schutzmaßnahmen beim Umgang mit der Legierung, da es 

durch den Umgang mit der Legierung zu einem, wenn auch pro Arbeitsgang geringen, 
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aber sich aufsummierenden Materialverlust kam und sich das verlorene Material als 

Metallpartikel im Arbeitsbereich verteilte, was unerwarteter Weise zu einer Belastung 

des Sands führte, der zum Biegen verwendet wurde. Obwohl aus Sicht der HLMS und 

der zuständigen Aufsicht unter angepassten Schutzmaßnahmen weiterhin mit der Le-

gierung hätte gearbeitet werden können, entschied sich der Betrieb zur Abwicklung 

des Verfahrens und Ersatz durch ein selbst entwickeltes, rein mechanisches Verfahren, 

also die Substitution durch Eliminierung der Gefahrstoffe. 

859BGefahrstoffe 

741BEs ist vorab zu betonen, dass Cadmium und Blei als solide Feststoffe oder Flüssigkeit in 

Form der geschmolzenen Legierung keine akute inhalative Gefährdung darstellen. We-

der werden bei der niedrigen Schmelztemperatur inhalierbare Dämpfe frei, noch kön-

nen die metallischen Stoffe in toxikologisch relevanter Menge über die Haut aufge-

nommen werden. Die im folgenden genannten Einstufungen (Quelle: GESTIS-Stoffda-

tenbank der Unfallversicherungsträger) und Beurteilungsmaßstäbe beziehen sich aus-

schließlich auf inhalierbare Stäube. 

742BPartikelförmiges Cadmium ist als krebserzeugend (Kategorie 1B), keimzellmutagen 

(Kategorie 2) und reproduktionstoxisch (Kategorie 2) sowie akut toxisch (Kategorie 2) 

beim Einatmen und spezifisch toxisch bei chronischer inhalativer Exposition (Kategorie 

1) für Nieren, Lunge und Knochen eingestuft. Cadmium wird in der alveolengängigen

Staubfraktion (A-Staub) mit einer Exposition-Risiko-Beziehung nach TRGS 910 beur-

teilt. Die Akzeptanzkonzentration liegt bei 0,9 µg/m³, die Toleranzkonzentration bei

2 µg/m³, wobei dieser Wert sich aus der Giftigkeit des Stoffes ableitet, nicht aus sei-

nem krebserzeugenden Potenzial. In der einatembaren Staubfraktion (E-Staub) wird

Cadmium mit einem Arbeitsplatzgrenzwert nach TRGS 900 in Höhe von 2 µg/m³ beur-

teilt.

743BPartikelförmiges Blei ist als reproduktionstoxisch (Kategorie 1A) eingestuft mit der Zu-

satzkategorie für Wirkungen auf oder über Laktation, da stillende Mütter Blei über die 

Muttermilch an ihr Kind abgeben können. Blei besitzt zudem eine spezifische Toxizität 

bei chronischer inhalativer Exposition (Kategorie 1) für das zentrale Nervensystem, die 

Nieren sowie für das Blut und blutbildende System. Für Blei gilt der verbindliche Ar-

beitsplatzgrenzwert der EU von 0,03 mg/m³ im E-Staub nach Richtlinie 2004/37/EG 

(„CMR-Richtlinie“). 

744BDie weiteren Legierungsbestandteile Bismut und Zinn sind nicht als Gefahrstoffe ein-

gestuft. 

860BVerfahren und Anlagen 

745BZum Befüllen der Profile werden die Enden durch Holzstopfen oder das Aufschweißen 

von Metallplatten verschlossen. 

746BZum Befüllen mit Sand wurden die Hohlprofile an einem Kran aufgerichtet und manuell 

von einem Turm aus befüllt. Aus einem Vorratsbehälter am Boden wurde der Sand 

über ein Rohr mit einer Förderschnecke nach oben gebracht. Die gebogenen Hohlpro-

file wurden nach dem Biegen am Kran hängend in einen Auffangbehälter entleert. 
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747BDie Legierung wurde in einem Lagerbecken, überschichtet von temperiertem Wasser, 

bei etwa 80°C in der Schmelze gehalten. Über einen Auslauf am Beckengrund konnte 

die flüssige Legierung abgelassen und über einen Schlauch in ein Profil gefüllt werden, 

um dort bei Raumtemperatur zu erstarren. Nach dem Biegen (Abbildung 2) wurde das 

Profil am Kran unter die Wasseroberfläche des Lagerbeckens gehängt, so dass die Le-

gierung wieder ausschmelzen konnte. 

861BArbeitsplatzmessung und Expositionssituation 

748BSowohl beim Biegen mit der Legierung als auch beim Biegen mit Sand erfolgten Ar-

beitsplatzmessungen. Beim Biegen mit der Legierung wurden die Beurteilungsmaß-

stäbe für Blei und Cadmium weit unterschritten, was den Erwartungen entsprach, da 

mit der Legierung als solider Feststoff beziehungsweise als nicht verdampfende Flüs-

sigkeit umgegangen wurde und dadurch keine unmittelbare inhalative Exposition be-

stand. 

749BUnerwarteterweise wurde beim Biegen mit Sand die Anwesenheit der beiden Metalle 

in erhöhter Konzentration in der Atemluft festgestellt. Die Beurteilungsmaßstäbe wur-

den bezogen auf den Schichtmittelwert einer achtstündigen täglichen Arbeitsschicht-

länge jedoch eingehalten, ebenso die Kurzzeitwertanforderung. 

750BDie gemessenen Konzentrationen deuteten auf eine Verschleppung des Legierungs-

materials und eine Anreicherung im Sand hin. Beim Befüllen und Entleeren der Hohl-

profile mit Sand war trotz eindämmender Maßnahmen eine gewisse Staubentwicklung 

nicht vermeidbar, so dass die freiwerdenden Stäube auch die metallischen Staubin-

haltsstoffe mittrugen. Eine tatsächliche Gefährdung der Beschäftigten durch die inha-

lative Exposition gegenüber Blei und Cadmium bestand beim Sandbiegen de facto 

nicht, da diese unabhängig von der Einhaltung der Beurteilungsmaßstäbe im Schicht-

mittel zusätzlich geeigneten Atemschutz in Form von partikelfiltrierenden Halbmasken 

der Klasse 2 (sogenannte FFP2-Masken) trugen. Für die Beurteilung der Schutzmaß-

nahmen werden persönliche Schutzmaßnahmen nicht berücksichtigt, da die Arbeitge-

berin bzw. der Arbeitgeber vorrangig alle technisch-organisatorischen Schutzmaßnah-

men auszuschöpfen hat. 

126BAbbildung 2: Mit erstarrter Legierung gefüllte Seele eines U-Profils in einer Biegemaschine. 
751B 
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Ebenfalls unabhängig von der Einhaltung der Beurteilungsmaßstäbe im Schichtmittel 

ergibt sich aus dem Minimierungsgebot nach § 8 Abs. 1 Nr. 7 GefStoffV und dem Gebot 

zur Vermeidung der Ausbreitung partikelförmiger Gefahrstoffe nach Anhang I Nr. 2.3 

Abs. 4 GefStoffV die Notwendigkeit, die Verschleppung von Legierungsbestandteilen 

und somit die daraus folgende inhalative Exposition der Beschäftigten zu unterbinden. 

862BUrsachen 

752BDie messtechnisch beobachtete Verschleppung der Legierungsbestandteile in den 

Sand war dadurch zu erklären, dass es bei jedem Arbeitsgang zu geringfügigem Abrieb 

und Materialverlusten von Legierungsmaterial kam und beim Ausschmelzen Flocken 

der Legierung am Profil verbleiben, die sich später lösten und so im Arbeitsbereich 

verblieben. Die Übertragung auf den Sand kann einerseits über einen Eintrag der durch 

Erosion entstandenen feinsten Legierungspartikel über die Luft erklärt werden, ande-

rerseits durch verschütteten Sand, der vom Boden wieder aufgenommen wurde. Ein 

weiterer Eintrag ist durch die gemeinsame Verwendung der Holzstopfen für beide Bie-

geverfahren in Betracht zu ziehen. Dabei ist zu bedenken, dass Sand und Legierung 

bereits seit Jahrzehnten verwendet wurden, weshalb eine schleichende Verschlep-

pung wahrscheinlich zu einer Anreicherung im Sand geführt hat, die erst nach langer 

Zeit zu dem Phänomen der nachweisbaren inhalativen Exposition geführt hat. 

863BSchutzmaßnahmen und Wirksamkeitskontrolle 

753BDas Biegen mit der Legierung wurde vollständig durch mechanische Verfahren ersetzt. 

Es wurden zusätzliche Maschinen zum Dornbiegen beschafft, um mit diesem Verfah-

ren ein größeres Spektrum an Umformungsergebnissen zu erreichen. Das Dornbiegen 

benötigt aufgrund von speziellen Werkzeugen an beiden Profilseiten kein zusätzliches 

Stützmaterial als Profilseele. Kann auf eine Profilseele nicht verzichtet werden, werden 

nun flexible Kunststoffleisten verwendet, die in möglichst hoher Packungsdichte in das 

Profil eingebracht werden. Dabei ist herauszustellen, dass eine solche Umstellung auf 

ein anderes Stützmaterial nicht trivial ist, da sich verschiedene Materialen als Pro-

filseele je nach Biegung spezifisch verhalten und vor der kommerziellen Anwendung 

sehr viel Entwicklungsarbeit zu leisten ist. 

754BDas Lagerbecken mit der Legierung wurde aus dem Betrieb entfernt. Für das Biegen 

mit Sand wurde der Sand vollständig erneuert. Zusätzlich wurde der gesamte Arbeits-

bereich einer Grundreinigung unterzogen. 

755BIn einer Arbeitsplatzmessung (Kontrollmessung) konnte nachgewiesen werden, dass 

die Schutzmaßnahmen die erneute Kontamination des Sandes vollständig verhindern 

und keine inhalative Belastung der Beschäftigten durch eingetragene, metallische 

Staubinhaltsstoffe des Sandes mehr besteht. 

864BFazit 

756BVon Cadmium und Blei gehen bei den hier betrachteten Tätigkeiten keine akuten Ge-

fährdungen aus. Es ist die chronische Exposition gegenüber geringen, aber wirksamen 

Konzentrationen, die mit dazukommenden Latenzzeiten häufig erst am Ende der Le-

bensarbeitszeit oder im Ruhestand zu Gesundheitsschäden führen kann, die dann von 
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den Beschäftigten nicht mehr mit der eigenen Berufstätigkeit in Zusammenhang ge-

bracht wird. Es ist die Aufgabe des stofflichen Arbeitsschutzes, das Leben und die Ge-

sundheit der Beschäftigten zu dem Zeitpunkt zu schützen, zu dem die Exposition ge-

genüber dem Gefahrstoff besteht. 

757BDer hier beschriebene Fall und die unerwartete Verschleppung sind kein singuläres 

Phänomen des betrachteten Betriebs. Biegeverfahren unter dem Einsatz von Legierun-

gen als Stützmaterial sind zwar nicht alltäglich, aber branchenüblich und werden auch 

von anderen Betrieben eingesetzt. Durch den hier vorgestellten Fall wurde einerseits 

gezeigt, dass sich die Schutzmaßnahmen im Umgang mit der Legierung nicht auf den 

soliden Feststoff beschränken dürfen, sondern Materialverlust, Abrieb, Erosion und 

Verschleppung, die zu einer inhalativen Exposition gegenüber metallhaltigen Stäuben 

führen können, berücksichtigen müssen. Andererseits wurde gezeigt, dass sich die Le-

gierung als Gefahrstoffgemisch aus dem Verfahren eliminieren lässt. 

758BMit der Entscheidung zur aufwändigen, aber lohnenden Eliminierung eines Gefahr-

stoffs aus dem betrieblichen Umgang folgt der Betrieb dem übergreifenden Schutzziel 

der Gefahrstoffverordnung, Mensch und Umwelt vor stoffbedingten Schädigungen zu 

schützen. 

247BCarolina Allin, 
Fachzentrum für Produktsicherheit und Gefahrstoffe, 

Regierungspräsidium Kassel 
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16B4.3 Fachzentrum für medizinischen Arbeitsschutz / Landesgewer-
bearzt 

64BBedeutung des Vier-Augen-Prinzips und der fachlichen Expertise im 
Berufskrankheitenverfahren bei Pneumokoniosen 

865BZiel 

759BZiel des Artikels ist es, die Bedeutung der Mitwirkung des Landesgewerbearztes im 

Feststellungsverfahren von Berufskrankheiten (BK) des Lungengewebes (sogenannte 

Pneumokoniosen), die durch verschiedene anorganische Gefahrstoffe (wie Asbest und 

Quarz) in Form einatembarer Stäube verursacht werden, zu unterstreichen. Dies wird 

an Hand zweier Lungenkrebsfälle dargelegt, die als Berufskrankheit angezeigt worden 

sind, und bei denen erst anhand gewerbeärztlich empfohlener, fachradiologischer 

Gutachten die Anerkennung als Berufskrankheit erfolgt ist. 

866BHintergrund 

760BDer Landesgewerbearzt (LGA) Hessen beteiligt sich am Feststellungsverfahren aller in 

diesem Bundesland als Berufskrankheit 4104 und 4112 angezeigten Lungenkrebsfälle 

gemäß § 9 Abs. 6 Satz 2 Sozialgesetzbuch (SGB) VII, § 4 Berufskrankheiten-Verordnung 

(BKV) sowie Hessischer Arbeitsschutzzuständigkeitsverordnung. Gemäß § 4 Abs. 3 

Satz 2 BKV haben die Unfallversicherungsträger (UVT) den vom LGA vorgeschlagenen 

ergänzenden Beweiserhebungen zu folgen. 

761BEine BK-Nr. 4104 (asbestbedingter Lungenkrebs, Kehlkopfkrebs oder Eierstockkrebs) 

nach BKV Anlage 1 liegt bei den folgenden Tatbeständen vor: 

• 208Bgesicherte versicherte tätigkeitsbedingte Exposition gegenüber Asbest, 

• 209Bgesichertes Lungenkarzinom, 

• 210Bkumulative berufliche Asbest-Exposition von mindestens 25 Faserjahren oder Vor-

liegen sogenannter Brückenbefunde (Asbestose oder Pleuraveränderungen). 

762BHingegen bedarf die Anerkennung einer BK-Nr. 4112 (Lungenkrebs durch die Einwir-

kung von kristallinem Siliziumdioxid (SiO2) bei nachgewiesener Quarzstaublungener-

krankung) nach BKV Anlage 1 keiner Mindestdosis für die versicherte tätigkeitsbe-

dingte Exposition gegenüber kristallinem Siliziumdioxid (meist in Form von Quarz), 

sondern nur dem Nachweis eines gesicherten Lungenkrebses bei gleichzeitig beste-

hender Silikose. 

763BDie Asbestose und die Silikose können sowohl radiologisch als auch pathologisch-ana-

tomisch nachgewiesen werden. 

764BFür den pathologisch-anatomischen Nachweis werden mehrere Lungengewebestücke 

aus verschiedenen Lungenarealen benötigt. In vielen BK-Feststellungsverfahren stellen 

wir aber fest, dass diese meistens nicht vorhanden sind. Die Ursache dafür kann unter-

schiedlich sein. Einerseits ist eine operative Therapie des Lungenkrebses bei fortge-

schrittenen Krankheitsformen nicht mehr möglich. Eine durch eine solche Operation 

gewonnene Gewebeprobe ist somit nicht vorhanden. Andererseits, falls Lungengewe-
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beproben vorhanden sind, sind diese meistens nicht repräsentativ für eine Gesamtbe-

urteilung der Lunge, da sie nur aus dem Lungenteil operativ entnommen werden, in 

dem der Tumor lokalisiert ist. Ferner werden unserer Erfahrungen nach nur selten Ob-

duktionen nach dem Versterben der Versicherten zur Überprüfung von Brückenbefun-

den in Lungengewebeproben durchgeführt. 

765BDemzufolge spielt die Bildgebung eine wesentliche Rolle im BK-Feststellungsverfahren. 

Wenn die Brückenbefunde oder die Silikose in den bereits durchgeführten radiologi-

schen Untersuchungen nicht erkennbar sind, ist für deren Überprüfung eine soge-

nannte hochauflösende Thorax-Computertomographie (Tx-CT) ohne Kontrastmittel-

gabe erforderlich. In einer solchen Untersuchung sind mögliche feine Veränderungen 

des Lungengewebes oder der Pleura besser sichtbar und vorgetäuschte Befunde bes-

ser vermeidbar. In schwierigen Fällen kann auch der Vergleich zwischen den im Verlauf 

durchgeführten Untersuchungen hilfreich sein. 

867BKasuistik 

766BErster Fall 

767BBei einem ehemaligen Schweißer, der in einer Gießerei tätig gewesen war, und bei 

dem eine Chrysotil-Exposition von 1977 bis 1992 stattgefunden hatte, wurde Lungen-

krebs diagnostiziert. 

768BDie vom Technischen Aufsichtsdienst (TAD) des Unfallversicherungsträgers (UVT) er-

mittelte Asbestexposition reichte für die Anerkennung einer BK-Nr. 4104 quantitativ 

nicht aus (5,4 Faserjahre). Im Rahmen der Diagnose wurde von den behandelnden Ärz-

ten auch eine beidseitige Pleuraverdickung festgestellt. In einer vom UVT veranlassten 

beratungsärztlichen fachpneumologischen Stellungnahme wurde festgehalten, dass 

keine pulmonalen oder pleuralen Asbestinhalationsfolgen erkennbar seien. Da aber 

die begutachtete Tx-CT mit Kontrastmittel durchgeführt worden war und da pleurale 

Veränderungen in den medizinischen Unterlagen dokumentiert worden waren, emp-

fahl der LGA ein fachradiologisches Gutachten der vorhandenen Tx-CT durch eine er-

fahrene ärztliche Sachverständige. In diesem Gutachten wurde aufgrund der Lokalisa-

tion und der Dynamik der pleuralen Veränderungen festgestellt, dass die radiologi-

schen Veränderungen asbestbedingt waren. Somit wurden die medizinischen Voraus-

setzungen für die Anerkennung des Lungenkrebses als BK-Nr. 4104 bei dem Versicher-

ten erfüllt. 

769BZweiter Fall 

770BBei einem ehemaligen Maurer und Betontrenntechniker wurde Lungenkrebs diagnos-

tiziert. Darüber hinaus zeigten sich in der Bildgebung Pleuraveränderungen und ver-

kalkte mediastinale Lymphknoten. Durch den TAD wurde eine für die Anerkennung 

einer BK-Nr. 4104 quantitativ nicht ausreichende Asbestexposition (1,2 Faserjahre) er-

mittelt. Die radiologischen Befunde in den mit Kontrastmittel durchgeführten Tx-CTs 

wurden von dem beratenden Radiologen lediglich als fragliche Brückenbefunde im 

Sinne der BK-Nr. 4104 erachtet. Aufgrund der dokumentierten beruflichen Tätigkeiten 

hielt der LGA eine Exposition gegenüber kristallinem Siliziumdioxid für denkbar. Daher 

empfahl der LGA dem UVT eine erneute arbeitstechnische Stellungnahme in Hinblick 
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auf die Arbeitsplatzexposition gegenüber kristallinem Siliziumdioxid durch den TAD so-

wie ein erneutes fachradiologisches Gutachten der vorhandenen Tx-CTs durchführen 

zu lassen. Die einbezogene ärztliche Sachverständige befundete die festgestellten Ver-

änderungen des Lungenparenchyms und der Lymphknoten als auf Silikose hinweisend. 

Nachdem der TAD auch eine tätigkeitsbedingte Exposition gegenüber Quarz bestätigt 

hatte, konnte die Anerkennung einer BK-Nr. 4112 erfolgen. 

868BSchlussfolgerung 

771BDie dargestellten Fälle zeigen beispielhaft die Wichtigkeit der gewerbeärztlichen Mit-

wirkung im BK-Feststellungsverfahren, insbesondere der aufmerksamen Betrachtung 

der Arbeitsanamnese und der fachgerechten Bewertung des bildgebenden Materials. 

Nur auf diesem Weg können Anerkennungen von Krankheiten, in diesen Fällen von 

Lungenkrebs bei gleichzeitiger Pneumokoniose, als Berufskrankheiten ermöglicht wer-

den. 

869BLiteratur 

1. 211BDiagnostik und Begutachtung asbestbedingter Berufskrankheiten Interdisziplinäre S2k-Leit-

linie der Deutschen Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e.V. und der 

Deutschen Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V., 01/2021 

2. 212BEmpfehlung für die Begutachtung asbestbedingter Berufskrankheiten – Falkensteiner Emp-

fehlung 

3. 213BBaur, X., et al.: S2k-Leitlinie „Diagnostik und Begutachtung der Berufskrankheit Nr. 4101 

Quarzstaublungenerkrankung (Silikose)“, Pneumologie 2016; 70: 782–812 

248BDr. med. Luminița Cerviș, Waldemar Witulla, 
Dr. med. Gabriela Petereit-Haack MPH, 

Fachzentrum für medizinischen Arbeitsschutz – Landesgewerbearzt Hessen, 
Abteilung Arbeitsschutz, Regierungspräsidium Darmstadt 

116 



 

 

 

 

  

 

  

 

 

  

 

 
 

 

 
  

 

 

  

 

 
  

   
 

 

 

 

 

  

 

  

 

  

 

 

 

  

 

 

 

  

 

 

  

 

 

  

    
 

 
 

 

  

7BAnhang 

17B1. Dienststellenverzeichnis

27BAufsichtsbehörden 28BZuständigkeitsbereiche 

3577BRegierungspräsidium Darmstadt 

3578Bhttps://rp-darmstadt.hessen.de/ 

1027BStandort Darmstadt 

1028BTelefon: 06151 12-4001 

1029BE-Mail: arbeitsschutz@rpda.hessen.de

1030BStadt Darmstadt, Landkreise Bergstraße, Darm-
stadt-Dieburg, Groß-Gerau, Offenbach und 
Odenwaldkreis 

1031BZentrale Zuständigkeit im RP Darmstadt für: 
Schutz vor nichtionisierenden Strahlen (NiSG, 
NiSV), Fahrpersonalrecht, § 6 JarbSchG, Spreng-
stoffrecht 

1032BStandort Frankfurt am Main 

1033BTelefon: 069 2714-0 

1034BE-Mail: arbeitsschutz@rpda.hessen.de

1035BStadt Frankfurt am Main, Main-Kinzig-Kreis, 
Stadt Offenbach am Main, Wetteraukreis 

1036BZentrale Zuständigkeit im RP Darmstadt für: 
Produkt- und Chemikaliensicherheit, Kündi-
gungsverfahren 

1037BStandort Wiesbaden 

1038BTelefon: 0611 3309-2545 

1039BE-Mail: arbeitsschutz@rpda.hessen.de

1040BStadt Wiesbaden, Hochtaunuskreis, Main-
Taunus-Kreis, Rheingau-Taunus-Kreis, 

1041BZentrale Zuständigkeit im RP Darmstadt für: 
Baubetriebe und Baustellen, Gesundheitswe-
sen, Medizinprodukterecht 

3579BRegierungspräsidium Gießen 

3580Bhttps://rp-giessen.hessen.de/ 

3581BStandort Gießen 

1042BTelefon: 0641 303-3237 

1043BE-Mail: arbeitsschutz-giessen@rpgi.hessen.de

1044BLandkreise Gießen, Marburg-Biedenkopf, Vo-
gelsbergkreis 

3582BStandort Hadamar 

1045BTelefon: 0641 303-8600 

1046BE-Mail: arbeitsschutz-hadamar@rpgi.hessen.de

1047BLandkreise Limburg-Weilburg und Lahn-Dill 

3583BRegierungspräsidium Kassel 

3584Bhttps://rp-kassel.hessen.de/ 

1048BTelefon: 0561 106-2788 

1049BE-Mail: arbeitsschutz@rpks.hessen.de

1050BStadt Kassel, Landkreis Kassel, Landkreis Fulda, 
Landkreis Hersfeld-Rotenburg, Schwalm-Eder-
Kreis, Landkreis Waldeck-Frankenberg, Werra-
Meißner-Kreis 

1051BStand 05/2025 
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18B2. Tabellenteil 2024

1052BTabellen-Nr. 1053BTitel der Tabelle 

1054BTabelle 1 1055BÜbersicht Personalressourcen in den Arbeitsschutzbehörden des 

Landes Hessen (besetzte Stellen zum Stichtag 30. Juni) 

1056BTabelle 2 1057BBetriebsstätten und Beschäftigte im Zuständigkeitsbereich 

1058BTabelle 3.1 1059BDienstgeschäfte in Betriebsstätten (sortiert nach Leitbranchen) 

1060BTabelle 3.1 1061BDienstgeschäfte in Betriebsstätten (sortiert nach Wirtschaftsklas-

sen) 

1062BTabelle 3.2 1063BDienstgeschäfte außerhalb der Betriebsstätte 

1064BTabelle 4 1065BProduktorientierte Darstellung der Tätigkeiten 

1066BTabelle 5 1067BMarktüberwachung nach Produktsicherheitsgesetz – ohne 

SprengG 

1068BTabelle 6 1069BBegutachtete Berufskrankheiten 
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923BTabelle 1 

Übersicht Personalressourcen in den Arbeitsschutzbehörden des Landes Hessen 

Beschäftigte, Aufsichtsbeamte/-beamtinnen, Gewerbeärzte/-innen in Vollzeiteinheiten* ─ Übersicht 2024 (Stichtag 30.06.2024) 

1
1

9
 

1070BPersonal 

1071BBeschäftigte 
insgesamt** 

1072BAufsichtsbeamtinnen 
und -beamte*** 

1073BAB mit Arbeitsschutz-
aufgaben**** 

1074BAB in Ausbildung 
1075BGewerbeärztinnen 

und -ärzte 

1076Bweibl. 1077Bmännl. 1078BGesamt 1079Bweibl. 1080Bmännl. 1081BGesamt 1082Bweibl. 1083Bmännl. 1084BGesamt 1085Bweibl. 1086Bmännl. 1087BGesamt 1088Bweibl. 1089Bmännl. 1090BGesamt 

1091BhD 1092B25,50 1093B36,00 1094B61,50 1095B25,50 1096B36,00 1097B61,50 1098B13,00 1099B26,00 1100B39,00 1101B0,00 1102B1,00 1103B1,00 1104B1,00 1105B1,00 1106B2,00 

1107BgD 1108B100,90 1109B146,70 1110B247,60 1111B75,90 1112B139,70 1113B215,60 1114B46,00 1115B97,00 1116B143,00 1117B0,00 1118B5,00 1119B5,00 1120B0,00 

1121BmD 1122B29,50 1123B12,00 1124B41,50 1125B28,00 1126B12,00 1127B40,00 1128B1,00 1129B3,00 1130B4,00 1131B0,00 1132B0,00 1133B0,00 1134B0,00 

1135BSumme 1136B155,90 1137B194,70 1138B350,60 1139B129,40 1140B187,70 1141B317,10 1142B60,00 1143B126,00 1144B186,00 1145B0,00 1146B6,00 1147B6,00 1148B1,00 1149B1,00 1150B2,00 

3569B*Vollzeiteinheiten sind alle Vollzeitbeschäftigten sowie die entsprechend ihrer Arbeitszeit in Vollzeitarbeitsplätze umgerechneten Teilzeitbeschäftigten. 

3570B**Beschäftigte insgesamt: alle Beschäftigten in den für den Arbeitsschutz zuständigen obersten Landesbehörden (z. B. Ministerien, Senatsverwaltung) und den oberen, mittleren bzw. unteren 
Arbeitsschutzbehörden sowie Einrichtungen (z. B. Landesanstalten, Landesinstitute, Zentralstellen) einschließlich Leitungs-, Verwaltungs-, Service- und Büropersonal. 

3571B***Aufsichtsbeamte/-innen (AB) sind ─ unabhängig von ihrem Beschäftigungsstatus als Angestellte oder Beamte ─ diejenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Arbeitsschutzbehörde, 
denen die Befugnis zum hoheitlichen Handeln (u. a. Anordnungsbefugnis) erteilt worden ist und die zum Vollzug der den Arbeitsschutzbehörden insgesamt übertragenen Aufgaben (Gruppen 
A, B und C gemäß Ziffer 2.4.4 der LV 1) eingesetzt werden. 

3572B****Aufsichtsbeamte/-innen mit Arbeitsschutzaufgaben sind ─ unabhängig von ihrem Beschäftigungsstatus als Angestellte oder Beamte ─ diejenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer 
Arbeitsschutzbehörde, denen die Befugnis zum hoheitlichen Handeln (u. a. Anordnungsbefugnis) erteilt worden ist und die zum Vollzug der Arbeitsschutzaufgaben (Gruppe A gemäß Ziffer 
2.4.4 der LV 1) eingesetzt werden ─ ggf. in Zeitanteilen geschätzt). 

3573BArbeitsschutzaufgaben (Gruppe A der LV 1) sind alle Aufgaben der staatlichen Arbeitsschutzbehörden, die sich aus dem Vollzug des Arbeitsschutzgesetzes, des Arbeitssicherheitsgesetzes, des 
Arbeitszeitgesetzes, des Fahrpersonalgesetzes, des Mutter- und des Jugendarbeitsschutzgesetzes und der darauf beruhenden Rechtsverordnungen, dem Vollzug einschlägiger EU-Verordnun-
gen zum Fahrpersonalrecht und der Berufskrankheitenverordnung ergeben. 

3574BFachaufgaben sind alle weiteren den Arbeitsschutzbehörden per Zuständigkeitsverordnung zugewiesenen Vollzugsaufgaben 

a) 3575Bmit einem teilweise bestehenden Bezug zum Arbeitsschutz (Gruppe B der LV 1) 
(z. B. Produktsicherheits-, Sprengstoff-, Atom-, Chemikalien-, Gefahrgutbeförderungs-, Medizinprodukte-, Gentechnik-, Bundesimmissionsschutz-, Heimarbeits-, Bundeserziehungsgeld-, 
Pflegezeit- und Heimarbeitsgesetz sowie einzelne darauf beruhende Rechtsverordnungen) sowie 

b) 3576Bohne Bezug zum Arbeitsschutz (Gruppe C der LV 1) 
(z. B. Rechtsvorschriften zu nichtionisierender Strahlung oder zur Energieeffizienz von Produkten) 



 

 

 

 

  

   

  

 

   

       

         

          

         

         

         

                 

         

         

         

         

         

                 

         

         

         

          

                

         

 

1151BTabelle 2 

Betriebsstätten und Beschäftigte im Zuständigkeitsbereich 

Erstellt am: 01.02.2025; Auswertungszeitraum: 01.01.2024 bis 31.12.2024 Hessen 

1
2

0
 

1152BBetriebsstätten 

1153BBeschäftigte 

1154BJugendliche 1155BErwachsene 1156BSumme 

1157Bmännlich 1158Bweiblich 1159BSumme 1160Bmännlich 1161Bweiblich 1162BSumme 

1163BGrößenklasse 1164B1 1165B2 1166B3 1167B4 1168B5 1169B6 1170B7 1171B8 

1172B1: Großbetriebsstätten 

1173B1.000 und mehr Beschäftigte 1174B207 1175B3.811 1176B2.547 1177B6.358 1178B287.177 1179B178.016 1180B465.193 1181B471.551 

1182B500 bis 999 Beschäftigte 1183B371 1184B1.679 1185B919 1186B2.598 1187B152.335 1188B100.806 1189B253.141 1190B255.739 

1191BSumme 1192B578 1193B5.490 1194B3.466 1195B8.956 1196B439.512 1197B278.822 1198B718.334 1199B727.290 

1200B2: Mittelbetriebsstätten 1201B 1202B 1203B 1204B 1205B 1206B 1207B 1208B 

1209B250 bis 499 Beschäftigte 1210B844 1211B1.321 1212B818 1213B2.139 1214B171.448 1215B114.761 1216B286.209 1217B288.348 

1218B100 bis 249 Beschäftigte 1219B2.918 1220B2.642 1221B1.222 1222B3.864 1223B263.799 1224B174.307 1225B438.106 1226B441.970 

1227B50 bis 99 Beschäftigte 1228B4.192 1229B1.655 1230B956 1231B2.611 1232B166.762 1233B113.584 1234B280.346 1235B282.957 

1236B20 bis 49 Beschäftigte 1237B11.790 1238B2.639 1239B1.429 1240B4.068 1241B209.627 1242B134.253 1243B343.880 1244B347.948 

1245BSumme 1246B19.744 1247B8.257 1248B4.425 1249B12.682 1250B811.636 1251B536.905 1252B1.348.541 1253B1.361.223 

1254B3: Kleinbetriebsstätten 1255B 1256B 1257B 1258B 1259B 1260B 1261B 1262B 

1263B10 bis 19 Beschäftigte 1264B18.523 1265B2.336 1266B1.420 1267B3.756 1268B139.880 1269B95.220 1270B235.100 1271B238.856 

1272B1 bis 9 Beschäftigte 1273B249.326 1274B4.195 1275B4.047 1276B8.242 1277B358.112 1278B253.937 1279B612.049 1280B620.291 

1281BSumme 1282B267.849 1283B6.531 1284B5.467 1285B11.998 1286B497.992 1287B349.157 1288B847.149 1289B859.147 

1290BSumme 1 – 3 1291B288.171 1292B20.278 1293B13.358 1294B33.636 1295B1.749.140 1296B1.164.884 1297B2.914.024 1298B2.947.660 

1299B4: ohne Beschäftigte 1300B14.852 1301B 1302B 1303B 1304B 1305B 1306B 1307B 

1308BInsgesamt 1309B303.023 1310B20.278 1311B13.358 1312B33.636 1313B1.749.140 1314B1.164.884 1315B2.914.024 1316B2.947.660 



 

 

 

 
  

   

 

 
  

 
 

 

   

 
 

   

 

   

 

   

 

 

 
 

                

                  

                  

                  

                  

                 

                   

                  

                   

                  

                  

 
  

 
                

                  

                

                  

 
 

                

                 

                  

                  

 
 

                   

                 

 
  

 
                  

                    

                  

                  

               

  

  

1317BTabelle 3.1 (sortiert nach Leitbranchen) 
Dienstgeschäfte in Betriebsstätten 

Erstellt am: 01.02.2025; Auswertungszeitraum: 01.01.2024 bis 31.12.2024 Hessen 

1318BErfasste Betriebsstätten* 
1319BAufgesuchte 

Betriebsstätten 
1320BDienstgeschäfte 

in den Betriebsstätten 

1321Bda-
runter 

1322BG
r.

 1
 

1323BG
r.

 2
 

1324BG
r.

 3
 

1325BSu
m

m
e 

1326BG
r.

 1
 

1327BG
r.

 2
 

1328BG
r.

 3
 

1329BSu
m

m
e 

1330BG
r.

 1
 

1331BG
r.

 2
 

1332BG
r.

 3
 

1333BSu
m

m
e 

1334Bin
 d

er
 N

ac
h

t 

1335Ban
 S

o
n

n
-

u
. F

ei
er

ta
ge

n
 

1336BSchl. 1337BLeitbranche 1338B1 1339B2 1340B3 1341B4 1342B5 1343B6 1344B7 1345B8 1346B9 1347B10 1348B11 1349B12 1350B13 1351B14 

1352B01 1353BChemische Betriebe 1354B55 1355B671 1356B1.330 1357B2.056 1358B23 1359B106 1360B50 1361B179 1362B55 1363B155 1364B62 1365B272 1366B 1367B 

1368B02 1369BMetallverarbeitung 1370B12 1371B587 1372B3.709 1373B4.308 1374B1 1375B69 1376B65 1377B135 1378B1 1379B88 1380B70 1381B159 1382B 1383B 

1384B03 1385BBau, Steine, Erden 1386B11 1387B1.565 1388B25.868 1389B27.444 1390B1 1391B78 1392B175 1393B254 1394B1 1395B113 1396B253 1397B367 1398B 1399B 

1400B04 1401BEntsorgung, Recycling 1402B2 1403B241 1404B1.733 1405B1.976 1406B1 1407B46 1408B77 1409B124 1410B5 1411B65 1412B109 1413B179 1414B 1415B 

1416B05 1417BHochschulen, Gesundheitswesen 1418B65 1419B2.554 1420B24.139 1421B26.758 1422B18 1423B298 1424B413 1425B729 1426B44 1427B412 1428B585 1429B1.041 1430B13 1431B 

1432B06 1433BLeder, Textil 1434B2 1435B168 1436B2.813 1437B2.983 1438B 1439B16 1440B51 1441B67 1442B 1443B24 1444B56 1445B80 1446B 1447B2 

1448B07 1449BElektrotechnik 1450B22 1451B329 1452B1.633 1453B1.984 1454B5 1455B25 1456B35 1457B65 1458B7 1459B32 1460B37 1461B76 1462B 1463B 

1464B08 1465BHolzbe- und -verarbeitung 1466B3 1467B160 1468B3.955 1469B4.118 1470B1 1471B28 1472B113 1473B142 1474B2 1475B37 1476B133 1477B172 1478B 1479B 

1480B09 1481BMetallerzeugung 1482B11 1483B66 1484B172 1485B249 1486B8 1487B19 1488B4 1489B31 1490B18 1491B25 1492B4 1493B47 1494B 1495B 

1496B10 1497BFahrzeugbau 1498B31 1499B153 1500B390 1501B574 1502B13 1503B28 1504B17 1505B58 1506B26 1507B34 1508B17 1509B77 1510B 1511B 

1512B11 
1513BKraftfahrzeugreparatur, -handel, 
Tankstellen 

1514B2 1515B659 1516B9.741 1517B10.402 1518B1 1519B67 1520B330 1521B398 1522B1 1523B88 1524B388 1525B477 1526B 1527B 

1528B12 1529BNahrungs- und Genussmittel 1530B15 1531B481 1532B8.793 1533B9.289 1534B10 1535B61 1536B101 1537B172 1538B20 1539B91 1540B133 1541B244 1542B 1543B1 

1544B13 1545BHandel 1546B27 1547B3.085 1548B63.425 1549B66.537 1550B7 1551B438 1552B1.547 1553B1.992 1554B7 1555B664 1556B1.992 1557B2.663 1558B1 1559B16 

1560B14 1561BKredit-, Versicherungsgewerbe 1562B73 1563B1.163 1564B19.977 1565B21.213 1566B5 1567B88 1568B413 1569B506 1570B7 1571B98 1572B498 1573B603 1574B 1575B 

1576B15 
1577BDatenverarbeitung, Fernmelde-
dienste 

1578B17 1579B492 1580B2.664 1581B3.173 1582B2 1583B37 1584B61 1585B100 1586B2 1587B40 1588B66 1589B108 1590B 1591B 

1592B16 1593BGaststätten, Beherbergung 1594B7 1595B914 1596B29.431 1597B30.352 1598B1 1599B98 1600B374 1601B473 1602B3 1603B126 1604B447 1605B576 1606B 1607B1 

1608B17 1609BDienstleistung 1610B65 1611B1.893 1612B30.231 1613B32.189 1614B11 1615B162 1616B456 1617B629 1618B18 1619B211 1620B541 1621B770 1622B 1623B 

1624B18 1625BVerwaltung 1626B42 1627B1.482 1628B12.007 1629B13.531 1630B7 1631B96 1632B196 1633B299 1634B12 1635B194 1636B311 1637B517 1638B 1639B 

1640B19 
1641BHerstellung von Zellstoff, Papier 
u. Pappe 

1642B 1643B61 1644B167 1645B228 1646B 1647B16 1648B7 1649B23 1650B 1651B19 1652B7 1653B26 1654B 1655B 

1656B20 1657BVerkehr 1658B69 1659B1.570 1660B20.988 1661B22.627 1662B24 1663B179 1664B319 1665B522 1666B60 1667B228 1668B394 1669B682 1670B 1671B1 

1672B21 
1673BVerlagsgewerbe, Druckgewerbe, 
Vervielfältigungen 

1674B3 1675B305 1676B2.572 1677B2.880 1678B 1679B28 1680B69 1681B97 1682B 1683B31 1684B72 1685B103 1686B 1687B 

1688B22 1689BVersorgung 1690B10 1691B178 1692B3.596 1693B3.784 1694B 1695B13 1696B17 1697B30 1698B 1699B15 1700B24 1701B39 1702B 1703B 

1704B23 1705BFeinmechanik 1706B12 1707B295 1708B2.260 1709B2.567 1710B3 1711B37 1712B92 1713B132 1714B5 1715B46 1716B103 1717B154 1718B 1719B 

1720B24 1721BMaschinenbau 1722B22 1723B672 1724B1.942 1725B2.636 1726B6 1727B90 1728B64 1729B160 1730B10 1731B120 1732B76 1733B206 1734B 1735B 

1736BInsgesamt 1737B578 1738B19.744 1739B273.536 1740B293.858 1741B148 1742B2.123 1743B5.046 1744B7.317 1745B304 1746B2.956 1747B6.378 1748B9.638 1749B14 1750B21 

1751B*Größe 1: 500 und mehr Beschäftigte, Größe 2: 20 bis 499 Beschäftigte, Größe 3: 1 bis 19 Beschäftigte 
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1752BFortsetzung Tabelle 3.1 (Leitbranchen) 

1753BÜberwachung/Prävention 1754BEntscheidungen 

1755BZw
an

gs
-

m
aß

-

n
ah

m
en

 

1756BA
h

n
d

u
n

g 

1757Beigeninitiativ 1758Bauf Anlass 
1759B 

1760B 1761B 1762B 

1763BB
es

ic
h

ti
gu

n
g/

In
sp

ek
ti

o
n

 (
p

u
n

kt
u

el
l)

 

1764BB
es

ic
h

ti
gu

n
g/

In
sp

ek
ti

o
n

 (
Sc

h
w

er
p

u
n

kt
p

ro
-
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m
) 

1765BM
es
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n

ge
n

/P
ro

b
e

n
ah

m
e

n
/

A
n

al
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en
/Ä

rz
tl

. U
n
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u
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u
n

ge
n

1766BB
es
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h
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n
g/
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o
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1767BU
n

te
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u
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u
n

ge
n

 v
o

n
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n
fä
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n

/B
e
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fs

-
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an
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e
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1768BM
es

su
n

ge
n

/P
ro

b
e

n
ah

m
e

n
/

A
n

al
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en
/Ä

rz
tl

. U
n

te
rs

u
ch

u
n

ge
n

1769BA
n

z.
 B

ea
n

st
an

d
u

n
ge

n
 

1770Ber
te

ilt
e 

G
e

n
e

h
m

ig
u

n
ge

n
/ 

Er
la

u
b

n
is

se
/

Zu
la

ss
u

n
ge

n
/ 

A
u

sn
ah

m
e

n
/E

rm
äc

h
ti

gu
n

ge
n

1771Bab
ge

le
h

n
te

 G
e

n
eh

m
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u
n

ge
n

/E
rl

au
b

n
is

se
/

Zu
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u

n
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n
/A

u
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m

e
n

/E
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h
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n
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1772BA
n

fr
ag

e
n

/A
n
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e
n

/M
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u
n
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1773BA
n

o
rd

n
u

n
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n
/A

n
w
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u
n
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Zw
an
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m
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1774BV
er

w
ar

n
u

n
ge

n
/B

u
ß

ge
ld

er
/S

tr
af

an
ze

ig
e

n
 

1775BSchl. 1776BLeitbranche 1777B15 1778B16 1779B17 1780B18 1781B19 1782B20 1783B21 1784B22 1785B23 1786B24 1787B25 1788B26 

1789B01 1790BChemische Betriebe 1791B215 1792B39 1793B2 1794B70 1795B151 1796B3 1797B1.080 1798B109 1799B13 1800B1.452 1801B2 1802B9 

1803B02 1804BMetallverarbeitung 1805B125 1806B5 1807B1 1808B25 1809B47 1810B1 1811B479 1812B62 1813B4 1814B190 1815B3 1816B 

1817B03 1818BBau, Steine, Erden 1819B348 1820B135 1821B 1822B48 1823B143 1824B1 1825B939 1826B336 1827B9 1828B1.033 1829B6 1830B24 

1831B04 
1832BEntsorgung, Recyc-
ling 

1833B137 1834B29 1835B 1836B50 1837B72 1838B 1839B453 1840B23 1841B2 1842B487 1843B2 1844B3 

1845B05 
1846BHochschulen, Ge-
sundheitswesen 

1847B1.038 1848B206 1849B10 1850B273 1851B139 1852B50 1853B3.010 1854B89 1855B5 1856B11.031 1857B18 1858B6 

1859B06 1860BLeder, Textil 1861B62 1862B2 1863B 1864B19 1865B6 1866B3 1867B76 1868B11 1869B2 1870B90 1871B 1872B1 

1873B07 1874BElektrotechnik 1875B72 1876B2 1877B 1878B17 1879B12 1880B1 1881B91 1882B32 1883B8 1884B209 1885B 1886B1 

1887B08 
1888BHolzbe- u. -verar-
beitung 

1889B142 1890B25 1891B1 1892B23 1893B25 1894B 1895B643 1896B9 1897B 1898B71 1899B2 1900B 

1901B09 1902BMetallerzeugung 1903B41 1904B 1905B 1906B10 1907B45 1908B 1909B65 1910B19 1911B3 1912B79 1913B2 1914B 

1915B10 1916BFahrzeugbau 1917B50 1918B1 1919B 1920B22 1921B37 1922B 1923B136 1924B63 1925B2 1926B285 1927B 1928B 

1929B11 
1930BKraftfahrzeugrepa-
ratur, -handel, 
Tankstellen 

1931B410 1932B14 1933B6 1934B93 1935B33 1936B 1937B1.266 1938B68 1939B12 1940B439 1941B9 1942B1 

1943B12 
1944BNahrungs- und 
Genussmittel 

1945B182 1946B21 1947B1 1948B82 1949B85 1950B2 1951B576 1952B78 1953B4 1954B543 1955B1 1956B5 

1957B13 1958BHandel 1959B2.357 1960B263 1961B279 1962B301 1963B187 1964B37 1965B4.090 1966B162 1967B24 1968B4.921 1969B63 1970B102 

1971B14 
1972BKredit-, Versiche-
rungsgewerbe 

1973B357 1974B33 1975B6 1976B350 1977B21 1978B3 1979B499 1980B48 1981B3 1982B3.975 1983B10 1984B13 

1985B15 
1986BDatenverarbeitung, 
Fernmeldedienste 

1987B134 1988B16 1989B 1990B12 1991B2 1992B 1993B255 1994B32 1995B17 1996B538 1997B 1998B 

1999B16 
2000BGaststätten, Beher-
bergung 

2001B934 2002B97 2003B2 2004B111 2005B13 2006B 2007B1.482 2008B21 2009B2 2010B781 2011B65 2012B18 

2013B17 2014BDienstleistung 2015B958 2016B70 2017B 2018B97 2019B41 2020B2 2021B1.090 2022B178 2023B28 2024B2.762 2025B6 2026B11 

2027B18 2028BVerwaltung 2029B427 2030B56 2031B13 2032B104 2033B66 2034B52 2035B621 2036B142 2037B9 2038B3.424 2039B17 2040B7 

2041B19 
2042BHerstellung von 
Zellstoff, Papier u. 
Pappe 

2043B20 2044B5 2045B 2046B7 2047B11 2048B1 2049B96 2050B12 2051B1 2052B33 2053B 2054B 

2055B20 2056BVerkehr 2057B625 2058B14 2059B2 2060B203 2061B156 2062B 2063B3.153 2064B142 2065B12 2066B1.630 2067B6 2068B13 

2069B21 
2070BVerlagsgewerbe, 
Druckgewerbe, Ver-
vielfältigungen 

2071B113 2072B5 2073B 2074B11 2075B6 2076B 2077B176 2078B17 2079B 2080B111 2081B1 2082B2 

2083B22 2084BVersorgung 2085B31 2086B 2087B 2088B10 2089B26 2090B 2091B54 2092B15 2093B 2094B220 2095B 2096B 

2097B23 2098BFeinmechanik 2099B183 2100B46 2101B2 2102B15 2103B31 2104B 2105B674 2106B34 2107B9 2108B672 2109B 2110B2 

2111B24 2112BMaschinenbau 2113B152 2114B6 2115B 2116B32 2117B81 2118B11 2119B644 2120B100 2121B5 2122B353 2123B5 2124B1 

2125BInsgesamt 2126B9.113 2127B1.090 2128B325 2129B1.985 2130B1.436 2131B167 2132B21.648 2133B1.802 2134B174 2135B35.329 2136B218 2137B219 

122 



Zw
an

gs
-

m
aß

n
ah

m
en

A
h

n
d

u
n

g

eigeninitiativ auf Anlass

G
r.

 1

G
r.

 2

G
r.

 3

Su
m

m
e

G
r.

 1

G
r.

 2

G
r.

 3

Su
m

m
e

G
r.

 1

G
r.

 2

G
r.

 3

Su
m

m
e

in
 d

er
 N

ac
h

t

an
 S

o
n

n
- 

u
. F

ei
er

ta
ge

n

B
es

ic
h

ti
gu

n
g 

/ 
In

sp
ek

ti
o

n
  (

p
u

n
kt

u
el

l)

B
es

ic
h

ti
gu

n
g 

/ 
In

sp
ek

ti
o

n
 

(S
ch

w
er

p
u

n
kt

p
ro

gr
am

m
)

M
es

su
n

ge
n

 /
 P

ro
b

en
ah

m
en

 /
 

A
n

al
ys

en
 /

 Ä
rz

tl
. U

n
te

rs
u

ch
u

n
ge

n

B
es

ic
h

ti
gu

n
g 

/ 
In

sp
ek

ti
o

n

U
n

te
rs

u
ch

u
n

ge
n

 v
o

n
 U

n
fä

lle
n

 /
 

B
er

u
fs

kr
an

kh
ei

te
n

M
es

su
n

ge
n

 /
 P

ro
b

en
ah

m
en

 /
 

A
n

al
ys

en
 /

 Ä
rz

tl
. U

n
te

rs
u

ch
u

n
ge

n

A
n

z.
 B

ea
n

st
an

d
u

n
ge

n

Er
te

ilt
e 

G
en

eh
m

ig
u

n
ge

n
 /

 E
rl

au
b

n
is

se
 

/ 
Zu

la
ss

u
n

ge
n

 /
 A

u
sn

ah
m

en
 /

 

Er
m

äc
h

ti
gu

n
ge

n

A
b

ge
le

h
n

te
 G

en
eh

m
ig

u
n

ge
n

 /
 

Er
la

u
b

n
is

se
 /

 Z
u

la
ss

u
n

ge
n

 /
 

A
u

sn
ah

m
en

 /
 E

rm
äc

h
ti

gu
n

ge
n

A
n

fr
ag

en
 /

 A
n

ze
ig

en
 /

 

M
än

ge
lm

el
d

u
n

ge
n

A
n

o
rd

n
u

n
ge

n
 /

 A
n

w
en

d
u

n
g 

vo
n

 

Zw
an

gs
m

it
te

ln

V
er

w
ar

n
u

n
ge

n
 /

 B
u

ß
ge

ld
er

 /
 

St
ra

fa
n

ze
ig

en

Schl. Wirtschaftsgruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26

1 Landwirtschaft, Jagd u. damit 

verbundene Tätigkeiten
87 2.346 2.433 5 28 33 11 34 45 20 5 22 9 51 17 56

2 Forstwirtschaft und 

Holzeinschlag
29 525 554 4 6 10 5 11 16 5 2 7 11 73 1 6 1

3 Fischerei u. Aquakultur 49 49

5 Kohlenbergbau

6 Gewinnung von Erdöl und 

Erdgas
8 8 2

7 Erzbergbau

8 Gewinnung v. Steinen u. 

Erden, sonstiger Bergbau
2 30 466 498 5 17 22 5 24 29 15 8 5 11 1 22 8 169 2

9 Erbringung v. Dienst- 

leistungen für den Bergbau u. 

für die Gewinnung v. Steinen 

u. Erden

1 8 9 1

10 Herstellung v. Nahrungs- u. 

Futtermitteln
15 306 5.581 5.902 10 43 63 116 20 63 80 163 1 148 14 1 45 45 2 422 35 4 391 1 4

11 Getränkeherstellung 58 284 342 9 3 12 12 7 19 9 7 20 26 28 89

12 Tabakverarbeitung 1 8 9 1 1 1 1 1 4 1

13 Herstellung von Textil ien 1 67 512 580 5 7 12 12 11 23 12 1 10 5 3 17 4 40 1

14 Herstellung v. Bekleidung 39 553 592 3 7 10 4 7 11 9 2 1 9

15 Herstellung v. Leder, 

Lederwaren u. Schuhen
1 24 567 592 3 3 6 3 4 7 5 1 1 14 2 1 7

16 Herstellung von Holz-, Flecht-, 

Korb- und Korkwaren (ohne 

Möbel)

2 116 2.662 2.780 21 86 107 28 105 133 99 21 1 20 20 540 6 61 2

17 Herstellung v. Papier, Pappe 

u. Waren daraus
61 167 228 16 7 23 19 7 26 20 5 7 11 1 96 12 1 33

18 Herstellung von 

Druckerzeugnissen
2 207 1.813 2.022 20 49 69 23 52 75 82 5 9 5 158 14 47 1 2

19 Kokerei und 

Mineralölverarbeitung
1 3 10 14 11

20 Herstellung v. chem. 

Erzeugnissen
22 241 442 705 9 47 20 76 24 74 28 126 110 19 1 24 66 2 478 58 1 453 2

21 Herstellung v. pharmazeut. 

Erzeugnissen
20 124 187 331 8 22 11 41 19 30 12 61 61 6 1 21 25 222 25 3 783 2 6

22 Herstellung von Gummi- und 

Kunststoffwaren
12 303 691 1.006 6 37 19 62 12 51 22 85 44 14 25 60 1 380 23 9 205 1

23 Herstellung v. Glas u. 

Glaswaren, Keramik, 

Verarbeitung v. Steinen u. 

Erden

1 135 1.151 1.287 1 21 50 72 1 30 63 94 74 17 13 20 126 13 1 63 1

24 Metallerzeugung u. 

Metallbearbeitung
11 66 172 249 8 19 4 31 18 25 4 47 41 10 45 65 19 3 79 2

25 Herstellung von 

Metallerzeugnissen
12 590 3.730 4.332 1 69 66 136 1 88 71 160 128 5 1 26 47 1 486 64 4 198 3

26 Herstellung von Daten- 

verarbeitungsgeräten, 

elektronischen und optischen 

Erzeugnissen

17 265 1.340 1.622 3 22 25 50 5 28 26 59 57 3 1 12 25 119 37 12 238 3

27 Herstellung v. elekt. 

Ausrüstungen
15 195 942 1.152 5 14 21 40 7 16 23 46 47 2 9 7 1 58 21 1 139

28 Maschinenbau 21 643 1.691 2.355 6 84 57 147 10 111 66 187 131 2 28 76 11 540 85 2 322 5 1

29 Herstellung v. Kraftwagen u. -

teilen
22 103 199 324 12 22 10 44 24 26 10 60 37 1 17 31 105 42 2 227

30 Sonstiger Fahrzeugbau 9 50 191 250 1 6 7 14 2 8 7 17 13 5 6 31 21 58

31 Herstellung von Möbeln 1 44 1.293 1.338 1 7 27 35 2 9 28 39 43 4 3 5 103 3 10

32 Herstellung von sonstigen 

Waren
3 156 1.428 1.587 25 79 104 33 89 122 149 43 1 11 11 588 12 4 504

33 Reparatur u. Installation v. 

Maschinen u. Ausrüstungen
30 249 279 7 7 14 10 10 20 19 4 3 5 97 8 3 22

35 Energieversorgung 10 156 3.475 3.641 13 16 29 15 23 38 30 10 26 54 15 205

36 Wasserversorgung 22 121 143 1 1 1 1 1 15

37 Abwasserentsorgung 17 394 411 1 3 4 1 6 7 11 4 20 17 1

38 Sammlung, Behandlung u. 

Beseitigung v. Abfällen
2 174 1.025 1.201 1 35 64 100 5 53 91 149 99 26 49 48 386 21 2 435 2 2

39 Beseitigung v. Umweltver- 

schmutzungen u. sonstige 

Entsorgung

50 314 364 10 10 20 11 12 23 27 3 1 20 47 2 35

41 Hochbau 7 596 7.263 7.866 13 20 33 18 30 48 51 11 7 43 123 91 102 4

42 Tiefbau 100 511 611 5 9 14 7 11 18 13 12 3 14 115 122 2 32 1

43 Vorbereitende Baustel- 

lenarbeiten, Bauin- stallation 

u. sonstiges Ausbaugewerbe

1 716 17.189 17.906 36 80 116 55 126 181 195 88 23 55 554 102 6 684 5 18

45 Handel mit Kraftfahrzeugen 2 626 8.079 8.707 1 60 223 284 1 80 264 345 316 4 3 61 32 1.092 30 11 272 7 1

46 Großhandel (ohne Handel mit 

Kraftfahrzeugen)
11 1.110 13.367 14.488 1 113 257 371 1 166 327 494 1 471 49 22 84 61 2 860 85 11 1.224 7 3

47 Einzelhandel (ohne Handel 

mit Kraftfahrzeugen)
16 1.985 51.058 53.059 6 332 1.384 1.722 6 506 1.776 2.288 16 1.965 224 260 249 127 35 3.397 115 14 3.862 58 99

49 Landverkehr u. Transport in 

Rohrfernleitungen
11 476 9.122 9.609 2 32 106 140 4 43 130 177 159 1 1 61 25 951 30 1 485 1 1

50 Schifffahrt 4 54 58 5

51 Luftfahrt 9 64 229 302 4 7 8 19 13 8 8 29 26 7 9 72 6 1 256

52 Lagerei sowie Erbringung von 

sonstigen Dienstleistungen 

für den Verkehr

33 739 7.997 8.769 16 115 147 278 41 145 190 376 1 357 9 1 109 114 2.025 93 7 657 5 12

53 Post-, Kurier- und 

Expressdienste
13 224 2.011 2.248 2 19 20 41 2 26 26 54 37 1 23 8 83 4 3 154

darunter

Erfasste Betriebsstätten*
Aufgesuchte

Betriebsstätten

Dienstgeschäfte

in den Betriebsstätten
Überwachung/Prävention Entscheidungen

 

 

 

 
  

    

 

2138BTabelle 3.1 (sortiert nach Wirtschaftsklassen) 
Dienstgeschäfte in Betriebsstätten 

(Erstellt am: 01.02.2025; Auswertungszeitraum: 01.01.2024 bis 31.12.2024 Hessen) 
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2140BFortsetzung Tabelle 3.1 (Wirtschaftsklassen) 
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Schl. Wirtschaftsgruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26

53 Post-, Kurier- und 

Expressdienste
13 224 2.011 2.248 2 19 20 41 2 26 26 54 37 1 23 8 83 4 3 154

55 Beherbergung 2 356 4.551 4.909 33 72 105 46 97 143 139 16 45 2 414 10 353 7 7

56 Gastronomie 5 558 24.880 25.443 1 65 302 368 3 80 350 433 1 795 81 2 66 11 1.068 11 2 428 58 11

58 Verlagswesen 1 97 728 826 8 20 28 8 20 28 31 2 1 18 3 62

59 Herstellung, Verleih u. 

Vertrieb v. Filmen u. 

Fernsehprogrammen

35 597 632 3 5 8 4 5 9 12 11 11 20

60 Rundfunkveranstalter 1 7 41 49 1 1 1 1 1 8 38

61 Telekommunikation 9 88 456 553 1 11 12 1 14 15 9 4 3 12 4 1 68

62 Erbringung von 

Dienstleistungen der 

Informationstechnologie

7 368 1.898 2.273 2 39 45 86 2 52 50 104 124 12 18 3 240 22 14 446

63 Informationsdienst- 

leistungen
3 86 482 571 7 17 24 7 17 24 32 2 19 6 3 83

64 Erbringung von 

Finanzdienstleistungen
47 602 3.866 4.515 3 47 46 96 3 48 49 100 149 12 4 1 3 200 21 2 1.139 1 2

65 Versicherungen, 

Rückversicherungen und 

Pensionskassen (ohne 

Sozialversicherung)

14 131 1.322 1.467 1 11 13 25 2 11 13 26 36 1 2 27 1 245

66 Mit Finanz- und 

Versicherungsdienstleis- 

tungen verbundene 

Tätigkeiten

3 78 612 693 1 7 5 13 2 7 5 14 31 1 39 7 2 99

68 Grundstücks- und 

Wohnungswesen
6 292 12.589 12.887 16 329 345 21 406 427 114 14 2 336 7 3 174 6 2.450 8 10

69 Rechts- und Steuerbera- tung, 

Wirtschaftsprüfung
5 142 3.215 3.362 16 76 92 16 77 93 89 3 11 2 171 25 1 374

70 Verwaltung u. Führung v. 

Unternehmen u. Betrieben 2 189 1.913 2.104 9 32 41 12 35 47 45 10 3 1 26 5 364 1

71 Architektur- und 

Ingenieurbüros
5 244 6.539 6.788 2 17 51 70 5 20 62 87 97 4 10 4 1 122 22 4 264 1

72 Forschung und Entwicklung 4 83 302 389 2 11 7 20 9 16 13 38 32 2 1 17 2 113 4 1 170

73 Werbung und Marktforschung
1 121 1.344 1.466 7 9 16 7 60 67 13 17 27 4 2 1 48 15 10 208 2

74 Sonstige freiberufl., 

wissenschaftl. und tech. 

Tätigkeiten

2 47 981 1.030 7 7 14 7 8 15 16 2 1 5 7 2 109

75 Veterinärwesen 11 881 892 2 5 7 2 7 9 9 2 2 1 26 4 90

77 Vermietung von beweglichen 

Sachen
3 49 867 919 5 19 24 9 24 33 27 5 7 11 58 14 35 1

78 Vermittlung u. Über- lassung 

v. Arbeitskräften
5 282 1.163 1.450 24 16 40 27 18 45 46 2 7 8 27 13 2 274

79 Reisebüros, Reisever- 

anstalter und Erbringung 

sonstiger Reservierungs- 

dienstleistungen

3 63 1.575 1.641 6 38 44 6 40 46 46 3 3 22 9 73

80 Wach- und Sicherheits- 

dienste sowie Detekteien
5 176 462 643 7 9 16 7 9 16 15 1 6 1 18 2 88 2

81 Gebäudebetreuung 34 431 3.268 3.733 9 62 60 131 13 96 83 192 174 47 18 11 336 15 5 299 2 6

82 Erbringung v. wirtschaftl. 

Dienstleistungen für 

Unternehmen u. 

Privatpersonen a. n. g.

7 275 2.103 2.385 17 17 34 23 20 43 36 6 6 7 98 34 5 321 2

84 Öffentliche Verwaltung, 

Verteidigung
31 1.055 3.630 4.716 6 45 54 105 9 105 93 207 166 43 4 34 43 51 227 17 3 2.429 17 3

85 Erziehung und Unterricht 16 702 8.480 9.198 5 80 165 250 11 99 205 315 440 40 3 67 53 1 783 36 1 2.965 1

86 Gesundheitswesen 30 405 8.825 9.260 9 52 160 221 21 79 233 333 304 64 1 80 30 1.244 22 1 5.046 14

87 Heime (ohne Erholungs- und 

Ferienheime)
6 825 1.645 2.476 1 96 24 121 1 140 31 172 121 58 63 30 510 7 1 1.526 1 1

88 Sozialwesen (ohne Heime) 8 416 2.727 3.151 1 53 47 101 2 73 54 129 121 14 1 44 23 1 346 7 1 1.048 5

90 Kreative, künstlerische u. 

unterhaltende Tätigkeiten 3 27 577 607 1 3 13 17 3 8 14 25 29 2 2 7 30 75 145

91 Bibliotheken, Archive, 

Museen, botanische und 

zoologische Gärten

25 617 642 2 18 20 4 20 24 17 1 3 3 6 24 1 38

92 Spiel-, Wett- und 

Lotteriewesen
10 789 799 3 32 35 14 51 65 45 28 66 2 27 2

93 Erbringung von 

Dienstleistungen des Sports, 

der Unterhaltung und der 

Erholung

1 97 2.806 2.904 17 45 62 24 58 82 93 7 6 17 3 142 18 3 146 2

94 Interessenvertretungen sowie 

kirchliche und sonstige 

religiöse Vereinigungen (ohne 

Sozialwesen und Sport)

4 155 2.699 2.858 9 10 19 10 12 22 19 1 7 5 1 77 4 1 403

95 Reparatur von Datenver- 

arbeitungsgeräten und 

Gebrauchsgütern

23 662 685 13 13 13 13 15 7 2

96 Erbringung v. sonstigen 

überwiegend persönl. 

Dienstleistungen

148 10.907 11.055 8 222 230 8 263 271 2 476 7 33 5 331 61 10 700 1 2

97 Private Haushalte mit 

Hauspersonal
582 582 3

98 Herstellung v. Waren u. 

Erbringung v. Dienst- 

leistungen durch private 

Haushalte für den Eigen- 

bedarf ohne ausgeprägten 

Schwerpunkt

1 443 444 1 1 1 1 1 1

99 Exterritoriale Organisa- 

tionen u. Körperschaften 11 38 49 1 2 3 1 24 25 8 1 1 4 86

Insgesamt 578 19.744 273.536 293.858 148 2.123 5.046 7.317 304 2.956 6.378 9.638 14 21 9.113 1.090 325 1.985 1.436 167 21.648 1.802 174 35.329 218 219

darunter

Erfasste Betriebsstätten*
Aufgesuchte

Betriebsstätten

Dienstgeschäfte

in den Betriebsstätten
Überwachung/Prävention Entscheidungen
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2142BTabelle 3.2 
Dienstgeschäfte außerhalb der Betriebsstätte 

Erstellt am: 01.02.2025; Auswertungszeitraum: 01.01.2024 bis 31.12.2024 Hessen 

1
2

5
 

2143BÜberwachung / Prävention 2144BEntscheidungen 

2147Beigeninitiativ 2148Bauf Anlass 

2162BPos. 2163BArt der Arbeitsstelle bzw. Anlage 2164B1 2165B2 2166B3 2167B4 2168B5 2169B6 2170B7 2171B8 2172B9 2173B10 2174B11 2175B12 2176B13 

2177B1 2178BBaustellen 2179B4.739 2180B2.161 2181B20 2182B2 2183B2.606 2184B153 2185B7 2186B16.404 2187B86 2188B1 2189B6.448 2190B79 2191B72 

2192B2 2193BÜberwachungsbedürftige Anlagen 2194B10 2195B4 2196B 2197B 2198B7 2199B 2200B 2201B 2202B 2203B 2204B54 2205B 2206B1 
2149BD

ie
n

st
ge

sc
h

äf
te

 
2208BAnlagen nach dem Bundesimmissions-

2207B3 2209B11 2210B10 2211B 2212B 2213B8 2214B 2215B 2216B19 2217B22 2218B 2219B59 2220B1 2221B 

schutzgesetz 
2150BB

es
ic

h
ti

gu
n

g 
/ 

In
sp

ek
ti

o
n

 
2222B4 2223BLager explosionsgefährlicher Stoffe 2224B5 2225B6 2226B 2227B 2228B1 2229B 2230B 2231B 2232B1 2233B 2234B8 2235B 2236B 

(p
u

n
kt

u
el

l)
 

2238BMärkte und Volksfeste (fliegende Bauten, 
2237B5 2239B397 2240B106 2241B124 2242B315 2243B2 2244B1 2245B 2246B142 2247B 2248B 2249B3 2250B 2251B1 

2151BB
es

ic
h

ti
gu

n
g 

/ 
In

sp
ek

ti
o

n
(S

ch
w

er
p

u
n

kt
p

ro
gr

am
m

) 
ambulanter Handel) 

2252B6 2253BAusstellungsstände 2254B9 2255B9 2256B1 2257B 2258B 2259B 2260B 2261B25 2262B 2263B 2264B1 2265B 2266B 

2267B7 2268BStraßenfahrzeuge 2269B7 2270B15 2271B 2272B 2273B 2274B 2275B 2276B 2277B 2278B 2279B 2280B 2281B 
2152BM

es
su

n
ge

n
 /

 P
ro

b
en

ah
m

en
 /

 

A
n
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en
 /
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rz

tl
. U

n
te
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u
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u

n
-

2282B8 2283BSchienenfahrzeuge 2284B 2285B 2286B 2287B 2288B 2289B 2290B 2291B 2292B 2293B 2294B 2295B 2296B 

ge
n

 
2297B9 2298BWasserfahrzeuge 2299B 2300B1 2301B 2302B 2303B 2304B 2305B 2306B 2307B 2308B 2309B 2310B 2311B 

2312B10 2313BHeimarbeitsstätten 2314B55 2315B49 2316B2 2317B 2318B11 2319B 2320B 2321B56 2322B2 2323B 2324B179 2325B 2326B 

2153BB
es

ic
h

ti
gu

n
g 

/ 
In

sp
ek

ti
o

n
 

2327B11 2328BPrivate Haushalte (ohne Beschäftigte) 2329B10 2330B6 2331B 2332B 2333B2 2334B 2335B2 2336B 2337B3 2338B 2339B30 2340B 2341B2 

2342B12 2343BÜbrige 2344B9 2345B7 2346B11 2347B 2348B2 2349B 2350B2 2351B17 2352B2 2353B1 2354B147 2355B 2356B 

2154BU
n

te
rs

u
ch

u
n

ge
n

 v
o

n
 U

n
fä

lle
n

 /
 

B
er

u
fs

kr
an
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e
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en

 
2357BInsgesamt 2358B5.252 2359B2.374 2360B158 2361B317 2362B2.639 2363B154 2364B11 2365B16.663 2366B116 2367B2 2368B6.929 2369B80 2370B76 

2371B13 2372BSonstige Dienstgeschäfte im Außendienst* 
2155BM

es
su

n
ge

n
 /

 P
ro

b
en

ah
m

en
 /

 

A
n

al
ys

en
 /

 Ä
rz

tl
. U

n
te
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u
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u

n
-

ge
n

 

2156BA
n

z.
 B

ea
n

st
an

d
u

n
ge

n
 

2157BEr
te

ilt
e 

G
en

e
h

m
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u
n

ge
n

 /
 

Er
la

u
b

n
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se
 /

 Z
u

la
ss

u
n

ge
n

 /
 

A
u

sn
ah

m
e

n
 /

 E
rm

äc
h

ti
gu

n
ge

n
 

2158BA
b

ge
le

h
n

te
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en
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m
ig

u
n

ge
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 /
 

Er
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u
b

n
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se
 /

 Z
u
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u
n
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u
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n
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 E
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h
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n

ge
n

 

2159BA
n

fr
ag

e
n

 /
 A

n
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e

n
 /

 

M
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ge
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u
n

ge
n

 

2160BA
n

o
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n
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n
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n
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n

w
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d
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n
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n
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2161BV
er
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u

n
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n
 /

 B
u

ß
ge
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2373B*Sofern sie nicht in Betriebsstätten nach Tabelle 3.1 oder in den Positionen 1 bis 12 dieser Tabelle durchgeführt wurden. 



 

 

 

 
  

   

  

  
 

    
 

 

       

 

 

 
 

 
 

 

 
 

 

 
  

 
 

  

 
 

 
 

 
 

   

 

 

  
  

 
 

 
  

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

                        

                      

 
 

 
                                        

                      

                       

                       

                       

                      

                         

                            

                                          

                                  

                                          

                             

                       

 
  

 
                                        

                           

 
 

 
                       

                              

                         

                                           

                        

                             

                              

                          

                                  

                        

                              

                                           

                       

2374BTabelle 4 
Produktorientierte Darstellung der Tätigkeiten 

Erstellt am: 24.01.2025; Auswertungszeitraum: 01.01.2024 bis 31.12.2024 Hessen 

1
2

6
 

2375B 

2376BBeratung / 
Information 

2377BÜberwachung / Prävention 2378BEntscheidungen 
2379BZwangsmaß-

nahmen 
2380BAhndung 

2381Beigeninitiativ 2382Bauf Anlass 2383B 

2384BB
er

at
u

n
g 

2385BV
o

rt
rä

ge
, V

o
rl

es
u

n
ge

n
 

2386BÖ
ff

en
tl
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h

ke
it

sa
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n

en
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2387BB
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n
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o
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2388BB
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n
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n
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n
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2390BB
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n
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2391BU
n
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u
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n
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o
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n
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n
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e
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2392BM
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n
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n
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b
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m

en
 /
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n
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 /

 Ä
rz
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U
n
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u
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2393BSt
el

lu
n
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m
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 /
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u
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-
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n

 (
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u
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an
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e
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n
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2394BR
ev

is
io

n
ss

ch
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en

 

2395BA
n
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h

l B
ea

n
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d

u
n

ge
n

 

2396Ber
te

ilt
e 

G
en
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m
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u

n
ge

n
 /
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u
b

n
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u
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u
n
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n
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A

u
sn
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m
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m
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h
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n
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2397Bab
ge
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h

n
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m
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u

n
-
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b
n
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n
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Er
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h
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2398BA
n

fr
ag

en
 /
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n
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ig

en
 /

 
M

än
ge

lm
el

d
u

n
ge

n
 

2399BA
n

o
rd

n
u

n
ge

n
 

2400BA
n

w
en

d
u

n
g 

vo
n

 Z
w

an
gs

-

m
it

te
ln

 

2401BV
er

w
ar

n
u

n
ge

n
 

2402BB
u

ß
ge
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er

 

2403BSt
ra

fa
n

ze
ig

en
 

2404B 2405BAnzahl der Tätigkeiten 2406B66 2407B75 2408B150 2409B12.344 2410B1525 2411B975 2412B4.912 2413B1.895 2414B1.049 2415B1.054 2416B6.954 2417B 2418B2.941 2419B210 2420B53.674 2421B250 2422B58 2423B102 2424B2622 2425B29 

2426BPos. 2427BDabei berührte Sachgebiete 2428B1 2429B2 2430B3 2431B4 2432B5 2433B6 2434B7 2435B8 2436B9 2437B10 2438B11 2439B12 2440B13 2441B14 2442B15 2443B16 2444B17 2445B18 2446B19 2447B20 

2448B1 
2449BTechnischer Arbeitsschutz, Unfallverhü-
tung und Gesundheitsschutz 

2450B 2451B 2452B 2453B 2454B 2455B 2456B 2457B 2458B 2459B 2460B 2461B 2462B 2463B 2464B 2465B 2466B 2467B 2468B 2469B 

2470B1.1 2471BArbeitsschutzorganisation 2472B39 2473B53 2474B50 2475B8.169 2476B789 2477B4 2478B2.273 2479B1.191 2480B1 2481B433 2482B4.363 2483B10.065 2484B42 2485B5 2486B3.878 2487B123 2488B34 2489B5 2490B43 2491B1 

2492B1.2 2493BArbeitsplätze, Arbeitsstätten, Ergonomie 2494B11 2495B6 2496B28 2497B4.774 2498B425 2499B79 2500B2.568 2501B695 2502B 2503B375 2504B1.884 2505B10.218 2506B38 2507B1 2508B929 2509B79 2510B6 2511B1 2512B69 2513B4 

2514B1.3 2515BArbeitsmittel, Medizinprodukte 2516B9 2517B23 2518B27 2519B3.337 2520B387 2521B24 2522B2.323 2523B801 2524B1 2525B248 2526B1.647 2527B9.871 2528B18 2529B 2530B2.840 2531B41 2532B3 2533B1 2534B8 2535B9 

2536B1.4 2537BÜberwachungsbedürftige Anlagen 2538B4 2539B24 2540B5 2541B776 2542B76 2543B 2544B751 2545B41 2546B2 2547B138 2548B1.457 2549B742 2550B94 2551B4 2552B5.279 2553B16 2554B5 2555B2 2556B12 2557B3 

2558B1.5 2559BGefahrstoffe 2560B18 2561B15 2562B43 2563B1.476 2564B257 2565B386 2566B1.031 2567B107 2568B52 2569B237 2570B757 2571B2.578 2572B121 2573B1 2574B5.002 2575B14 2576B1 2577B3 2578B21 2579B8 

2580B1.6 2581BExplosionsgefährliche Stoffe 2582B6 2583B8 2584B36 2585B642 2586B15 2587B 2588B104 2589B1 2590B 2591B14 2592B38 2593B403 2594B824 2595B23 2596B4.242 2597B 2598B2 2599B74 2600B8 2601B2 

2602B1.7 2603BBiologische Arbeitsstoffe 2604B1 2605B1 2606B3 2607B188 2608B64 2609B 2610B59 2611B21 2612B 2613B118 2614B121 2615B233 2616B1 2617B1 2618B121 2619B 2620B 2621B1 2622B 2623B 

2624B1.8 2625BGentechnisch veränderte Organismen 2626B 2627B 2628B 2629B 2630B 2631B 2632B 2633B 2634B 2635B 2636B 2637B 2638B 2639B 2640B 2641B 2642B 2643B 2644B 2645B 

2646B1.9 2647BStrahlenschutz 2648B 2649B 2650B 2651B450 2652B 2653B 2654B15 2655B 2656B 2657B 2658B20 2659B34 2660B48 2661B9 2662B512 2663B2 2664B 2665B 2666B 2667B 

2668B1.10 2669BBeförderung gefährlicher Güter 2670B 2671B 2672B 2673B 2674B 2675B 2676B 2677B 2678B 2679B 2680B 2681B 2682B 2683B 2684B 2685B 2686B 2687B 2688B 2689B 

2690B1.11 2691Bpsychische Belastungen 2692B15 2693B8 2694B13 2695B516 2696B143 2697B 2698B365 2699B31 2700B 2701B6 2702B197 2703B308 2704B2 2705B 2706B55 2707B2 2708B 2709B1 2710B 2711B 

2712B 2713BSumme Position 1 2714B103 2715B138 2716B205 2717B20.328 2718B2.156 2719B493 2720B9.489 2721B2.888 2722B56 2723B1.569 2724B10.484 2725B34.452 2726B1.188 2727B44 2728B22.858 2729B277 2730B51 2731B88 2732B161 2733B27 

2734B2 
2735BTechnischer Arbeits- u. Verbraucher-
schutz 

2736B 2737B 2738B 2739B 2740B 2741B 2742B 2743B 2744B 2745B 2746B 2747B 2748B 2749B 2750B 2751B 2752B 2753B 2754B 2755B 

2756B2.1 2757BGeräte- und Produktsicherheit 2758B10 2759B27 2760B16 2761B24 2762B720 2763B760 2764B18 2765B 2766B1.030 2767B 2768B77 2769B57 2770B40 2771B 2772B1.182 2773B37 2774B4 2775B 2776B3 2777B1 

2778B2.2 
2779BInverkehrbringen gefährlicher 
Stoffe und Zubereitungen 

2780B3 2781B2 2782B1 2783B244 2784B31 2785B209 2786B38 2787B3 2788B8 2789B48 2790B183 2791B524 2792B1 2793B 2794B367 2795B2 2796B1 2797B 2798B 2799B2 

2800B2.3 2801BMedizinprodukte 2802B110 2803B 2804B2 2805B78 2806B3 2807B1 2808B36 2809B 2810B 2811B 2812B98 2813B199 2814B1 2815B 2816B2.914 2817B1 2818B1 2819B 2820B 2821B 

2822B 2823BSumme Position 2 2824B123 2825B29 2826B19 2827B346 2828B754 2829B970 2830B92 2831B3 2832B1.038 2833B48 2834B358 2835B780 2836B42 2837B 2838B4.463 2839B40 2840B6 2841B 2842B3 2843B3 

2844B3 2845BSozialer Arbeitsschutz 2846B 2847B 2848B 2849B 2850B 2851B 2852B 2853B 2854B 2855B 2856B 2857B 2858B 2859B 2860B 2861B 2862B 2863B 2864B 2865B 

2866B3.1 2867BArbeitszeit 2868B5 2869B9 2870B4 2871B950 2872B108 2873B 2874B314 2875B26 2876B 2877B63 2878B329 2879B226 2880B1.402 2881B155 2882B843 2883B6 2884B3 2885B10 2886B47 2887B5 

2888B3.2 2889BSozialvorschriften im Straßenverkehr 2890B3 2891B1 2892B11 2893B267 2894B 2895B 2896B77 2897B 2898B 2899B155 2900B257 2901B5189 2902B29 2903B1 2904B378 2905B 2906B 2907B2 2908B2.420 2909B 

2910B3.3 2911BKinder- und Jugendarbeitsschutz 2912B 2913B2 2914B2 2915B481 2916B26 2917B 2918B148 2919B11 2920B 2921B51 2922B113 2923B41 2924B128 2925B2 2926B143 2927B 2928B 2929B 2930B2 2931B 

2932B3.4 2933BMutterschutz 2934B2 2935B2 2936B 2937B985 2938B143 2939B 2940B213 2941B7 2942B1 2943B53 2944B407 2945B270 2946B266 2947B10 2948B26.005 2949B 2950B1 2951B8 2952B3 2953B 

2954B3.5 2955BHeimarbeitsschutz 2956B 2957B 2958B13 2959B199 2960B2 2961B 2962B21 2963B 2964B 2965B14 2966B 2967B56 2968B2 2969B 2970B192 2971B 2972B 2973B 2974B 2975B 

2976B 2977BSumme Position 3 2978B10 2979B14 2980B30 2981B2.882 2982B279 2983B 2984B773 2985B44 2986B1 2987B336 2988B1.106 2989B5.782 2990B1.827 2991B168 2992B27.561 2993B6 2994B4 2995B20 2996B2472 2997B5 

2998B4 2999BArbeitsmedizin 3000B 3001B23 3002B8 3003B 3004B5 3005B741 3006B1 3007B 3008B 3009B974 3010B5 3011B19 3012B66 3013B 3014B301 3015B4 3016B2 3017B 3018B 3019B 

3020B5 3021BArbeitsschutz in der Seeschifffahrt 3022B 3023B 3024B 3025B 3026B 3027B 3028B 3029B 3030B 3031B 3032B 3033B 3034B 3035B 3036B 3037B 3038B 3039B 3040B 3041B 

3042B 3043BSumme Position 1 bis 5 3044B236 3045B204 3046B262 3047B23.556 3048B3.194 3049B2.204 3050B10.355 3051B2.935 3052B1.095 3053B2.927 3054B11.953 3055B41.033 3056B3.123 3057B212 3058B55.183 3059B327 3060B63 3061B108 3062B2.636 3063B35 



 

 

 

 
  

   

          
  

 
 

  

  

  

 
 

 

 

 
 

 
 

 
 

 

  

 

 

 

 

 

  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                               

                                         

                                   

                                  

                                                      

                                              

                               

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

 

 

  
 

 

 

  

              

 

3064BTabelle 5 
Marktüberwachung nach Produktsicherheitsgesetz 

Erstellt am: 24.01.2025; Auswertungszeitraum: 01.01.2024 bis 31.12.2024 Hessen 

1
2

7
 

3065B 3066BKontrollen 3067Büberprüfte Produkte 3068BRisikoeinstufung 3069BAnhörungen 3070Bergriffene Maßnahmen 
3071BVerwarnungen, 

Bußgelder, 
Strafanzeigen 

3072B 

3073B 

3075Bü
b

e
rp

rü
ft

e
 P

ro
d

u
kt

e
 

3076Bd
av

o
n

 d
u

rc
h

 L
ab

o
rp
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fu
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h
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it
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n
e
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3078Bge
ri

n
ge
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R
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3079Bm
it

tl
e

re
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R
is
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o

 

3080Bh
o

h
e
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R
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3081Be
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3082B 3083Bfr
e
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e
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ah
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en

 

3084BU
n

te
rs
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u

n
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e
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n
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3085BR
ü

ck
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m

e
 

3086BR
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3087BV
e
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h
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n
g 

3089B 

3090Bak
ti

v 

3091Bre
ak

ti
v 

3092Bak
ti

v 

3093Bre
ak

ti
v 

3094Bak
ti

v 

3095Bre
ak

ti
v 

3096Bak
ti

v 

3097Bre
ak

ti
v 

3098Bak
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v 

3099Bre
ak
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v 

3100Bak
ti

v 

3101Bre
ak

ti
v 

3102Bak
ti

v 

3103Bre
ak

ti
v 

3104Bak
ti

v 

3105Bre
ak

ti
v 

3106Bak
ti

v 

3107Bre
ak

ti
v 

3108Bak
ti

v 

3109Bre
ak

ti
v 

3110Bak
ti

v 

3111Bre
ak
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v 

3112Bak
ti

v 

3113Bre
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ti
v 
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v 

3115Bre
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ti
v 

3116Bak
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v 

3117Bre
ak

ti
v 

3118Bak
ti

v 

3119Bre
ak

ti
v 

3120BÜberprüfung bei 3121B1 3122B2 3123B3 3124B4 3125B5 3126B6 3127B7 3128B8 3129B9 3130B10 3131B11 3132B12 3133B13 3134B41 3135B15 3136B16 3137B17 3138B18 3139B19 3140B20 3141B21 3142B22 3143B23 3144B24 3145B25 3146B26 3147B27 3148B28 3149B29 3150B30 

3151BHersteller / Bevollmächtigter 3152B192 3153B176 3154B327 3155B278 3156B6 3157B2 3158B138 3159B121 3160B3 3161B12 3162B11 3163B9 3164B 3165B11 3166B1 3167B17 3168B118 3169B79 3170B100 3171B68 3172B 3173B 3174B1 3175B 3176B 3177B5 3178B 3179B 3180B4 3181B 

3182BEinführer 3183B46 3184B139 3185B66 3186B361 3187B2 3188B1 3189B25 3190B262 3191B18 3192B13 3193B14 3194B13 3195B2 3196B2 3197B1 3198B18 3199B20 3200B176 3201B16 3202B105 3203B12 3204B13 3205B 3206B 3207B2 3208B 3209B4 3210B2 3211B1 3212B 

3213BHändler 3214B244 3215B180 3216B1.325 3217B1.039 3218B65 3219B1 3220B768 3221B80 3222B121 3223B14 3224B52 3225B17 3226B14 3227B23 3228B13 3229B69 3230B152 3231B12 3232B217 3233B21 3234B20 3235B8 3236B 3237B1 3238B8 3239B2 3240B3 3241B 3242B 3243B1 

3244BAussteller 3245B77 3246B 3247B126 3248B 3249B 3250B 3251B81 3252B 3253B 3254B 3255B1 3256B 3257B 3258B 3259B 3260B 3261B9 3262B 3263B13 3264B 3265B 3266B 3267B 3268B 3269B 3270B 3271B1 3272B 3273B 3274B 

3275BPrivate / gewerbliche Betreiber / Sonstige 3276B49 3277B33 3278B49 3279B40 3280B 3281B 3282B3 3283B16 3284B3 3285B9 3286B8 3287B2 3288B1 3289B 3290B1 3291B 3292B 3293B1 3294B1 3295B8 3296B20 3297B 3298B 3299B 3300B 3301B 3302B 3303B 3304B 3305B 

3306BInsgesamt 3307B608 3308B528 3309B1.893 3310B1.718 3311B73 3312B4 3313B1.015 3314B479 3315B145 3316B48 3317B86 3318B41 3319B17 3320B36 3321B16 3322B104 3323B299 3324B268 3325B347 3326B202 3327B52 3328B21 3329B1 3330B1 3331B10 3332B7 3333B8 3334B2 3335B5 3336B1 

3337BReaktive Marktüberwachung wurde veranlasst durch 
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3351BAnzahl 3352B975 3353B3 3354B64 3355B513 3356B51 3357B45 3358B5 3359B4 3360B32 3361B15 3362B8 3363B3 3364B1.718 



 

 

 

 
 

  

 

 
 

   

        

          

 
 

 
        

          

          

 
  
 

        

 
 

 
        

          

          

          

          

 
 

        

 
 

 
        

          

          

          

          

          

          

           

 

3365BTabelle 6 
Begutachtete Berufskrankheiten 

Zeitraum: 01.01.2024 bis 31.12.2024 

1
2

8
 

3366BZuständigkeitsbereich 
3367BSumme 

3368BArbeitsschutzbehörden 3369BBergaufsicht 3370Bsonstiger, unbestimmt 

3371Bbegutachtet 3372Bberufsbedingt 3373Bbegutachtet 3374Bberufsbedingt 3375Bbegutachtet 3376Bberufsbedingt 3377Bbegutachtet 3378Bberufsbedingt 

3379BNr. 3380BBerufskrankheit 3381B1 3382B2 3383B3 3384B4 3385B5 3386B6 3387B7 3388B8 

3389B1 
3390BDurch chemische Einwirkungen verursachte 
Krankheiten 

3391B180 3392B42 3393B0 3394B0 3395B0 3396B0 3397B180 3398B42 

3399B11 3400BMetalle oder Metalloide 3401B6 3402B1 3403B0 3404B0 3405B0 3406B0 3407B6 3408B1 

3409B12 3410BErstickungsgase 3411B0 3412B0 3413B0 3414B0 3415B0 3416B0 3417B0 3418B0 

3419B13 
3420BLösemittel, Schädlingsbekämpfungsmittel 
(Pestizide) und sonstige chemische Stoffe 

3421B174 3422B41 3423B0 3424B0 3425B0 3426B0 3427B174 3428B41 

3429B2 
3430BDurch physikalische Einwirkungen verursachte 
Krankheiten 

3431B14 3432B7 3433B0 3434B0 3435B0 3436B0 3437B14 3438B7 

3439B21 3440BMechanische Einwirkungen 3441B4 3442B4 3443B0 3444B0 3445B0 3446B0 3447B4 3448B4 

3449B22 3450BDruckluft 3451B0 3452B0 3453B0 3454B0 3455B0 3456B0 3457B0 3458B0 

3459B23 3460BLärm 3461B0 3462B0 3463B0 3464B0 3465B0 3466B0 3467B0 3468B0 

3469B24 3470BStrahlen 3471B10 3472B3 3473B0 3474B0 3475B0 3476B0 3477B10 3478B3 

3479B3 
3480BDurch Infektionserreger oder Parasiten verur-
sachte Krankheiten sowie Tropenkrankheiten 

3481B214 3482B188 3483B0 3484B0 3485B0 3486B0 3487B214 3488B188 

3489B4 
3490BErkrankungen der Atemwege und der Lungen, 
des Rippenfells und Bauchfells 

3491B200 3492B80 3493B0 3494B0 3495B0 3496B0 3497B200 3498B80 

3499B41 3500BErkrankungen durch anorganische Stäube 3501B197 3502B80 3503B0 3504B0 3505B0 3506B0 3507B197 3508B80 

3509B42 3510BErkrankungen durch organische Stäube 3511B3 3512B0 3513B0 3514B0 3515B0 3516B0 3517B3 3518B0 

3519B43 3520BObstruktive Atemwegserkrankungen 3521B0 3522B0 3523B0 3524B0 3525B0 3526B0 3527B0 3528B0 

3529B5 3530BHautkrankheiten 3531B251 3532B212 3533B0 3534B0 3535B0 3536B0 3537B251 3538B212 

3539B6 3540BKrankheiten sonstiger Ursache 3541B0 3542B0 3543B0 3544B0 3545B0 3546B0 3547B0 3548B0 

3549B9999 3550BEntscheidungen nach § 9 Abs. 2 SGB VII 3551B115 3552B67 3553B0 3554B0 3555B0 3556B0 3557B115 3558B67 

3559BInsgesamt 3560B 3561B974 3562B596 3563B0 3564B0 3565B0 3566B0 3567B974 3568B596 
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